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Erbschaftsteuer
Kurt Stenger über deutsche
Reformunfähigkeit

Die Wirtschaftslobbyisten haben
mal wieder ganze Arbeit geleis-
tet: Die gewaltigen Steuerrabatte
für Firmenerben sollen weitge-
hend erhalten bleiben. So zumin-
dest hat es die schwarz-rote Koa-
lition beschlossen, obwohl sowohl
CDU-Finanzminister Wolfgang
Schäuble als auch die SPD ei-
gentlich strengere Regeln woll-
ten. Es setzten sich die unterneh-
mensnahen Kräfte durch – dank
des von der PR-Maschinerie in
Umlauf gebrachten Totschlagar-
guments, dass ansonsten die
meisten vererbten Firmen vom
Finanzamt in den Konkurs ge-
trieben werden. Dabei konnten
die Lobbyisten kein einziges Bei-
spiel dafür anführen, obwohl frü-
her ja auch mal weit höhere Erb-
schaftsteuern in Deutschland fäl-
lig waren. Damals wurden Pleiten
durch Stundungsregeln vermie-
den. Es zahlte also der, der es sich
leisten konnte.
Seit einigen Jahren lautet al-

lerdings die Regel, wenn Firmen-
vermögen vererbt wird: Damit es
nicht den Falschen trifft, muss
praktisch keiner zahlen. Und da-
ran soll sich, so plant es jedenfalls
die Koalition, im Grundsatz auch
nichts ändern, obwohl dies das
Steuersystem eigentlich ad absur-
dum führt. Darauf hatten ja die
Verfassungsrichter hingewiesen,
die in einem Urteil die Regierung
ultimativ zu einer Neuregelung
aufgefordert hatten. Doch die Re-
gierung scheint lieber mit dem
Grundgesetz in Konflikt geraten
zu wollen als mit der Wirtschaft.
Das Land der Familienunterneh-
men und Unternehmerfamilien ist
an dieser Stelle reformunfähig,
wenn nicht sogar reformunwillig.

Pegida will bei
Landtagswahlen
antreten
Bachmann kündigt eigene
Kandidaten an / Tumulte in Freital

Leipzig. Der Mitbegründer der rechten und
anti-islamischen Pegida-Bewegung, Lutz
Bachmann, hat angekündigt, dass sein Bünd-
nis künftig bei Landtagswahlen antreten will.
»Wir werden bei den im nächsten Jahr in
Deutschland anstehenden vier Landtagswah-
len Kandidaten ins Rennen schicken«, sagte
Bachmann nach Angaben der »Leipziger
Volkszeitung« bei einem Aufmarsch am Mon-
tagabend in Leipziger. Pegida werde dabei
aber nicht als Partei, sondern als Bürgerbe-
wegung agieren. »Zum ersten Mal werden wir
am 16. März bei den Wahlen in Baden-Würt-
temberg versuchen, mit Direktmandaten in
den Landtag zu kommen«, so Bachmann.
Am Montagabend waren die rechten Netz-

werke Pegida und Legida in der Messestadt
gemeinsam aufmarschiert – nach Polizeian-
gaben waren etwa 800 Anhänger gekommen.
Laut einer Sprecherin des Aktionsnetzwerkes
»Leipzig nimmt Platz« versammelten sich bis
zu 3000 Teilnehmer auf den Gegenkundge-
bungen.
Im sächsischen Freital kam es indes am

Montagabend auf einer Bürgerversammlung
zum Thema Asyl zu Tumulten. Sachsens In-
nenminister Markus Ulbig (CDU) wurde von
Flüchtlingsfeinden ausgebuht, Unterstützer
der Asylsuchenden wurden niedergeschrien
und ihnen wurde das Mikrofon entrissen. In
dem Ort kommt es seit Wochen zu rassisti-
schen Demonstrationen gegen das örtliche
Flüchtlingsheim. Agenturen/nd Seite 6

Affront gegen Genozidopfer
Bundespräsidialamt fertigt hochrangige namibische Delegation am Eingang ab

Berlin. Es ist beschämend: Trotz Voranmel-
dung waren weder Bundespräsident Joachim
Gauck noch das Bundespräsidialamt dazu be-
reit, die Nachfahren der Genozidopfer aus Na-
mibia am Montag zu empfangen. Ida Hoff-
mann, Mitglied im namibischen Parlament
und Vertreterin der Nama: »Ich bin sehr ent-
täuscht darüber, dass wir trotz Ankündigung
unseres Besuchs vom Bundespräsidenten nicht
einmal hineingebeten und schon am Ein-
gangstor abgefertigt wurden. Geht man so mit
den Nachfahren von Opfern eines Genozids
um? Ich sorge mich sehr um die namibisch-
deutschen Beziehungen: Die herablassende

Haltung des deutschen Staates ist heute lei-
der erneut deutlich geworden – wir werden se-
hen, wie die namibische Regierung darauf re-
agiert, dass ihre Bürgerinnen und Bürger hier
derart behandelt werden. Unser Dank gilt den
Organisatoren des Appells in Deutschland, der
ohne Zweifel einen Durchbruch darstellt.«
In dem Appell rufen das Bündnis »Völker-

mord verjährt nicht!«, mehr als 150 promi-
nente Erstunterzeichner*innen aus Wissen-
schaft und Politik, Kirche, Kultur und Black
Community sowie fast 50 Nichtregierungsor-
ganisationen den Bundespräsidenten, den
Bundestag und die Bundesregierung dazu auf,

zum 100. Jahrestag des Endes von »Deutsch-
Südwestafrika« am 9. Juli 2015 endlich auch
den Völkermord an den OvaHerero und Na-
ma beim Namen zu nennen. Außerdem drän-
gen die Unterzeichnenden auf eine offizielle
Entschuldigung, zur Rückgabe der vielen für
rassistische Forschungen geraubten mensch-
lichen Überreste aus Afrika und zur direkten
Einbeziehung der OvaHerero und Nama in die
Verhandlungen über geeignete Versöhnungs-
maßnahmen.
Die Vereinten Nationen haben den Geno-

zid an den Herero und Nama bereits 1948 als
solchen anerkannt. ml Seite 5

Die Entschuldigung für den Völkermord steht weiter aus: Herero-Familie Foto: akg-images/Lori Waselchuk

UNTEN LINKS

Zwölfmal ist Deutschland in den
letzten 15 Jahren einem terroris-
tischen Anschlag entgangen, bei-
nahe jährlich einem. Das hat Tho-
mas de Maizière vor dem Bundes-
verfassungsgericht vorgetragen,
als großen Erfolg des Bundeskri-
minalamtes, des Bundesamtes für
Verfassungsschutz und sowieso
des Bundesministers des Inneren.
Aber es ist auch ein Erfolg des
Bundes zur regelfreien Anwen-
dung der Grundrechenarten.
Schließlich verdanken all diese
terroristischen Anschläge ihre
Existenz als nichtverübte terroris-
tische Anschläge außer der Ver-
achtung von Grundrechten auch
der Verachtung der Grundrechen-
arten. Der Minister erwähnte dies
nicht extra, doch ist die Statistik
nicht eingetretener Katastrophen
viel komplizierter als die der ein-
getretenen. Wir hoffen bald auf
eine Statistik nicht gehaltener Re-
den, nicht eingehaltener Wahl-
versprechen oder nicht gebroche-
ner Politikerknöchel. Womöglich
braucht es am Ende gar mehr als
die Verletzung von nur vier
Grundrechenarten. uka

Athen stellt neuen Antrag auf ESM-Gelder
Krisen-Diplomatie nach dem Referendum / Namhafte Ökonomen fordern Merkel zu Kurswechsel auf

Mit einemneuen Antrag auf Gel-
der aus demRettungsfonds ESM
will Griechenland eine Eini-
gung im Streit mit den Gläubi-
gern erreichen. Bis dahin geht
die Krisen-Diplomatie weiter.

Von Vincent Körner

»Momentan wird die griechische
Regierung dazu gedrängt, sich ei-
nen Revolver an die Schläfe zu
halten und abzudrücken.« So steht
es in einem Offenen Brief nam-
hafter Ökonomen, über den der
»Tagesspiegel« berichtet und den
unter anderem Thomas Piketty,
Jeffrey D. Sachs und Heiner Flass-
beck unterzeichnet haben. »Doch
mit der Kugel wird nicht nur Grie-
chenlands Zukunft in Europa ge-
tötet. Die Kollateralschäden wer-
den auch die Eurozone als Leucht-
turm von Hoffnung, Demokratie
und Wohlstand zerstören.«
Was als Appell an Kanzlerin An-

gela Merkel gedacht ist, wurde am
Dienstag zur Begleitmusik der Kri-

sen-Diplomatie, die seit dem deut-
lichen Nein der Griechen beim Re-
ferendum über die Gläubigerpoli-
tik läuft. Bei einem Sondertreffen
der Finanzminister der Eurozone
am Nachmittag hatte man dem
neuen griechischen Ressortchef
Efklidis Tsakalotos klargemacht,
dass ein neuer Antrag auf Kredite
aus dem Europäischen Stabili-
tätsmechanismus ESM nötig sei.
Zwar hatte Premier Alexis Tsipras
bereits in der vergangenen Woche
und noch vor demReferendumum
Gelder aus dem ESM in Höhe von
29 Milliarden Euro gebeten. Die-
ser Antrag müsse nun aber über-
arbeitet werden – dies wird wohl
bis Mittwoch dauern. Danach
könnte eine Telefonkonferenz der
Minister den Prozess der Prüfung
des Antrags eröffnen.
Damit war kurz vor Beginn des

EU-Sondergipfels am Dienstag-
abend auch offen, ob und worü-
ber dort entschieden werden kön-
ne. Unmittelbar vor der Runde der
Regierungschefs wollten sich Mer-

kel, Tsipras und Frankreichs Prä-
sident François Hollande zusam-
menkommen. Die Regierung in
Paris hatte am Dienstag signali-
siert, dass auch Umschuldung für
Griechenland »kein Tabuthema«

sein dürfe, wie es Premierminister
Manuel Valls formulierte. Berlin ist
strikt gegen eine Schuldener-
leichterung, diese gehört aber zu
den Kernforderungen der SYRI-
ZA-geführten Regierung.
Ebenfalls ins Gespräch kam ein

»Brückenprogramm«, mit dem die
Europäische Zentralbank Grie-
chenland in einem Vorgriff auf ein
späteres Kreditpaket unter be-
stimmten Umständen vorab Li-
quidität zur Verfügung stellen

könnte – jedenfalls nach Ansicht
des österreichischen Notenbank-
chefs Ewald Nowotny, der im EZB-
Rat sitzt. In der Eurogruppe wur-
den solche Überlegungen von den
Vertretern jener Länder zurück-
gewiesen, die für eine kompro-
misslose Linie gegenüber Athen
plädieren.
Nach dem Referendum in Grie-

chenland treten nun die Differen-
zen innerhalb Europas über die
Krisenpolitik deutlicher zutage.
Während Deutschland, osteuro-
päische und die Baltenstaaten so-
wie Finnland eine harte Linie ver-
folgen, wirbt Frankreich mit Län-
dern wie Italien und Luxemburg
für Zugeständnisse.
EU-Kommissionschef Jean-

Claude Juncker hat derweil ein
Signal gegen den immer lauter
werdenden Chor der Grexit-Be-
fürworter etwa in Deutschland
ausgesandt. In Straßburg sagte er
mit Blick auf den Euro: »Niemand
darf die Griechen hinauswerfen
wollen.«mit Agenturen Seite 2

»Niemand darf die
Griechen hinaus-
werfen wollen.«
Jean-Claude Juncker

Koalition erblasst
vor Firmenerben
Steuerprivilegien sollen nun doch
weitgehend erhalten bleiben

Frankfurt/Main. Nach monatelanger Debatte
will das Bundeskabinett an diesem Mittwoch
den Gesetzentwurf zur Reform der Erb-
schaftsteuer beschließen. Ein Sprecher des Fi-
nanzministeriums bestätigte Medienberichte
über einen Kompromiss bei der umstrittenen
Neuregelung für Firmenerben. Diese war vom
Verfassungsgericht gefordert worden, das die
bisherigen Steuervergünstigungen als zu um-
fangreich bemängelt und den Gesetzgeber zu
einer Reform bis Juli 2016 gedrängt hatte.
Ein erster Entwurf von Finanzminister

Wolfgang Schäuble (CDU) war in der Union
und von Wirtschaftsverbänden kritisiert wor-
den, die vor Jobverlusten warnten. Nach der
Überarbeitung sind nun wieder großzügigere
Regeln geplant, um Firmenerben von der
Steuer zu befreien – wenn sie den Betrieb wei-
terführen und Arbeitsplätze erhalten.
Einigen Wirtschaftsverbänden reicht dies

immer noch nicht. So kritisierte DIHK-Präsi-
dent Eric Schweitzer, dass das Privatvermö-
gen eines Unternehmenserben einbezogen
werde. Dagegen warf LINKE-Chef Bernd Rie-
xinger der Koalition vor, sie sei vor den Fir-
menerben eingeknickt. DGB-Vorstand Stefan
Körzell. erklärte, es gehe nicht um den Erhalt
von Jobs. Dies sei »lediglich ein schlechtes Fei-
genblatt, um die Schonung großer Vermögen
zu kaschieren«. Agenturen/nd Seite 16
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Spontane
Wendungen
SPD-Chef Gabriel versucht mit verschiedenen
Mitteln, Athen unter Druck zu setzen
Teile der SPD fordern einen Kurs-
wechsel in der Griechenlandpoli-
tik. Doch Parteichef Sigmar Gabri-
el bleibt bei seiner harten Haltung.

Von Aert van Riel

Seit einigen Tagen richtet sich der
SPD-Vorsitzende Sigmar Gabriel re-
gelmäßig per Videobotschaft im In-
ternet an die Öffentlichkeit. In der
Folge, die am Dienstag ausgestrahlt
wurde, vollzog der Bundeswirt-
schaftsminister wieder einmal eine
kleine Wendung in seiner Griechen-
landpolitik. Kurz nach dem griechi-
schen Referendum am Wochenende
gegen die Kürzungsforderungen der
Gläubiger hatte Gabriel im »Tages-
spiegel« noch gesagt, dass Alexis Tsi-
pras seinem Volk vorgegaukelt habe,
mit einem »Nein« werde die Ver-
handlungsposition Griechenlands
gestärkt. Tatsächlich habe der Re-
gierungschef von der Linkspartei SY-
RIZA aber »letzte Brücken eingeris-
sen, über die Europa und Griechen-
land sich auf einen Kompromiss zu-
bewegen konnten«, so Gabriel.
In seiner Videobotschaft erklärte

der Sozialdemokrat hingegen, dass
das griechische Volk eine demokra-
tische Entscheidung getroffen habe.
»Es steht uns nicht an, das zu kriti-
sieren«, sagte der SPD-Chef. Er be-
tonte seine Hoffnung, dass die Grie-
chen an den Verhandlungstisch zu-
rückkehren. Offenbar spekuliert
Gabriel darauf, dass die Gläubiger
dann ihre Forderungen durchsetzen
können. Aus diesem Grund dürfte er
seine Tonart geändert haben. Kritik
von Vertretern des linken SPD-Flü-
gels, die nach seinen heftigen Äuße-
rungen gegen die Athener Regierung
laut geworden war, hat Gabriel da-
gegen noch nie sonderlich gestört.
Bereits vor der Abstimmung hatte

der Sozialdemokrat den Griechen von
Berlin aus verkündet, dass sie über

den Verbleib in der Eurozone ent-
scheiden würden. Das stimmte aller-
dings nicht. Beim Volksentscheid ging
es um das bislang letzte Angebot der
Gläubiger, das unter anderem Ein-
schnitte bei den Renten vorsah, und
von der griechischen Regierung nicht
akzeptiert werden konnte, weil es zu
einer Verschärfung der Armut ge-
führt hätte. Die Gläubiger hatten ihr
Angebot vor der Abstimmung zu-
rückgezogen. Gabriels Ankündigung
konnte also als Drohung verstanden
werden, die Griechen aus der Euro-
zone zu drängen, wenn sie bei der
Volksabstimmung mit Nein votieren.
Die taktischen Wendungen der

SPD-Spitze wurden auch in einem In-
terview von Außenminister Frank-
Walter Steinmeier in der »Welt am
Sonntag« deutlich. Steinmeier hatte
zunächst angedeutet, dass er das
griechische Referendum akzeptieren
werde. Er hoffe, »dass Griechenland
die ausgestreckte Hand« der Gläubi-
ger ergreife, so Steinmeier. Wenn
»dies in Form eines Referendums sein
soll, dann sei es so«. Nachdem diese
Sätze in einer Vorankündigung der
»Welt« standen, fanden sie sich im In-
terview nicht wieder. Der Sozialde-
mokrat hatte sich für eine härtere
Gangart entschlossen. »Ich verstehe
nicht, wie eine gewählte griechische
Regierung seinem Volk empfiehlt,
den europäischen Vorschlag abzu-
lehnen, und die Menschen in Grie-
chenland damit in Geiselhaft nimmt,
um Europa weitere Konzessionen ab-
zutrotzen«, zitierte ihn das Blatt in der
finalen Fassung des Interviews.
Der Ton der SPD-Spitze hat sich

seit der griechischen Parlamentswahl
zu Beginn dieses Jahres verschärft.
Das dürfte damit zusammenhängen,
dass das Land seitdem von SYRIZA
und der rechtspopulistischen ANEL
geführt wird und die SPD-Schwes-
terpartei PASOK nicht mehr an der
Regierung beteiligt ist. Als die SPD in

der Opposition war, hatte der dama-
lige Kanzlerkandidat Peer Steinbrück
noch getönt, er wolle Griechenland
mit einer Art Marshall-Plan retten.
Doch inzwischen stehen führende
Sozialdemokraten an vorderster
Front, wenn es darum geht, eine wi-
derborstige Regierung in einem Land,
dem der wirtschaftliche Kollaps
droht, vor eine Wahl zu stellen, die
keine ist: Entweder werden neolibe-
rale Reformen umgesetzt oder es gibt
keine Zukunft im Euro mehr.
Das sehen Politiker des linken SPD-

Flügels anders. »Wir müssen uns ein-
gestehen, dass die bisherige Politik
den Griechen jegliche Hoffnung da-
rauf genommen hat, dass sich die La-
ge wieder verbessern kann«, sagte der
Berliner Landeschef Jan Stöß gegen-

über »nd«. Er forderte »ein echtes
Hilfsprogramm, das Investitionen
vorsieht und der Wirtschaft und den
Menschen wieder auf die Beine hilft«.
»Immer nur einenNotkredit nachdem
anderen zu gewähren, der den alten
Kredit ersetzt und neue Schulden
schafft, treibt das Land weiter in die
Spirale nach unten«, sagte das SPD-
Vorstandsmitglied. Einen teilweisen
Schuldenschnitt bezeichnete Stöß als
»unausweichlich«. Es sei richtig, dass
daran Erwartungen wie eine Redu-
zierung des überhöhten griechischen
Militärbudgets und ein konsequen-
terer Kampf gegen Steuerhinterzie-
hung und Kapitalflucht geknüpft
werden. »Nicht wenige dieser Auf-
gaben stellen sich allerdings auch bei
uns«, fügte Stöß hinzu.

Ähnliche Forderungen nach einem
»massiven Investitionspaket in sozi-
ale und ökologische Projekte« und ei-
nem Schuldenerlass für Griechen-
land hatten auch die Jusos gestellt.
In der SPD dürfte es aber schwierig
sein, dies durchzusetzen. In seiner Vi-
deobotschaft hatte sich Gabriel er-
neut dagegen ausgesprochen, dass
Schulden der Griechen einfach ge-
strichen werden. Gönnerhaft sprach
er sich aber für Investitionen in Bil-
dung, Forschung, Wachstum und Ar-
beit aus. Dies sei auch die Position von
EU-Kommissionspräsident Jean-
Claude Juncker und des Präsidenten
des Europaparlaments, Martin
Schulz. Dass diese Punkte den Grie-
chen bisher nur vage in Aussicht ge-
stellt wurden, erwähnteGabriel nicht.

KOMMENTAR

Deutsches
Wesen
Tom Strohschneider über die
Radikalisierung an der medialen
Heimatfront

»Auswärtige Conflicte zu suchen,
um über innere Schwierigkeiten
hinwegzukommen«, dagegen
müsse er sich verwahren, so ant-
wortete Otto von Bismarck, da-
mals noch preußischer Minister-
präsident auf die Kritik der Libe-
ralen an einer Rede, die im deut-
schen Gedächtnis bis heute le-
bendig ist. Viel zu lebendig, wie
das papierne Ressentiment na-
mens »Bild«-Zeitung am Dienstag
wieder unter Beweis stellte.
Der spätere Reichskanzler hatte

im Streit um eine Heeresreform
im September 1862 seine berüch-
tigte Eisen-und-Blut-Rede gehal-
ten – es ging um Gewalt und Au-
ßenpolitik und um das Selbstver-
ständnis autoritärer Herrschaft.
»Nicht durch Reden und Majori-
tätsbeschlüsse werden die großen
Fragen der Zeit entschieden«, so
Bismarck damals in ausdrückli-
cher Absage an den Geist der bür-

gerliche Revolution von 1848,
»sondern durch Eisen und Blut«.
Bismarck hatte sich das »Eisen-

und-Blut«-Bild zwar nur ausge-
borgt von Max von Schenkendorf,
der unter dem Eindruck der so
genannten Befreiungskriege von
1813/1815 unter dem Titel »Das
eiserne Kreuz« gedichtet hatte:
»Nur Eisen kann uns retten, uns
erlösen kann nur Blut.« Es war die
Zeit, in der ein deutscher Natio-
nalismus seine ungeistige, publi-
zistische Grundlage fand.
Heute ist für das medien-deut-

sche Wesen, an dem wenigstens
die europäischen Welt wenn
schon nicht genesen darf, wie
Griechenland, so doch zumindest
artig vor ihr kuschen soll, die
»Bild«-Zeitung zuständig. Am Tag
des EU-Sondergipfels nahm man
eine »eiserne Kanzlerin« mit Pi-
ckelhaube auf den Titel – und das
in einem Blatt, das sich gern da-
rüber beschwert, wenn englische
Boulevard-Blätter deutsche Politi-
ker in preußisch-militaristischer
oder Naziuniform abbilden.
Was zu Schenkendorffs Zeit

Frankreich war und in Bismarcks
Rede die Demokratie, ist derzeit
nicht nur für »Bild« Griechenland:
der Feind. Nicht in dem Sinne,
dass er dies wirklich wäre; aber
dadurch, dass er zu einem solchen
gemacht, verzerrt wird, kann man
ihn benutzen: für das marktge-
triebene Werfen von nationalisti-
schem Dreck auf einen Resonanz-
boden, von dem man weiß, dass
er dadurch in Schwingung gerät.
»Bild« verdient daran, dass der
Reflex funktioniert, den das Blatt
selbst mit erzeugt.
Die politische Entsprechung

der »Bild« in der Griechenland-
frage sind CSU-Politiker und eine
(noch) Minderheit in der Union.
Aber auch Sigmar Gabriel, der
sich zum Schutzparton »deutscher
Familien« vor den gierigen An-
sprüchen Athener Kommunisten
erklärte.
Der Kreis schließt sich dort, wo

Politik nach Stimmungen gemacht
wird: In Umfragen sagt eine große
Mehrheit (die übrigens auch unter
Anhängern der LINKEN und der
Grünen eine sehr große ist), man
solle den Griechen nicht mehr
Zugeständnisse machen. »Bild«,
CSU und Gabriel können sich also
sogar bestätigt sehen: Ihr Ruf
nach der »eisernen Kanzlerin«
verhält sich zum deutschen Anti-
Griechen-Sentiment wie im Mär-
chen der Igel zum Hasen: Letzte-
rer hetzt dem hinterher, der schon
immer da ist.

Zwei Worte gegen das Unumgängliche
Der IWF wäre nicht dagegen, Paris ist dafür – aber Berlin sperrt sich weiter gegen Schuldenerleichterungen für Griechenland

Schuldenerleichterungen für Grie-
chenland sind unumgänglich – das
wissen Experten, SYRIZA will sie,
auch die deutsche Opposition ist
dafür. Nur der Bundesfinanzmi-
nister will davon nicht reden.

Von Vincent Körner

Als der Sprecher von Wolfgang
Schäuble am Montag gefragt wurde,
was er von der griechischen Forde-
rungnach Schuldenerleichterunghält,
brauchte Martin Jäger nur zwei Wor-
te, um die Berliner Position zu be-
schreiben: »kein Thema«.
Die Haltung ist bekannt, seit Ende

Januar die SYRIZA-geführte Regie-
rung die Forderung wieder auf die Ta-
gesordnung gesetzt hat. Inzwischen
fällt es Schäuble aber nicht mehr ganz
so leicht, den Wunsch abzukanzeln –
aus mehreren Gründen.
Erstens sind die Stimmen jener

Ökonomen inzwischen unüberhör-
bar, die eine Schuldenerleichterung
als Mindestvoraussetzung dafür an-
sehen, dass in Griechenland eine ei-
genständige Entwicklung wieder in
Gang kommt.

Ein zweiter Grund: Selbst der In-
ternationale Währungsfonds hat sich
in dieser Frage mehr oder weniger
deutlich auf die Seite der griechi-
schen Regierung geschlagen. Der IWF
hatte kurz vor dem Referendum
Schuldenerleichterungen unter Um-
ständen für möglich gehalten – wenn
auch mit dem Ziel, dass dies nur die
Schulden der europäischen Gläubiger
umfassen soll.
Und, drittens, gibt es selbst in Eu-

ropa Länder wie Frankreich, die eine
Umschuldung nicht mehr ausschlie-
ßen wollen. »Es gibt kein Tabuthema
bei den Schulden, bei der Umschul-
dung«, sagte Premier Manuel Valls am
Dienstagmorgen. Da Europa auf dem
Spiel stehe, wenn Griechenland in den
Grexit gedrängt wird, müsse »alles für
ein Abkommen« getan werden.
In Berlin sahman das zumindest bis

zum Sondergipfel am Dienstagabend
anders. SPD-Chef Sigmar Gabriel
wollte über Schuldenerleichterungen
erst dann reden, wenn die Regierung
in Athen »auch zeigt, dass sie Refor-
men umsetzt«. Schäuble wies noch
einmal grundsätzlich einen teilweisen
Schuldenerlass zurück: »Wer die eu-

ropäischen Verträge kennt, weiß, dass
ein Schuldenschnitt unter das bai-
lout-Verbot« des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union
fällt – demnach dürfen weder EU noch
Mitgliedstaaten für Schulden eines
anderenMitgliedslandes haften. Aber:
Schon zweimal hat Griechenland
Schuldenerleichterungen erhalten.
Eine andere Begründung für sein

Nein fand EU-Kommissar Günther
Oettinger. »Die Schuldendienstleis-
tung ist gestreckt, die Zinsen sind ganz

nach unten angepasst. Das heißt, im
Augenblick sind die alten Schulden in
keiner Form erdrückend.«
Das sieht man in Athen anders.

Schon im Juli und August werden Ver-
pflichtungen gegenüber der Europäi-
schen Zentralbank über rund 6,5 Mil-
liarden Euro fällig. Deshalb hatte die
griechischeRegierung imStreit umdie
Verlängerung des inzwischen ausge-
laufenen zweiten Kreditprogramms
auch auf eine Umstrukturierung ge-
drängt. Doch der Vorschlag, die

Schulden bei der EZB in längerfristige
Schulden beim ESM umzuwandeln,
wurde nicht einmal ernsthaft in Er-
wägung gezogen, bilanzierte Efklidis
Tsakalotos, der inzwischen Finanz-
minister in Athen ist und schon län-
ger das Verhandlungsteam der grie-
chischen Seite koordiniert.
Schäubles Sprecher kann sich da-

ran nicht erinnern. Jäger sagte am
Montag, Schuldenerleichterung sei
nicht Gegenstand der zuletzt abge-
brochenen Verhandlungen gewesen.

85 Prozent der Jüngeren stimmten mit »OXI«
Genauere Daten über den Ausgang des Referendums in
Griechenland zeigen: Das »OXI« zur Krisenpolitik der Gläu-
biger spiegelt den breiten Wunsch der gesamten Bevölke-
rung wider. Das zeigen Zahlen des Meinungsforschungsins-
titutes »Public Issue«. Mit nur wenigen Ausnahmen votierten
fast alle gesellschaftlichen Gruppen, egal ob unterschieden
nach Alter, Geschlecht, Bildungsgrad oder Berufsstand,
mehrheitlich für ein »Nein«.
Der deutliche Erfolg der SYRIZA-geführten Regierung,

die für eine Ablehnung plädiert hatte, stützt sich wesentlich
auf die jüngeren Generationen. Auffällig: Mit zunehmendem

Alter sinkt die Zahl der »OXI«-Voten, erreicht allerdings erst
bei der Gruppe der über 65-Jährigen einen Anteil von unter
50 Prozent. Die Krisenpolitik am deutlichsten lehnt demnach
die Gruppe der 18- bis 24-Jährigen ab (85 Prozent für
»Nein«), die Gruppe der 45- bis 54-Jährigen liegt mit ihrem
Anteil auch noch deutlich über dem Endergebnis.
Anders dagegen die Gruppe der 65+: Hier stimmten nur

44,9 Prozent mit »OXI«. Die hohen Werte der jüngeren Ge-
neration zeigen sich auch noch einmal bei der Gruppe der
Studenten. Hier votierten 85,2 Prozent mit »Nein«, in der
gesamten demografischen Erhebung der Spitzenwert. rdm

Wie die Fahne im Wind: Die Rhetorik der SPD-Spitze gegenüber der Athener Regierung ändert sich ständig. Foto:123RF/Jan Zoetekouw

In der SPD ist die Griechenland-Politik strittig.
Dabei geht es auch um die Frage, ob den Südost-
europäern Schulden erlassen werden sollen.
Die Bundesregierung sträubt sich bislang dagegen.
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»Ich investiere viel Zeit in direkte
Gespräche«

Thüringens Ministerpräsident Bodo Ramelow (LINKE) über seine Wirtschaftspolitik im Freistaat

Noch vor Monaten demonstrierten
Unternehmer in Erfurt gegen eine
von der LINKEN geführte Regie-
rung, jetzt loben in IHK-Umfragen
85 Prozent der Firmenchefs ihre ak-
tuelle wirtschaftliche Lage. Auch in
den Wählerumfragen hat Rot-Rot-
Grün zugelegt. Sorgt das für Ge-
nugtuung bei Ihnen?
Nein. Wir drei Koalitionspartner
wussten, was wir wollen, und die
Thüringer hatten in etwa eine Vor-
stellung, was sie mit Rot-Rot-Grün
bekommen. So waren die Turbulen-
zen außerhalb höher als im Land. Und
das Demonstrationspotenzial, das es
sicher gab, hatte sichmitmeinerWahl
im Dezember auch sofort erledigt.

Sind Sie nun der Liebling der Thü-
ringer Wirtschaft?
DieWirtschaft hat uns vom ersten Tag
an sehr intensiv gefordert. Ich inves-
tiere viel Zeit in direkte Gesprächemit
Unternehmern. Selbst zu CDU-nahen
Wirtschaftsverbänden habe ich in-
zwischen einen gutenDraht. Denn die
Unternehmen, so mein Eindruck,
fühlen sich mit ihren Sorgen ernst-
genommen. Mancher, der mir heute
die Hand gibt, sagt, dass er das so
nicht erwartet hätte.

Nun agieren Sie an der Spitze einer
ganz außergewöhnlichen Koaliti-
on. Wie funktioniert diese intern?
Keiner kannte dies bisher! Aber eben
das treibt mich um. Ich möchte, dass
diese Konstellation ein Erfolg für Thü-
ringen wird. Daran werde ich mich
stets messen lassen. Dann haben nach
fünf Jahren wieder die Wähler das
Wort. Dass nun der erste Haushalt
steht, macht mich schon stolz. Denn
das hat uns keiner zugetraut. Und der
nächste Doppelhaushalt wird schon
vorbereitet. Auch er wird noch dieses
Jahr beschlossen, da bin ich sicher. Al-
le Akteure wissen um ihre Verant-
wortung. Ich spüre keinerlei Span-
nungen im Kabinett. Von daher ist mir
auch für die Zukunft nicht bange.

Für den Haushalt stimmten auch
zwei Oppositionsabgeordnete, die
zuvor die AfD-Fraktion verlassen
hatten – ein Fingerzeig in die Zu-
kunft?
Wichtig ist, dass unsere eigene Mehr-
heit von 46 Abgeordneten steht! Das

war auch in allen Plenarsitzungen so.
Die CDU schafft es dagegen nicht
mehr, die 45 Oppositionsstimmen zu
bündeln. Undwas die AfD betrifft: Ich
verstehe es, wenn hier jemand sagt,
er teile zwar nicht alles im Haushalt,
wolle aber, dass er jetzt beschlossen
wird.

Der Etat sieht 300 Millionen Euro
höhere Ausgaben vor als der alte.
Wofür konkret?
Das behauptet nur die CDU, und die
Medien sind dem aufgegessen. Das ist
Propaganda. Unser Haushalt liegt
zwar 22 Millionen über dem Ist-Ab-
schluss des Vorjahres, doch da wir
2015 bereits 49 Millionen für Flücht-
lingsunterbringung benötigt haben,
ist er in Wahrheit kleiner geworden.
Insofern sind wir bereits beim Kon-
solidieren der Landesfinanzen.

Sie sind nun Ministerpräsident in
einem Land, das bei den Wirt-
schaftskenndaten oft schon füh-
rend im Osten war. Was will man
da anders machen?
Im Wahlkampf habe ich gesagt, ich
will nicht alles anders machen, aber
viele Dinge besser. Wirklich anders ist
unser Bekenntnis gegen Niedriglohn.
Denn qualifizierte Arbeit muss qua-
lifizierte Löhne auslösen. Niedrig-
lohn ist kein Konzept, wie es die Thü-
ringer CDU lange betrieb, sondern in
einem Hochpreisland langfristig eher
ein sozialer Standortnachteil. Das will
Rot-Rot-Grün ändern, und wie Sie se-
hen, beeinträchtigt das den Arbeits-
markt nicht. Im Gegenteil, die Ar-
beitslosenzahlen sinken weiter. Wir
haben Regionen in Thüringen, die
unter der Arbeitslosenquote West lie-
gen. Südthüringen um Sonneberg so-
wie der Raum Jena sind extrem gut
aufgestellt.

Wie weit lässt sich das Weiterfüh-
ren der bisher von der CDU ge-
prägten Wirtschaftspolitik mit dem
LINKE-Programm vereinbaren, in
dem es etwa heißt: »Wo vor allem
der Profit regiert, bleibt kein Raum
für Demokratie...«.
Die Frage ist doch, auf welcher Basis
ich arbeite. Und das ist der Koaliti-
onsvertrag, dem meine Landespartei
zu 96 Prozent zugestimmt hat. Auch
der Parteivorstand unterstützt uns,

ebenso die Bundestagsfraktion. Im
Übrigen habe ich stets öffentlich ge-
sagt: Ich sitze nicht für meine Partei
in der Staatskanzlei. Ich bin hier der
Repräsentant dieser Koalition und der
Ministerpräsident auf Basis des Koa-
litionsvertrages. Auch im Bundesrat
agiere ich für diese Koalition, nicht
allein für die LINKE.

Zwingt Ihr Amt den langjährigen
Gewerkschafter nicht manchmal
zum Spagat?
Da ist kein Spagat! Gerade als Ge-
werkschafter musste ich mich auch
mit Wirtschaftspolitik beschäftigen.
In den 25 Jahren, die ich in Thürin-
gen bin, fand sehr viel Transforma-
tion in den Unternehmen statt. Da-
bei kämpften immer auch Gewerk-
schafter und Betriebsräte für Sanie-
rung, Neuaufstellung, Neupropor-
tionierung. Ich war einst zuständig
für Handelsorganisationen wie den
»Konsum«. Es gab auch Stilllegun-
gen. Aber das »Konsum«-Fleisch-
werk in Dornheim ist nun das Un-
ternehmen »Die Thüringer«, ein Be-
trieb, in dem der Gewerkschafter Ra-
melow als Aufsichtsratsvorsitzender
Verantwortung trug. Heute liegen
dessen Markenprodukte in jedem
Supermarkt. Nein, das herkömmli-
che Links und Rechts funktioniert da
nicht.

Gibt es rote Linien, die Sie dennoch
nicht überschreiten würden? Im
Umgang mit Konzernen etwa oder
in Bezug auf soziale Aspekte von
Unternehmensführung?
Ich finde, es geht nicht, dass sich Kon-
zerne, die in Deutschland tätig sind,
einer Tarifverhandlung verweigern.
Amazon im hessischen Bad Hersfeld,
wo ein Drittel der Belegschaft aus
Thüringen kommt, ist solch ein Bei-
spiel. Oder der Online-Versand-
händler Zalando mit 2500 Beschäf-
tigten allein in Erfurt. Er zahlt zwar
den im Fördermittelbescheid festge-
setzten Ecklohn, inzwischen sogar
darüber, trotzdem wünschte ich mir,
dass endlich ein adäquater Tarifver-
trag abgeschlossen wird. Das nenne
ich eine Selbstverständlichkeit und
keine rote Linie. Wer sich den gan-
zen Tag mit roten Linien beschäftigt,
vergisst zu handeln. Scannerkassen
haben rote Linien. Ich bin keine Scan-

nerkasse, ich mache Politik, will Po-
litik gestalten. Und wenn ich mit ei-
nem Unternehmer etwas zu bereden
habe, berede ich das mit ihm – klar
und deutlich.

Zumindest an großen Unterneh-
men fehlt es aber gehörig in Thü-
ringen. Wie wollen Sie das ändern?
Das geht nicht so leicht. Perspekti-
visch wünsche ich mir aber schon,
dass mehr Konzerne ihre Zentrale in
Thüringen haben, hier ihre Steuern
zahlen, Forschung und Entwicklung
betreiben. Wir haben nicht einen
DAX-Konzern im Land. Darin sehe ich
das eigentliche Problem. Denn das
macht uns strukturell weiter abhän-
gig vom Westen.

Hat Landespolitik nicht Möglich-
keiten, solchen Wünschen auf die
Sprünge zu helfen, etwa durch vo-
rausschauende Strukturpolitik?
Die großen Unternehmen kommen
nicht hierher. Das hat schon die CDU
24 Jahre vergeblich versucht. Denn
dazu sind sie dort, wo sie jetzt sitzen,
jahrzehntelang zu sehr gepampert
worden. Nur tangiert das damit auch
die ostdeutsche Steuerkraft negativ.
Wer hier keine Umsatzsteuer zahlt,
keine Konzernabrechnung macht,
seine Umsatzströme nicht bündelt,
sorgt auch nicht dafür, dass wir hier
Arbeitsplätze im höheren Einkom-
mensbereich haben. Thüringen ver-
fügt über viele verlängerte Werk-
bänke, über wunderbare Produkti-
onseinrichtungen. Nehmen Sie MDC
Power in Kölleda: Wir sind dankbar
dafür, aber es ist eine Werkbank des

Daimler-Konzerns. Mit Forschung
und Entwicklung hat das nichts zu
tun. Auch Opel Eisenach ist ein hoch-
leistungsfähiger Endfertigungs-
standort, aber ohne jede Forschung
und Entwicklung …

So verlässt jeder zweite Thüringer
Hochschulabsolvent nach dem Stu-
dium das Land. Es fehlt offenkun-
dig an gut bezahlten Herausforde-
rungen für junge Ingenieure. Was
tun Sie dagegen?
Wir eröffnen verstärkt kreativen Köp-
fen Möglichkeiten, ihre Erwerbstä-
tigkeit aus eigenem Vermögen in
Thüringen zu entwickeln. Dazu un-
terstützen wir etwa den hochleis-
tungsfähigen Campus der TU Ilme-
nau, so dass sich hier ingenieurtech-
nische Start-ups ansiedeln. Wie för-
dern Forschungs- und Entwicklungs-
zentren, helfen in deren Umfeld Aus-
gründungen zu organisieren. Unser
Wirtschafts- und Wissenschaftsmi-
nister Wolfgang Tiefensee hat im
März ein Mikrokreditprogramm für
Existenzgründer angeschoben. Auch
die Thüringer Aufbaubank ist gut
ausgestattet, um mit Beteiligungska-
pital den Start neu entwickelter Pro-
dukte zu ermöglichen. Wir brauchen
dringend mehr Forschung, mehr Pro-
duktentwicklung, mehr Produkti-
onsvorbereitung und mehr Produk-
tion aus eigener Kraft.

Ist denn Thüringens kleingliedriger
Mittelstand auf solche ingenieur-
technische Kreativität vorbereitet?
Er sollte es. Wer die Zeichen nicht er-
kennt, ist sonst irgendwann nur noch
ein Massenproduzent oder Lohnar-
beiter. Die Zukunft heißt Industrie
4.0. Informatisierung der Fertigung,
intelligente Fabriken, Digitalisie-
rung, schnelles Internet – all das sind
Themen, die wir jetzt auf die Tages-
ordnung setzen. Ich bin ja bekannt-
lich selbst ein Digitalisierungs-Freak.
Und für jene neuen Antworten, die
diese hochtechnologisch komplexe
Welt verlangt, soll sich Thüringen als
führender Standort entwickeln. So
steht mit der Firma KNV-Logistik be-
reits Deutschlands größter Bücher-
schrank in Erfurt. Und dass uns bis-
her so viele Ingenieure abgeworben
wurden, zeigt doch, dass wir sie ha-
ben. Die Universitäten in Weimar, Je-
na und Ilmenau sind längst Hotspots
von nationaler Bedeutung.

Wo sehen Sie denn in Thüringen at-
traktive Betätigungsfelder für jun-
ge Ingenieure?
Zum Beispiel im Energiesektor. Hier
spielt Hochtechnologie eine große
Rolle: Wie kriegen wir kleine inte-
grierte Regelkreise hin? Wie spei-
chern wir alternative Energie? Im-
merhin ist Thüringen das einzige
Bundesland, das weder Braunkohle
noch Atomkraft noch sonstige Groß-
kraftwerke hat. Unser größter rege-
nerativer Energieträger ist die Zell-
stofffabrik in Blankenstein.

Reicht das Geld für die Ingenieur-
ausbildung?
Das Geld ist gesichert! Das Problem
sehe ich eher darin, wie es mit dem
Bologna-Prozess weitergeht. Vertre-
ter der Ingenieur- wie der Architek-
tenkammern, mit denen ich wieder-
holt sprach, wünschen ein Zurück
zum geordneten Diplomingenieur.
Das kann ich zumindest nachvollzie-
hen. Die Politik sollte bei solchen Fra-
gen wieder stärker die Ingenieure
selbst hören.

Wie lange brauchen Thüringen und
der Osten noch Westtransfers?
Da reicht ein Blick auf die Zahlen:
Thüringens Steuerkraft pro Kopf liegt
bei 53 Prozent des Bundesdur-
schnitts, die Wirtschaftskraft bei 74
Prozent. Dies auszugleichen, ver-
langt schon das Grundgesetz. Die
deutsche Einheit ist erst wirklich voll-
zogen, wenn auch die ostdeutschen
Länder ihre Geldeinnahmen aus der
eigenen Wirtschaft generieren. Im-
merhin – wir bilden jene Ingenieure
aus, die Bayern dann noch stärker
machen. So haben wir dem Westen
immerhin das Beste gegeben, was wir
haben: unsere Kinder.

Seit Dezember 2014 arbeitet in
Thüringen die erste Regierung in ei-
nem deutschen Bundesland, die mit
Bodo Ramelow von einem Minis-
terpräsidenten der LINKEN geführt
wird. Im Gespräch mit Harald Lach-
mann äußert sich der Regierungs-
chef zu West-Ost-Schieflagen, Lohn-
fragen, auswandernden Ingenieuren,
technologischen Perspektiven sowie
dazu, dass sich Kapitalismus und
linke Parteiprogramme nicht
ausschließen müssen.
Foto: dpa/Sebastian Kahnert

Streit um den
Bildungsurlaub
Kritik am rot-rot-grünen
Gesetzentwurf kommt nicht
nur von der Wirtschaft

Von Sebastian Haak, Erfurt

So sehr sich Thüringens Minis-
terpräsident Bodo Ramelow (LIN-
KE) und seine Minister auch be-
mühen, nicht als Schreckgespenst
derWirtschaft aufzutreten, so sehr
haben die Pläne für ein Thüringer
Bildungsfreistellungsgesetz ihre
Beziehungen zu vielen Unterneh-
men und vor allem deren Lobby-
isten belastet. Nach dem Willen
von Rot-Rot-Grün sollen Thürin-
ger Arbeitnehmer – wie es in vie-
len Bundesländern schon üblich
ist – demnächst einen gesetzli-
chen Anspruch auf bezahlten Ur-
laub zum Zweck von Weiterbil-
dungen haben. In dieser Woche
soll ein entsprechendes Gesetz
endgültig vom Landtag verab-
schiedet werden. Gleich als erster
Punkt steht der Gesetzesentwurf
ab Mittwoch auf der Tagesord-
nung.
Wirtschaftsvertreter – allen vo-

ran Funktionäre der Thüringer In-
dustrie- und Handelskammern
(IHK) – waren zuletzt Sturm ge-
gen dieses Gesetz gelaufen. Der
Vorwurf, Rot-Rot-Grün wolle das
Bildungsfreistellungsgesetz nur
wegen ideologischer Verbohrtheit
durch die parlamentarischen Ins-
tanzen bringen, schwang bei fast
jeder Äußerung eines Präsidenten
oder Hauptgeschäftsführers der
drei Thüringer IHKs mit. Befeuert
wurden solche Vorwürfe mehr als
einmal von der CDU, die sich
schon in der vergangenen Legis-
laturperiode heftig gegen ein sol-
ches Gesetz gewehrt hatte und da-
mit schließlich erfolgreich gewe-
sen war. Die SPD, die sich von je-
her für ein Bildungsfreistellungs-
gesetz eingesetzt hatte, konnte
dieses Regelwerk nicht durchset-
zen, als sie noch mit der Union ko-
alierte.
Dass bei allen Ideologie-Vor-

würfen der Wirtschaft und der
Opposition die aktuellen Pläne
von Rot-Rot-Grün für ein Bil-
dungsfreistellungsgesetz aus der
Sicht von gestandenen Arbeit-
nehmervertretern aber ganz weit
weg von linker Ideologie sind,
zeigt andererseits die Reaktion des
stellvertretenden Vorsitzenden
des Deutschen Gewerkschafts-
bundes im Bezirk Hessen-Thü-
ringen, Sandro Witt. Der Ge-
werkschafter – wie Ramelow Mit-
glied der LINKEN – warf Rot-Rot-
Grün in der Debatte um das Ge-
setz vor, sie sei »als Tiger gestar-
tet und wie alle Vorgänger als
Teppichvorleger der Wirtschaft
gelandet«. Witt kritisierte in der
»Thüringer Allgemeine« unter an-
derem die fehlende Berücksichti-
gung der Betriebe unter fünf Mit-
arbeitern. Dies schlösse viele Be-
schäftigte aus.
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Markantes Zeichen gegen Armut

Zum Griechenlandreferendum
Das Referendum ist ein markantes
Zeichen gegen Armut und Arbeits-
losigkeit in Europa. Das »Nein« ge-
gen Deutschlands Vormachtstellung
und gegen das unsoziale Spardiktat
von Bundeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) für ganz Europa zeigt, dass
nicht nur Griechen, Italiener, Spa-
nier oder gar Briten endlich ein so-
ziales Europa wollen. Gäbe es ein
ähnliches Referendum wie in Grie-
chenland auch in Deutschland,
bräuchte Angela Merkel bei der
nächsten Bundestagswahl erst gar
nicht als CDU-Spitzenkandidatin
antreten. Danke, Griechenland!
Albert Alten, Wernigerode

Kein Wille zur Hilfe

Zur SPD-Politik und Griechenland
Von der Partei August Bebels ist
nicht mehr viel spürbar. Während
die SPD-Führung im Bundestag mit
der CDU-Fraktion koaliert und ihr
Ziel, für das Volk gerechte Politik zu
machen, vergisst, betrachtet sie ihre
Klassengenossen von den LINKEN
als Feind! Beim Thema Griechen-
land ist man auch nicht gewillt,
dem Land aus unserem Volksver-
mögen Hilfe zu leisten. Im Gegen-
teil: Dem griechischen Volk – das
eine Regierung mit fortschrittlichem
Programm gewählt und die alte,
Schulden machende, zum Teufel
gejagt hat, wird die Unterstützung
verweigert. Das ist paradox, denn
Demokratie kommt aus dem Grie-
chischen und bedeutet Volksherr-
schaft. Diese Volksherrschaft zu er-
füllen ist ihr Ziel. Dafür müsste die
SPD massiv Unterstützung leisten!
Hermann Thomas, Wilsdruff

Keine endgültige Sicherheit

Zu »Der Frieden im Osten beginnt
vor 65 Jahren«, 3.7., S. 13
Die Oder-Neiße-Grenze ist nicht
allein von Stalin gezogen worden.
Mit Artikel IX b des Potsdamer

Abkommens (17. Juli - 2. August
1945) legten die drei in Potsdam
vertretenen Regierungschefs Tru-
man (USA), Stalin (Sowjetunion)
und Churchill, später Attlee
(Großbritannien) sowie die Au-
ßenminister dieser Länder »nach
übereinstimmenden Auffassun-
gen« bis zur endgültigen, das heißt
friedensvertraglichen Regelung,
diese Grenze fest. Frankreich trat
dem Vertrag am 7. August 1945
bei, mit einigen Vorbehalten, die
aber nicht die Oder-Neiße-Grenze
betrafen. Mit dem Görlitzer Ab-
kommen vor 65 Jahren erkannte
die DDR diese als endgültig an.
Natürlich bot das Görlitzer Ab-
kommen Polen keine endgültige
Sicherheit. Schließlich wurde in
der BRD lange Zeit Deutschland in
den Grenzen von 1937 gefordert.
Die Bundesregierung erkannte die
Oder-Neiße-Grenze erst am 14.
November 1991 endgültig völker-
rechtlich verbindlich an.
Dr. Kurt Laser, Berlin

Was hat diese Datensammlung
mit Rechtsstaatlichkeit zu tun?

Zu »Behörden mit monströsen Be-
fugnissen«, 7.7., S. 5
Dass nach einer Straftat ermittelt
wird, um dem Täter schnell habhaft
zu werden und jenen einer gerech-
ten Bestrafung zuzuführen, ist nor-
mal. Oder sollte es jedenfalls sein!
Aber was soll jene Gegebenheit wie
in Sachsen-Anhalt, dass bereits vor
einer eventuell, vielleicht möglichen
Straftat gegen Personen ermittelt
und auch das Umfeld bespitzelt
wird? Und was hat diese Daten-
sammlung mit Rechtsstaatlichkeit
zu tun? Das erinnert mich sehr an
gewisse Gegebenheiten, die wir
doch eigentlich hinter uns gelassen
haben. Oder etwa nicht?
Lutz Schönmeyer, Dessau-Roßlau

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.

KOMMENTIERT

Ja und Nein zur Verlängerung
Roland Etzel zu den Atomverhandlungen mit Iran

Wenn Verhandlungen stattfinden, wenn also der Wille zur politischen
Problemlösung einem Gewaltszenarium vorgezogen wird, ist das immer
zu begrüßen; folglich auch wenn diese Verhandlungen nicht zu dem vor-
her festgelegten Termin abgeschlossen wurden und auch wenn das schon
zum wiederholten Mal passiert. Es spricht also viel dafür, auch bei den
Verhandlungen der 5+1-Gruppe mit Iran über dessen Atomprogramm,
wo dieses Szenario abläuft, eine erneute Verlängerung gutzuheißen.
Was dennoch nicht außer acht gelassen werden kann: Auch die Gegner

einer vertraglichen Einigung sind mit dem Resultat nicht ganz unzufrie-
den, denn immerhin hat es diese ja nun nicht gegeben, und die »Chance«
des Scheiterns, das sie anstreben, bleibt intakt. So wie die Dinge – vor al-
lem in den USA – politisch liegen, dürfte jede weitere Verzögerung einem
Abkommen abträglich sein. Die im Aufwind befindlichen US-Republikaner
haben, warum auch immer, das Außenpolitikfeld Iran-Abkommen öffent-
lich zum Kampfplatz erklärt, auf dem sie Obama bzw. dem Präsident-
schaftsbewerber der Demokraten eine Niederlage zufügen wollen.
Die Iraner dürften die Verlängerungen eher mit dem weinenden Auge

sehen. Jeder Tag Nichteinigung bedeutet eben auch Verlängerung der
schmerzenden Sanktionen.

Tradition in den Köpfen
Grit Gernhardt über zementierte Rollenverteilungen bei der Familienplanung

Jahrtausendelang waren in fast allen Gesellschaften die Frauen für Kinder und
Haushalt zuständig. Daran konnte auch der Feminismus bis heute wenig än-
dern. Zu fest haben sich die traditionellen Rollenmuster in die Köpfe einge-
graben, zu aufwendig ist offensichtlich das Umdenken, wenn es von der theo-
retischen Gleichberechtigung zur praktischen Umsetzung derselben geht. Auch
die Forderungen der Politik gehen an der Realität vorbei: Was nützt eine ge-
setzlich vorgeschriebene höhere Frauenquote in Führungspositionen, wenn
doch – wie es eine DIW-Studie belegt – die Managerinnen dann zusätzlich
Kinder und Haushalt managen müssen?
Was trägt das Recht auf Teilzeit zur Gleichberechtigung bei, wenn es vor

allem von Frauen wahrgenommen wird, wie eine Allensbach-Studie heraus-
fand? Spätestens, wenn das erste Kind kommt, ist es bei den meisten Paaren
vorbei mit gleichmäßiger Aufgabenverteilung – sowohl zu Hause als auch auf
Arbeit. Die Mehrzahl der Männer bleibt beim 40-Stunden-Job, die Frauen ver-
zichten »freiwillig« auf berufliches Fortkommen oder versuchen, selbiges zwi-
schen Kindergeburtstage, Elternabende und Arzttermine zu quetschen. Solan-
ge Männer mehr verdienen als Frauen, ist es ökonomisch sinnvoll, dass sie ihre
Arbeitszeit nicht reduzieren. Für eine gleichberechtigtere Gesellschaft wird der
anhaltende Trend zum konservativen Familienmodell aber kaum sorgen.

Eigentum bildet
Tobias Riegel über die geplante Fusion des Axel-Springer-Verlags mit der
ProSiebenSat.1-Gruppe

Die deutsche Medienkontrollkommission KEK hatte 2006 entschieden, dass
eine geplante Fusion zwischen dem Verlagshaus Axel Springer und der das
Privatfernsehen dominierenden ProSiebenSat.1-Gruppe zu einer »vorherr-
schenden Meinungsmacht« des neuen Großunternehmens führen würde.
Dieses weise Urteil wurde später in einer skandalösen Entscheidung vom
Bundesverwaltungsgericht kassiert. Darum werden nun wieder (unbestä-
tigte) Pläne über die fatale Verschmelzung der beiden Meinungsmaschinen
geschmiedet. Das ist Öl im Feuer der ohnehin aufgeheizten Debatte um
angeblich gleichgeschaltete Medien im Allgemeinen und um die skandalö-
se Rolle des Springerverlags im deutschen Meinungskampf im Besonderen.
Wenn es gegen diese Fusion nicht einschreitet, kann sich das Kartellamt
auch gleich abschaffen, denn ein unsere Medienlandschaft stärker domi-
nierendes Quasimonopol ist schwer vorstellbar. Man könnte einwerfen,
dass das Niveau ohnehin nicht tiefer als die gerade erlebte Griechenland-
Hetze sinken kann, dass es also gar keines Kartells bedarf, damit eine
gleichförmige Propaganda viele Medien dominiert, dass die Fusion also
»nur« den Status Quo festschriebe. Doch: Wenn sich diese Gleichförmigkeit
auch noch in Eigentum manifestiert, ist sie gar nicht mehr aufzubrechen.

KOLUMNE

Fracking hat Runzeln
Manfred Kriener über die unzeitgemäße Gewinnung von Gas und Öl aus schwerem Gestein

Das brisante Fracking-Gesetz macht
Urlaub. Der Bundestag hat die Bera-
tung verschoben und will das Para-
grafenwerk erst nach der Sommer-
pause verabschieden. Zu viele Details
sind noch umstritten. Vor allem die
Einsetzung einer Expertenkommissi-
on, die mögliche Fracking-Projekte in
Deutschland begutachten und am
Parlament vorbei absegnen soll, ist
fragwürdig. Es wäre eine erneute
Entmachtung des Souveräns. Und
natürlich wissen auch die Abgeord-
neten, dass die Akzeptanz für diese
neue Form der Energiegewinnung in
der Bevölkerung gleich null ist. Kaum
hat man in Deutschland die risikorei-
che Atomkraft weitgehend auf dem
Komposthaufen der Geschichte ent-
sorgt, lugt schon die nächste Risiko-
technologie um die Ecke.
Fracking könnte eine Brücke ins

neue Zeitalter der erneuerbaren
Energien sein, sagt Merkels Berater
Reinhard Hüttl von der Akademie der
Technikwissenschaften. Auch dem
Klimakiller Braunkohle wird gern ei-
ne Brückenfunktion zugeschrieben.
Die Atomkraft sollte ebenfalls über-
brücken helfen. Es wimmelt nur so
vor Brücken. Nur: Das Zeitalter der
erneuerbaren Energien braucht zu-
mindest in Deutschland keine Brü-
cken mehr. Vor allem keine Brücken,
die das andere Ufer weiter wegschie-
ben wollen. Das Zeitalter der Erneu-
erbaren hat längst begonnen und der
Zubau bleibt dynamisch. Auch im
globalen Maßstab sind die Zahlen
eindrucksvoll: Zwischen 2004 und
2014 hat sich die weltweit installierte
Photovoltaik-Leistung verfünfzigfacht
und die Windenergieleistung ver-
achtfacht. Tendenz: weitere explosive
Zuwächse.
Warum also toxische Chemikalien-

Cocktails in die Erdkruste pressen
und mit Hilfe unterirdischer Explosi-
onen Gas und Öl aufwendig und teu-

er, klima- und umweltschädlich her-
ausfracken, wenn die Sonne gratis
auf Millionen Dächer scheint und der
Wind fidel um die Ecke pfeift? Weil
die fossilen Konzerne ein neues Ge-
schäftsmodell brauchen? Weil am
Ende nicht die grünen Latzhosenträ-
ger recht behalten dürfen? Oder weil
man noch immer nicht verstanden
hat, wo die Energiezukunft liegt? Si-
cher nicht beim Fracken.

Trotzdem muss man sich nicht all-
zu viel Sorgen machen. Erstens wird
vor Mitte des nächsten Jahrzehnts
kein kommerzielles Fracken in nen-
nenswertem Ausmaß möglich sein,
weil Probebohrungen und der Aufbau
der Infrastruktur viel Zeit (und Geld)
kosten. Zweitens zeigt das Beispiel
Polen, wie schnell große Fracking-
Hoffnungen zerplatzen können. Dort
sollte dank Fracking eine neue Ener-
gie-Supermacht heranwachsen. Aber
außer Spesen ist dort nichts gewesen:
Die Energiekonzerne haben sich
schnell aus Polen zurückgezogen: zu
schwierig, zu teuer. Auch in den USA
kann man beinahe in Zeitlupe verfol-
gen, wie die Fracking-Industrie ein-
bricht. Die Bugwelle der Pleiten und
Insolvenzen ist gewaltig, Dutzende
von Firmen stehen vor dem Aus. Bei

derzeitigen Energiepreisen ist mit
Schiefergas und -öl kein Geld zu ver-
dienen. Die Zahl der Bohrstellen hat
sich in den Fracking-Hochburgen der
USA innerhalb eines halben Jahres
mehr als halbiert.
Und dann ist da noch die in

Deutschland energiepolitisch stets
hellwache Bevölkerung, die Fehlent-
scheidungen immer wieder korrigiert.
Erinnern Sie sich noch an CCS? Die
geplante Verpressung von Millionen
Tonnen Kohlendioxids im Unter-
grund sollte das Klima retten. Der
heftige Widerstand der Bürgerinitia-
tiven hat die CCS-Projekte in kurzer
Zeit lahmgelegt. Dazu kamen techni-
sche Probleme und hohe Kosten.
Heute redet niemand mehr von CCS.
Bisher sind in Deutschland 2500

Kommunen gegen Fracking in Stel-
lung gegangen. Überall wo potenzi-
elle Förderregionen wären, stehen
Schilder und hängen Transparente
am Ortseingang – mal mit, mal ohne
Totenkopf: »Kein Fracking in Hinter-
holzhausen!« Sollten irgendwo die
ersten neuen Bohrfahrzeuge auftau-
chen, sie wären nicht lange allein.
Fracking ist im Energiewendeland
nicht durchsetzbar, egal wie streng
oder wie löcherig am Ende die ge-
setzlichen Vorschriften ausfallen.
Deutschland braucht auch keine

neue fossile Energie, deren Potenzial
ohnehin eng begrenzt ist. Niemand
glaubt ernsthaft, dass uns Fracking in
relevantem Ausmaß von Energieim-
porten unabhängiger machen wird.
Dieses Potenzial haben allein die er-
neuerbaren Energien, die zudem in
rasantem Tempo immer preiswerter
werden. Die gesellschaftliche Rest-
vernunft hat ihr Urteil längst gespro-
chen: Energiezukunft wird aus Son-
ne, Wind und Co. gemacht. Die Fra-
cking-Option erscheint da eher altba-
cken und runzelig. Aus der Zeit ge-
fallen.

Manfred Kriener ist freier
Journalist für Umwelt und
Wissenschaft aus Berlin.
Foto: privat
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Neues Gesicht
im Dauerprozess
Von Jörg Meyer

Wer ist Mathias Grasel? Er ist An-
walt, in Ausbildung zum Fachan-
walt für Strafrecht. Und Grasel ist
der Neue im NSU-Prozess; im Ge-
richtsverfahren um den »Natio-
nalsozialistischen Untergrund«
(NSU), dessen mutmaßlichem
einzig überlebenden Mitglied,
Beate Zschäpe, seit zwei Jahren in
München der Prozess gemacht
wird. AmMontag wurde Grasel als
vierter Pflichtverteidiger bestellt.
Er habe im Studium ein be-

sonderes Interesse fürs Strafrecht
entwickelt, schreibt er in einer
Selbstdarstellung im Internet. Für
seine Tätigkeit als TaeKwonDo-
Trainer dürfte er jetzt keine Zeit
mehr haben, vielleicht reicht es
noch, um nach Prozesstagende ein
bisschen Motorrad zu fahren oder
sich im Standardtanz zu üben. Als
Verteidiger in rechten Szenekrei-
sen ist Grasel übrigens nicht in Er-
scheinung getreten, Fehlanzeige.
Jung sei Mathias Grasel, sehr

jung, heißt es aus Kreisen der
Prozessteilnehmer gegenüber
»nd«. Am Dienstag trat er das ers-
te Mal auf und erreichte, dass die
drei für diese Woche angesetzten
Prozesstage abgesagt wurden und
noch jeweils einer in den nächs-
ten zwei Wochen – damit er sich
einarbeiten kann. Ursprünglich
hatte Grasel drei Wochen Ver-
fahrensunterbrechung beantragt,
doch während der vierwöchigen
Prozesspause im August habe er

genügend Zeit fürs Aktenstudi-
um, sagte das Gericht. Bis dahin
könne er sich mit den anderen
Anwälten von Zschäpe ins Be-
nehmen setzen. Deren zerrütte-
tes Vertrauen war auch der
Grund, dass ein neuer Anwalt die
Bühne betrat. Zschäpe hatte un-
längst beantragt, ihre Anwälte
vom Mandat zu entbinden und
nicht mehr mit ihnen geredet.
Anders mit Grasel. Am Dienstag,
dem 216. Verhandlungstag, un-
terhielt sie sich mit dem von ihr
Gewünschten angeregt. Hoff-
nungen, dass Zschäpe nun eine
Aussage macht, dürften sich mit
Grasels Berufung zerschlagen.
Hatte sie vor einiger Zeit noch an-
gekündigt, sie könne sich vor-
stellen zu reden, sagte Grasel am
Dienstag, die Verteidigungsstra-
tegie werde nicht geändert,
Zschäpe sagt nicht aus.

Mathias Grasel ist Beate Zschäpes
neuer Anwalt im NSU-Prozess.
Foto: dpa/Andreas Gebert
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»Unser Kampf ist nicht erfolglos«
Ester Utjiua Muinjangue: Die deutsche Regierung muss den Völkermord anerkennen

Sie nehmen als Teil einer namibi-
schen Delegation an Veranstaltun-
gen des Bündnisses »Völkermord
verjährt nicht!« zum 100. Jahres-
tages des Endes der deutschen Ko-
lonialherrschaft im heutigen Na-
mibia teil. Was sind Ihre Gefühle
und Gedanken angesichts des Da-
tums?
Es ist sehr spannend zu beobachten,
dass der Genozid an den OvaHerero
und Nama nicht länger nur als eine lo-
kale Angelegenheit verstanden wird,
sondern zunehmend auf der interna-
tionalen Bühne diskutiert wird. Es ist
gut zu wissen, dass er gerade in
Deutschland ein Thema ist und nicht
nur außerhalb der deutschen Gren-
zen wahrgenommen wird. Persönlich
glaube ich, dass es notwendig ist, die
Vergangenheit in Erinnerung zu brin-
gen, um der Gegenwart einen Sinn zu
geben und um uns selbst von der Ver-
gangenheit zu befreien.

Noch in der Opposition hat der jet-
zige deutscheAußenminister Frank-
Walter Steinmeier die Regierung
gedrängt, den Genozid in Namibia
anzuerkennen und sich offiziell zu
entschuldigen. In einer Antwort auf
eine aktuelle Kleine Anfrage spricht
die Regierung von »gut vorange-
kommenen« Gesprächen zwischen
der namibischen Außenministerin
und dem deutschen Außenminister
und davon, dass »erstmals auch die
Suche nach einer gemeinsamen
Haltung und einer gemeinsamen
Sprache in Bezug auf den grausa-
men Kolonialkrieg der Jahre 1904
bis 1908« begonnen wurde. Wie
schätzen Sie das ein?

Solange es bei Gesprächen unter Re-
gierungen bleibt, während die be-
troffenen OvaHerero und Nama Ge-
meinschaften ausgeschlossen wer-
den, bin ich nicht überzeugt, dass es
irgendeine Art von Fortschritt gibt.
Die Aussagen der deutschen Regie-
rung sind zudem sehr vage und un-
klar: »Gemeinsame Haltung und
Sprache« in Bezug auf was? Wir kön-
nen nicht vor Wörtern wie Völker-
mord oder Reparationen wegrennen.
In offiziellen Papieren wird immer
gesagt, die Beziehungen zwischen
Deutschland und Namibia sind »spe-
ziell«. Aber ich fragemich immer, was
dieses Spezielle ist? Das muss doch
ausgesprochen und definiert werden.
Was die Beziehungen aus meiner
Sicht speziell machen ist der Völker-
mord 1904-1908.

Die deutsche Regierung argumen-
tierte bis vor kurzem, dass der Völ-
kermord an denOvaHerero und den
Nama vor der Annahme der UN-
Völkermordkonvention 1948 ge-
schehen ist und daher nicht als ein
solcher angesehen werden kann.
Aber sowohl der deutsche Bundes-
präsident als auch Vertreter der po-
litischen Parteien haben die Ver-
nichtung der Armenier 1915 als Ge-
nozid bezeichnet und die Türkei
aufgefordert, historische Verant-
wortung zu übernehmen.
Das sind doppelte Standards. 1915
war auch vor 1948. Was macht den
Völkermord an den Armeniern an-
ders als den Völkermord an den Ova-
Herero undNama1904 bis 1908?Wie
kann man einen vor 1948 anerken-
nen und einen anderen nicht? Ra-

phael Lemkin, der das Wort »Völker-
mord« prägte, sagte, er bringe einen
neuen Namen für ein altes Verbre-
chen. Verbrechen werden heute, vor
zwei Jahren oder vor noch längerer
Zeit begangen. Man bleibt trotzdem
schuldig.

Hage Geingob ist seit März 2015
Präsident von Namibia. Was ist sei-
ne Position zu der Frage des Völ-
kermordes?
Er ist jetzt ungefähr 100 Tage im Amt.
Bisher haben wir noch keine kon-
kreten Aussagen von ihm gehört. Je-
doch hoffen wir, dass er sich bald po-
sitioniert.

Das vergangene Mal besuchten Sie
2011 Berlin, um menschliche Ge-
beine Ihrer Vorfahren, die während
des Völkermordes 1904 bis 1908 im
Konzentrationslager getötet wur-
den, nach Hause zu holen. Anthro-
pologische Institute in Deutschland
besitzen bis heute Gebeine aus den
früheren deutschen Kolonien, sind
darunter auch noch welche aus Na-
mibia?
Das ist eine schwere Frage für mich,
denn ich weiß nicht, wie viele Schä-
del nach Deutschland gebracht wur-
den. Die deutschen Anthropologen
sind sicherlich in der Lage, eine kon-
krete Antwort zu geben.

In Berlin wird zurzeit das Berliner
Schloss der preußisch-deutschen
Kolonialherrscher wieder aufge-
baut. Die Kosten liegen bei 600 Mil-
lionen Euros. Im Schloss sollen die
wertvollsten kulturellen Objekte,
die im Zuge des Kolonialismus nach
Deutschland kamen, ausgestellt
werden.
Das ist sehr interessant: Was ist das
Ziel der Ausstellung von Kulturob-
jekten aus Afrika? Fürmichmacht das
keinen Sinn: Auf der einen Seite will
die deutsche Regierung die Gräuel-
taten seiner Soldaten in Afrika nicht
anerkennen, auf der anderen Seite
bauen sie ein »Museum« mit den Ge-
genständen, die diese mitgebracht
haben. Sie könnten die dafür nötigen
Millionen auch als Reparationen an
die OvaHerero und Nama zahlen.

Kritiker von Reparationen an Ova-
Herero und Nama für das von ih-

nen verlorene Land, die Güter und
und das Vieh sagen, dass Entschä-
digungszahlungen »Tribalismus«
(Stammestum) befördern würden.
Was ist ihre Position dazu?
Was ist »Tribalismus« hierbei? Unse-
rer Forderungen erfolgen angesichts
eines Vernichtungsbefehls! Deutsch-
land wusste auch von anderen ethni-
schen Gruppen in Namibia, aber sie
haben die OvaHerero herausgegriffen
und die Intention war, sie zu ver-
nichten. Außerdem denken diese
Stimmen nur an Geld. Wir sagen aber:
lasst uns zusammensitzen und disku-
tieren. In bestimmten namibischen
Gegenden leben jeweilige namibische
Ethnien, wie im Süden von Namibia
die Nama. Dort könnte man eine Uni-
versität bauen oder Gesundheitszen-
tren errichten. Denken die Kritiker et-
wa, dass diese nur für die Nama und
nicht für alle Namibier wären? Das ist
ein schwaches Argument.

Was sind Ihre kurz-, mittel- und
langfristigen Ziele?
Die kurzfristigen Forderungen sind
klar: Anerkennung des Genozids und
eine offizielle Entschuldigung durch
den Deutschen Bundestag – nicht nur
von einzelnen PolitikerInnen. Mit-
telfristig erwarten wir einen Dialog
und Diskussionen zwischen den Be-
teiligten und dazu zähle ich nicht nur
die namibische und deutsche Regie-
rung, sondern auch VertreterInnen
der OvaHerero und Nama. Hier gilt
es, Erwartungen und Modalitäten zu
besprechen. Und letztendlich gilt es
langfristig, sich dem Kampf um die
Wiederherstellung von Recht und
Gerechtigkeit (»restorative justice«)
zu widmen, um Versöhnung zwi-
schen allen Beteiligten, damit die
Wunden endlich heilen können.

Der Völkermord fand vor mehr als
110 Jahre statt und Ihr – bisher er-
folgloser – Kampf »restorative ju-
stice« läuft seit mehr als einer De-
kade. Was motiviert Sie, weiter zu
kämpfen?
Wir sind uns der Länge und Härte des
Kampfes bewusst, aber wir sind ent-
schlossen. Ich empfinde diesen Kampf
nicht als erfolglos. Wir haben ein we-
nig spät begonnen, aber ich bin der
festen Überzeugung, dass dies eine
gerechte Sache ist.

Ester Utjiua Muinjangue war mehr als
15 Jahre Sozialarbeiterin und ist seit
1996 Dozentin für »Social work Ma-
nagement« an der University of Namibia
(UNAM). Sie ist Vorsitzende der Ova-
Herero and Ovambanderu Genocide
Foundation, einer Organisation die sich
für die Anerkennung des ersten Völker-
mordes des 20. Jahrhunderts in der da-
maligen Kolonie Deutsch-Südwestafrika
einsetzt. Über den aktuellen Stand
und ihre Forderungen sprach mit ihr
Andreas Bohne.
Foto: Andreas Bohne

Kurz vor dem 100. Jahrestag des Endes der Kolonialherrschaft im einstigen Deutsch-Südwestafrika übergaben Aktivisten im Beisein einer hochrangigen
namibischen Delegation am Dienstag dem Bundespräsidialamt den Appell »Völkermord ist Völkermord!« mit 2000 Unterschriften. Trotz Anmeldung
waren weder Joachim Gauck noch das Präsidialamt bereit, die Herero und Nama – Nachfahren der Genozidopfer – aus Windhoek zu empfangen.

Ein Genozid
im Konjunktiv
Bedauern ohne Konsequenzen: Wie Deutschland mit
dem Völkermord an Herero und Nama umgeht

Noch2012sprachauchdieSPDvon
einem »Völkermord« an den Here-
ro und Nama. Doch inzwischen
vermeidet auch das SPD-geführte
Außenamt diesen Ausdruck.

Von Velten Schäfer

Dass sich die Debattenlage in der
Kolonialfrage in den vergangenen
Jahrzehnten immerhin ein wenig
bewegt hat, lässt sich auf dem Ber-
liner »Garnisonsfriedhof« erkennen.
In einer schattigen Ecke findet sich
ein kleiner Findling, der an das haar-
sträubendste Verbrechen der deut-
schen Übersee-Kolonialgeschichte
erinnern soll – den Genozid an den
Herero und Nama zwischen 1904
und 1908 im heutigen Namibia.
Auf dem Stein, der 1973 auf In-

itiative einer »Afrika-Kameradschaft
Berlin« von einem Kreuzberger Ka-
sernengelände dorthin versetzt
wurde, wird nicht etwa der Zehn-
tausenden anonymen Opfer ge-
dacht, sondern an den »Heldentod«
von sieben namentlich aufgeführten
Mitgliedern eines Berliner Regi-
ments erinnert, die »am Feldzuge in
Süd-West-Afrika freiwillig teilnah-
men«. Erst 2009 wurde vom Neu-
köllner Bezirksamt eine Tafel hin-
zugefügt, die der »Opfer der deut-
schen Kolonialherrschaft in Nami-
bia 1884 – 1915« und »insbesonde-
re des Kolonialkriegs von 1904 –
1907« gedenkt.
Wie präsent diese Geschichte in

Namibia bis heute ist, verrät schon
der Name von Ida Hoffmann, einer
Vertreterin der Nama, die dieser Ta-
ge im Rahmen einer Delegation in
Berlin weilt, um anlässlich des 100.
Jahrestages des Endes von »Deutsch-
Südwest« daran zu erinnern. In
Deutschland dagegen spielt der Ge-
nozid kaum eine Rolle – und bei al-
lem Bedauern haben sich verschie-
dene Bundesregierungen bis heute
um das Wort Völkermord gedrückt.
Denn dieses Wort hätte womöglich
Folgen – auch finanzielle.
Wie virtuos dabei zuweilen ope-

riert wird, zeigt der Umgang mit ei-
ner Rede, die die damalige Ent-
wicklungsministerin Heidemarie
Wieczorek-Zeul (SPD) 2004 auf
Englisch in Namibia hielt. Aus einer
jüngst beantworteten Anfrage der
Grünengeht hervor, dassWieczorek-
Zeul dabei wohl im Indikativ von ei-
nem »Genozid« sprach. In den deut-
schen Akten findet sich allerdings
folgende Konjunktivfassung: »Die
damaligen Gräueltaten waren das,
was heute als Völkermord bezeich-

net würde« – ein feiner, bezeich-
nender Unterschied.
Die Opposition hat nun ihre For-

derung nach einer Benennung als
Völkermord bekräftigt. Die »Kriegs-
verbrechen, Vertreibungen und
Massenvernichtungen (...) waren
Völkermord«, heißt es in einem An-
trag von Niema Movassat und ande-
ren LINKE-Parlamentariern, der
auch die »Wiedergutmachungsfra-
ge« als einen »wichtigen Bestandteil
des Versöhnungsprozesses« nennt.
Schon 2012 hatte die LINKE einen
ähnlichen Antrag gestellt. SPD und
Grüne hatten damals einen Antrag

eingebracht, der eine Benennung als
»Völkermord« forderte, das Thema
Wiedergutmachung aber vermied.
Der CSU-MannWolfgang Götzer da-
gegen sagte damals, die UN-
Völkermordkonvention gelte in
Deutschland erst seit 1955 und
»nicht rückwirkend«.
Dieses zynische Argument wird

regierungsseitig inzwischen nicht
mehr geäußert. Dennoch drückt sich
das SPD-geführte Außenministeri-
umweiterhin umden »Völkermord«.
Man habe 2014 einen »Dialogpro-
zess begonnen«, der »erstmals auch
die Suche (...) nach einer gemeinsa-
men Sprache in Bezug auf den grau-
samen Kolonialkrieg« beinhalte,
heißt es schwammig in der Antwort
auf die Grünen-Anfrage. Sehr klar ist
dort der Standpunkt aber in einer
anderen Frage: »Die Bundesregie-
rung sieht keine völkerrechtliche
Grundlage für namibische Reparati-
onsforderungen gegen die Bundes-
republik Deutschland.« An diesem
Punkt ist auch der Appell »Völker-
mord ist Völkermord«, zu dessen
Erstzeichnerinnen auch Wieczorek-
Zeul gehört und dessen erste Unter-
schriften am Montag dem Bundes-
präsidialamt übergeben wurden, of-
fen formuliert. Dort wird lediglich
aufgerufen, »sich zu einem bedin-
gungslosen und offenen Dialog über
Versöhnungsmaßnahmen mit den
Nachfahren der Genozidopfer und
mit der namibischen Regierung be-
reit zu erklären«.

Mord durch Verdurstenlassen
Vor allem aufgrund existenzieller Nöte
erhoben sich in der damaligen Kolonie
Deutsch-Südwestafrika im Januar 1904
die Herero gegen die Kolonialmacht
und griffen koloniale Institutionen an.
Eine 15 000 Soldaten umfassende
Streitmacht unter Generalleutnant
Lothar von Trotha schlug die Rebellion
innerhalb weniger Monate militärisch
nieder.
Im August 1904 versuchte Trotha in

der »Schlacht am Waterberg«, das Gros
der Herero einzukesseln und zu ver-
nichten. Der größte Teil konnte jedoch
in die fast wasserlose Omaheke-Wüste
fliehen. Trotha ließ diese abriegeln und
Flüchtlinge von Wasserstellen verja-
gen. Tausende Familien verdursteten.
»Die wasserlose Omaheke sollte voll-
enden, was die deutschen Waffen be-
gonnen hatten: Die Vernichtung des
Hererovolkes«, rühmte sich der Gene-
ralstab 1907. Daraufhin wagten im

Oktober 1904 auch die Nama, die in
Deutschland als »Hottentotten« be-
zeichnet wurden, einen Aufstand, der
nach zwei Jahren endete.
Im Anschluss wurden viele Gefan-

gene beider Völker in Lagern interniert,
in denen fast jeder zweite Insasse
starb. Der »Vernichtungsbefehl« Trot-
has, »keine männlichen Gefangenen zu
machen« und Frauen wie Kinder aus
dem von Deutschen kontrollierten Ge-
biet zu vertreiben, stieß auch in Berlin
schon damals auf Abscheu und wurde
im Dezember 1904 formal zurückge-
nommen. Trotha wurde militärisch
ausgezeichnet, aber auf Wunsch des
neuen Gouverneurs Friedrich von Lin-
dequist 1905 als militärischer Befehls-
haber abgelöst.
Von den 1904 etwa 80 000 bis

100 000 Herero lebten 1911 nur noch
etwa 15 000, von den rund 20 000
Nama überlebte etwa die Hälfte. nd

Bei allem Bedauern
haben sich
verschiedene
Bundesregierungen
bis heute um das Wort
Völkermord gedrückt.

»Pardon wird nicht gegeben« – rassistische Karikatur über den Kolonialkrieg in Deutsch-Südwest aus: Der Wahre Jacob, Nr. 483, (Paul Singer) 24. Januar 1905. Foto: akg-images



Verurteilt für Flagge zeigen
Gericht verwarnt LINKE-Abgeordnete Gohlke wegen PKK-Fahne

15 Sekunden lang hatte Nicole
Gohlke (LINKE) die Fahne der PKK
gezeigt. Dafür wurde sie am Diens-
tag vomMünchner Amtsgericht we-
gen des Zeigens verbotener Sym-
bole verurteilt.

Von Rudolf Stumberger, München

Es war am 18. Oktober 2014, als die
Linksparteipolitikerin Nicole Gohlke
bei einer Kundgebung am Münchner
Rindermarkt zum Thema »Solidarität
mit Rojova« die – so die Anklage – 90
mal 60 Zentimeter große Fahne der
PKK gezeigt hatte. 15 Sekunden lang,
so die Angaben des Staatsschutzes. In
einer kurzen Ansprache war die Bun-
destagsabgeordnete zuvor auf die
Gründe für die Flaggen-Aktion ein-
gegangen: »Ich bin empört über die
Doppelmoral der Regierung«, sagte sie
und forderte »Wegmit demVerbot der
PKK«. Was folgte war die Abführung
durch Polizisten, die Feststellung der
Personalien, die Aufhebung ihrer Im-
munität als Bundestagsabgeordnete
und schließlich ein Strafbefehl über
10 000 Euro.

Gegen den setzte sie sich am Diens-
tag vor dem Münchner Amtsgericht
zurWehr. Bei brütender Hitze und vor
vollen Zuschauerbänken machte ihr
Verteidiger Hartmut Wächtler an-
hand eines Beispiels noch einmal
deutlich, um was es seiner Mandantin
mit der Aktion gegangen sei. Würde
er jetzt hier im Gerichtssaal mit einer
Sammelbüchse Geld für den Kauf ei-
ner Kalaschnikow für die Kurden sam-
meln, wäre das strafbar. Liefert aber
die Bundesregierung Waffen und Aus-
bilder an die Kurden im Kriegsgebiet
Irak/Syrien, sei das Außenpolitik.
Dieser Widerspruch zwischen po-

litischer Praxis und der geltenden
Rechtslage müsse aufgelöst werden,
so der Verteidiger, ansonsten drohe,
dass angesichts des Spagats sich die
Bevölkerung dem Recht entfremde.
Gohlke betonte in ihrer Stellungnah-
me ebenfalls diese Widersprüchlich-
keit der Politik, nannte das Verbot der
PKK anachronistisch und sagte, sie ha-
be mit dem Zeigen der verbotenen
Fahne die »überfällige Debatte« um
dieses Verbot neu entfachen wollen.
Denn ein Großteil der nahezu einer

Million in Deutschland lebenden Kur-
den sei in Folge des Verbots von
Grundrechtseinschränkungen und
Kriminalisierung, von Diskriminie-
rung, Ausgrenzung und Misstrauen
betroffen. Durch das PKK-Verbot wür-
de ein Negativbild der Kurden in der

Gesellschaft erzeugt – mit gravieren-
den Folgen im Alltagsleben.
Ihr Verteidiger plädierte auf Ein-

stellung des Verfahrens wegen Ge-
ringfügigkeit – so wie es bei zehn an-
deren Bundestagsabgeordneten der
Linkspartei, die ebenfalls die PKK-
Fahne gezeigt hatten, in anderen Bun-
desländern auchder Fall gewesenwar.
Doch die Staatsanwältin beharrte auf
Verurteilung und auf einer Geldstrafe
von sogar 12 000 Euro, habe Frau
Gohlke doch als Bundestagsabgeord-
nete eine Vorbildfunktion. Der Rich-
ter entschied schließlich auf einen
Schuldspruch, eine Geldstrafe von 50
Tagessätzen zu 180 Euro ist aber als
Verwarnung für ein Jahr auf Bewäh-
rung ausgesetzt. Außerdem soll Gohl-
ke 1000 Euro an des Kinderhilfswerk
von McDonalds spenden. »Es hätte
mich in Hinsicht auf das PKK-Verbot
politisch gefreut, wenn es zu einem
Freispruch gekommen wäre«, so
Gohlke nach dem Urteil, »aber das ist
hier eben die bayerische Justiz«. Sie
will sich mit ihrem Rechtsanwalt über
weitere Rechtsmittel beraten.

»Es hätte mich in
Hinsicht auf das PKK-
Verbot politisch gefreut,
wenn es zu einem
Freispruch gekommen
wäre.«
Nicole Gohlke (LINKE)
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Karlsruhe sieht
Terrorabwehr kritisch
Karlsruhe. Das Bundesverfas-
sungsgericht sieht das seit 2009
geltende BKA-Gesetz zur Terror-
abwehr in Teilbereichen kritisch.
Das wurde in der mündlichen
Verhandlung am Dienstag in
Karlsruhe deutlich. »Wie viel Da-
tenschatz darf der Verfassungs-
staat den Ermittlungsbehörden
zugestehen und welchen Daten-
schutz schuldet er seinen Bür-
gern?«, fragte Ferdinand Kirch-
hof, Vizepräsident des Gerichts.
Die Richter müssen klären, ob die
Reformen im BKA-Gesetz gegen
Grundrechte der Bürger versto-
ßen. Die umstrittenen Regelun-
gen räumen dem Bundeskrimi-
nalamt seit 2009 weitreichende
neue Befugnisse zur Terrorab-
wehr ein. Die Richter stellten der
Bundesregierung viele Fragen und
listeten einen Katalog klärungs-
bedürftiger Punkte auf. dpa/nd

Anklage fordert Haftstrafe
für früheren SS-Mann
Lüneburg. Im Auschwitz-Prozess
gegen den früheren SS-Mann Os-
kar Gröning hat die Staatsan-
waltschaft vor dem Landgericht
Lüneburg dreieinhalb Jahre Haft
gefordert. Der 94-Jährige solle
wegen Beihilfe zum Mord in mehr
als 300 000 Fällen schuldig ge-
sprochen werden, hieß es am
Dienstag im Plädoyer der Ankla-
ge. Weil eine Verurteilung Grö-
nings schon vor Jahrzehnten
möglich gewesen wäre, sollten bis
zu 22 Monate der Haft als bereits
verbüßt betrachtet werden, sagte
Staatsanwalt Jens Lehmann. Ge-
gen Gröning waren bereits 1977
Ermittlungen eingeleitet worden,
sie wurden aber wieder einge-
stellt. Gröning, dessen Gesund-
heitszustand sich zuletzt zuse-
hends verschlechterte, hatte zu
Beginn des international beach-
teten Prozesses im April einge-
räumt, in Auschwitz Geld aus dem
Gepäck von Juden genommen und
an die SS in Berlin weitergeleitet
zu haben. Er übernahm eine mo-
ralische Mitschuld. dpa/nd

Freital hat’s mit Reden versucht
Bürgerversammlung zum Thema Asyl führt zu Bedrohungen von Flüchtlingsunterstützern
Die Veranstaltung zur Asylunter-
kunft in Freital verlief selten sach-
lich. Pöbeleien und Zwischenrufe
prägten den Abend.

Von Johannes Richter, Freital

Schon eine Stunde vor Beginn der
Bürgerversammlung im sächsischen
Freital warteten amMontag knapp 20
Menschen auf den Einlass. Darunter
einige Personen, die in den Wochen
davor rassistische Parolen vor der
örtlichen Asylunterkunft gerufen
hatten. Mit der »Lügenpresse« wollte
fast niemand reden, nur vereinzelt äu-
ßerten sich Menschen vor Fernseh-
kamaras. Sie beschwerten sich über
»Berufsdemonstranten« und »Demo-
touristen« von der »Antifa«, die in den
letzten Wochen dafür gesorgt hätten,
dass Freital nun um seinen Ruf fürch-
te. Kein Wort von dem Angriff auf An-
tifaschisten mit einem Baseballschlä-
ger, den rassistischen Gesängen oder
den Böllern aus den Reihen der
Flüchtlingsgegner, die vor dem ehe-
maligen Hotel detoniert sind.
Die Menge derer, die ins Kultur-

haus wollten, wuchs schnell an und
drängte zum Eingang, wo eine Aus-
weiskontrolle wartete: Die Veranstal-
tung war nur für Freitaler Bürgerin-
nen und Bürger zugelassen. Die Ein-
lasskontrollen führten dazu, dass
Flüchtlingssozialarbeiter aus Freital
erst nach Diskussionen in den Saal ge-
lassen wurden. Dort war die Stim-
mung schon vor Beginn der Veran-
staltung unruhig. Vor dem Haus war-
teten noch weitere Einwohner, die
nicht mehr ins Kulturhaus passten.
Gegen 20 Uhr trat Sachsens In-

nenminister Markus Ulbig (CDU)
durch eine Hintertür in den Saal und
nahm vorne am Podium Platz. Kurz
darauf eröffnete Freitals Erster Bür-
germeister Mirko Kretschmer-Schöp-
pan (parteilos) die Versammlung mit
den Worten: »Die Veranstaltung soll
dazu dienen, den Ruf Freitals wieder
aufzupolieren.« Er entschuldigte sich
für die zu kleinen Räumlichkeiten und
kündigte eine Folgeveranstaltung an.
In der Menge brach daraufhin Ge-
lächter aus, begleitet von hämischem

Klatschen. Als Moderator Justus Ul-
bricht von der Landeszentrale für po-
litische Bildung in Sachsen inhaltlich
einleiten wollte und dafür Innenmi-
nister Ulbig das Wort erteilte, eska-
lierte die Situation. »Sind die auf dem
Podium überhaupt Freitaler?«, »Nein

– Das Volk steht draußen«, »Ulbig soll
sich verpissen« schallte es durch den
Saal. Ulbricht brauchte Minuten, um
die Situation etwas zu beruhigen.
Weitere Zwischenrufe und Pöbeleien
konnte er aber den ganzenAbend über
nicht unterbinden. Ulbig sprach an-

schließend von der Herausforderung,
die die steigenden Flüchtlingszahlen
für alle bedeuten und betonte, dass
Freital nur als Übergangslösung vor-
gesehen sei. In den Städten Leipzig,
Chemnitz und Dresden würden bis
Ende 2016 große Erstaufnahmeein-
richtungen entstehen und damit Frei-
tal als Zwischenlösung ausgedient ha-
ben.
Im Anschluss wurde der Raum für

Fragen aus dem Publikum geöffnet.
Meist wurden den Fragen jedoch aus-
führliche Beschwerden über die Zu-
stände vor der Asylunterkunft voran-
gestellt. Es waren immer die gleichen
Vorwürfe: »Die schmeißen ihren Müll
einfach aus dem Fenster«, oder der
Lärm der Flüchtlinge führe dazu, dass
»Tag und Nacht kein Auge zugemacht
werden kann«. Auch die Fragen äh-
nelten sich: »Wo das Geld herkom-
me« oder »was mit kriminellen Asy-
lanten gemacht werde«.
Als eineSprecherinder Initiative für

Weltoffenheit und Toleranz versuchte
das Wort zu ergreifen, wurde die La-
ge bedrohlich. Die Flüchtlingsunter-
stützerinwurde beleidigt, bedroht und
es wurde versucht, sie vom Mikro
wegzudrängen. Moderator Ulbricht
forderte zwar die Menge auf, »Hand-
greiflichkeiten zu vermeiden«, wies
jedoch auch die Aktivistin darauf hin,
sich doch bitte kurz zu fassen.
Schlussendlich schaltet sich auch die
Security ein und schickte die Frau
wieder auf ihren Stuhl. Eine Frage
oder Gegendarstellung zu den rassis-
tischen Vorurteilen, konnte sie nicht
abgeben. Zum Ende der Veranstal-
tung zeigte sich ein Vertreter der Ini-
tiative bestürzt über die Stimmung im
Saal: »Ich hab die Gewalt gespürt und
Angst gehabt, dass ich eine fange.« Um
ihn und weitere Unterstützer bildete
sich ein Traube, sie wurden abgefilmt
und Kommentare wie »dein Gesicht
merk ich mir« oder »die bekommen
wir auch noch« fielen.
In Freital konnten die »besorgten

Bürger« ihre »Ängste und Sorgen« äu-
ßern. Um über die Situation von
Flüchtlingen aufzuklären und mit Kli-
schees aufzuräumen, dafür war im
Kulturhaus aber kein Platz.

Anstehen zur Bürgerversammlung in Freital Foto: dpa/Oliver Killig

Bochum sucht
Maulwurf in
Dortmund
Hat ein Polizist Daten an
Nazis weitergeleitet?

Von Marcus Meier

Gibt es im Dortmunder Polizei-
apparat einen Maulwurf, der in-
terne und sensible Informationen
an Nazis weitergibt? Können Na-
zis deswegen eine Rollstuhlfah-
rerin terrorisieren? Ein straf-
rechtliches Ermittlungsverfahren
soll das klären. Die Partei »Die
Rechte«, Zentrum der besonders
rücksichtlosen Nazi-Szene in
Dortmund, macht wieder einmal
von sich reden.
Vor einer Woche veröffentlichte

sie über das Soziale Netzwerk
Twitter ein polizeiliches Schrei-
ben, das persönliche Daten einer
Demonstrationsanmelderin ent-
hält. Unter anderem den Namen
und die Mobilfunk-Nummer. Zeit-
weilig war auch ein Foto online, in
dem jemand den Behördenbrief, es
handelt sich um einen Auflagen-
bescheid, in der Hand hielt.
Dorothea Moesch hatte eine

Flüchtlingsunterstützerdemo im
Stadtteil Mengede angemeldet.
Nun wird die Rollstuhlnutzerin

von anonymen Anrufern terrori-
siert. Die sozialdemokratische
Lokalpolitikerin, die sich seit
Längerem gegen Nazis engagiert,
wird nach eigenen Angaben be-
leidigt und mit dem Tod durch
Verbrennen bedroht. Einmal be-
hauptete ein Anrufer, ein Nazi-
Kommando stünde vor der Haus-
tür. Ein Fehlalarm – doch seine
Wirkung verfehlte er nicht.
Bedrohungen und Übergriffe

auf Nazi-Gegner sind in Dort-
mund nichts Ungewöhnliches.
Die Nazis glauben, Dortmund sei
»ihre« Stadt und sie wurden und
werden zum Teil noch durch das
laxe Vorgehen der Behörden über
Jahre in dieser Meinung bestärkt.
Doch nun scheint eine neue Di-
mension erreicht: Wie kam der
polizeiliche Auflagenbescheid in
die Hände der Nazis?
Nach ersten Medienberichten

schaltete Dortmunds Polizeiprä-
sident Gregor Lange das Landes-
kriminalamt ein, das die Zustän-
digkeit an die Polizei Bochums
übertrug. In Dortmunds Nach-
barstadt wird nun ein strafrecht-
liches Ermittlungsverfahren ge-
gen Unbekannt eröffnet. Infrage
kommen Straftatbestände wie
Verletzung von Dienstgeheim-
nissen oder ein Verstoß gegen di-
verse Normen des Datenschutzes,
so ein Behördensprecher zu »nd«.
Im Klartext: Bochums Polizei soll
herausfinden, ob es in Dortmunds
Polizei ein Leck gibt, über das In-
formationen an Nazis fließen.
»Dass auch heute noch Polizis-

ten mit Nazis sympathisieren, ist
nicht auszuschließen«, meint die
Dortmunder Bundestagsabge-
ordnete Ulla Jelpke mit Blick auf
die 1950er-Jahre, als der ehema-
lige SS-Obersturmbannführer
Kriminaloberrat Dr. Josef Menke
die dortige Kripo leitete und auf
Betreiben des NRW-
Innenministeriums gar zum Di-
rektor des Landeskriminalamtes
befördert werden sollte, was erst
eine Intervention der Gewerk-
schaft ÖTV verhinderte. In den
1980ern seien Mitglieder eines
Sondereinsatzkommandos in
Dortmund auf »Migrantenjagd«
gegangen, erinnert die LINKE-
Politikerin.
Seit 1999 kamen in Dortmund

fünf Menschen durch Nazi-
Attacken zu Tode. Darunter auch
drei Polizisten, was heutige »Die
Rechte«-Kader bejubelten. Jelpke
fordert ein Verbot von »Die Rech-
te«: »Muss es in Dortmund erst
wieder Tote geben?«, fragt sich
die Innenpolitikerin
Mittlerweile wurde ein mut-

maßlicher Droh-Anrufer ermit-
telt. Er soll Kontakte zu Dort-
munder Neonazis unterhalten.

Die Nazis glauben,
Dortmund sei »ihre«
Stadt.

Antifaschismus als
Lebensthema
Zum Tode des Journalisten Hans Canjé

Der Antifaschismus war sein Le-
bensthema – am Montag ist der
Journalist und langjährige nd-
Autor Hans Canjé gestorben.

Von Hans Coppi

Er setzte sich zeitlebens für die Wie-
dergutmachung des schweren Un-
rechts ein, das Kommunisten in der
Alt-Bundesrepublik widerfuhr: Hans
Canjé wurde wie viele andere in den
50er und 60er Jahren angeklagt und
eingesperrt, die deutsche Politik und
Justiz hat diesen Schandfleck bis
heute nicht beseitigt.
Der Schrecken über die Wahrheit

des Naziregimes machte den zu-
nächst fanatischen Hitlerjungen
nach 1945 zum Antifaschisten. Als
junger Mann arbeitete er für die
KPD-Zeitung »Freies Volk« in Düs-
seldorf – bis zum Verbot der Partei
im August 1956. Danach war Hans
Canjé für den Deutschen Freiheits-
sender 904 tätig, weshalb er von
ehemaligen Nazirichtern am Bun-
desgerichtshofes in Karlsruhe ver-
urteilt wurde: zu zweieinhalb Jah-
ren Gefängnis und zur Aberken-
nung des Wahlrechts für die Dauer
von fünf Jahren. Eine anhaltende
Solidaritätswelle sorgte für seine
vorzeitige Freilassung; er emigrierte
in die DDR, wo er weiter im Rund-
funk tätig war. Mancher Ältere wird
den Klang von Canjés markanter
Stimme noch im Ohr haben.
Der lebensfrohe Rheinländer

leitete von 1991 bis 2004 die »An-
tifa«, das politische Magazin der
VVN-BdA. In der neuen Ausgabe
erscheint sein letzter Artikel, die
Rezension einer Publikation über
das Euthanasie-Mordprogramm

der NS-Diktatur. Mit zahlreichen
Beiträgen auch in »neues deutsch-
land« und anderen Zeitungen griff
er in die Debatten ein, sei es zur Ge-
schichte und Gegenwart des Anti-
faschismus, zur unbewältigten
braunen Vergangenheit oder zur
Gedenkstättenpolitik. Er setzte sich
intensiv mit alten und neuen Nazis
auseinander und hielt die Erinne-
rung an viele weitgehend verges-
sene Widerstandskämpfer wach.

Immer wieder setzte sich Hans
Canjé für die Rehabilitierung der
Opfer des Kalten Krieges in der al-
ten Bundesrepublik ein, zu denen
beileibe nicht nur Kommunisten
zählten. Er gehörte zu den großen
antifaschistischen Autoren. Es war
immer ein Gewinn, seine klaren und
ausdifferenzierten Artikel zu lesen,
und es war ein Vergnügen, mit ihm
zu sprechen und die rheinische Me-
lodie seiner Stimme zu hören.
Nach schwerer Krankheit ist Hans

Canjé am 6. Juli im Alter von 85 Jah-
ren verstorben. Er wird uns fehlen.

Hans Coppi ist Vorsitzender der Berli-
ner VVN-BdA.

Hans Canjé Foto: nd/Burkhard Lange

Wir nehmen Abschied in Liebe und Dankbarkeit von unserer Mutti, 
Schwiegermutter, Oma und Uroma

Herta Schick 
geb. Herrmann

* 12.12.1922       † 18.06.2015

In stiller Trauer
Rolf und Thomas Schick und Familien

Die Trauerfeier mit Beisetzung findet statt am Donnerstag, den 23.07.2015, um 11:00 Uhr 
auf dem Städtischen Friedhof Pankow III, Am Bürgerpark 24, 13156 Berlin.
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Gaza – die vergessene Katastrophe
Heute vor einem Jahr begann der 50-tägige Krieg Israels im Gaza-Streifen

Gaza-Krieg – die Folgen wirken bis
heute nach: Nur Weniges wurde
bisher wieder aufgebaut. Und in Is-
rael wird schon darüber diskutiert,
wann der nächste Konflikt kommt.

Von Oliver Eberhardt

Über den Dächern von Gaza wird das
ganze Ausmaß erst wirklich sichtbar:
Ganz Stadtteile sind ein Trümmer-
feld aus Beton und Stahl, dazwi-
schen notdürftig zusammen gezim-
merte Hütten, in denen imWinter die
Feuchtigkeit durch die Ritzen zieht
und im Sommer die Hitze für erdrü-
ckende Schwüle sorgt.
So sieht ein Jahr nach demBeginn des
Gaza-Krieges nach wie vor die Le-
benswelt vieler Menschen aus. In den
Krankenhäusern hat das Personal von
der Hamas Redeverbot bekommen.
»Niemand soll erfahren, wie krank die
Bevölkerung mittlerweile wirklich
ist«, sagt ein Arzt und fügt hinzu, die
Leute seien mittlerweile oft wirklich

ernsthaft krank, wenn nicht körper-
lich, dann psychisch.
Viel tun können seine Kollegen und

er dagegen nicht: Die komplexen
Machtverhältnisse im Gaza-Streifen
verhindern es. Kurz vor Kriegsaus-
bruch hatten sich die Hamas und die
im Westjordanland regierende inter-
national anerkannte palästinensische
Regierung auf die Bildung eines Ein-
heitskabinetts geeinigt; gemeinsam
sollten künftig Polizisten aus Gaza
und Westjordanland für Sicherheit
sorgen. Doch die Regierung selbst be-
kam in Gaza nie einen Fuß in die Tür.
Die offiziellen Sicherheitskräfte fan-
den sich in einem ständigen Macht-
kampf mit den Kassam-Brigaden, der
Kampfgruppe der Hamas, wieder, die
wiederum mit kleineren bewaffneten
Gruppen um Einfluss kämpft.
Gruppen, die sich häufig über den

Schwarzhandel finanzieren – zum
Beispiel mit Zement: Dieser soll den
Empfängern über einen komplexen
Mechanismus zugeteilt werden,

durch den verhindert werden soll,
dass das Material für den Waffenbau
eingesetzt wird. Doch sehr oft landet
der Zement stattdessen auf dem
Schwarzmarkt.
Dass sich dieser Markt überhaupt
entwickeln konnte, liegt daran, dass
eine sehr große Zahl von Menschen
von den offiziellen Zuteilungen aus-
geschlossen ist: Jeder, der mit der
Hamas, oder einer der Milizen in Ver-
bindung gebracht wird, darf auf is-
raelischen Druck hin keinerlei Mate-
rialien erhalten, die auf der schwar-
zen Liste stehen. Wer am Ende Ze-
ment bekommen hat, steht vor ei-
nem noch größeren Problem: Ir-
gendwie muss der Schutt weg. Und
es mangelt an schwerem Gerät.
In Israel berichten derweil die Me-

dien, die Hamas habe wieder mit dem
Bau von Tunneln nach Ägypten be-
gonnen, jenen Tunneln, die vor Jah-
resfrist im Laufe des Krieges als Be-
gründung für den Einsatz von Bo-
dentruppen im Gaza-Streifen ange-

führt wurden. In der neuen rechtsre-
ligiösen Regierung wird deshalb be-
reits gefordert, Israel solle den nächs-
ten Krieg vorbereiten; 2014 sei die
Sache nicht zu Ende gebracht wor-
den, wie man nun sehe, sagt der stell-
vertretende Verteidigungsminister Eli
Dahan von der der Siedlerbewegung
nahestehenden Partei Jüdisches
Heim.
Der Generalstab mahnt zur Zu-

rückhaltung. Die Militärstaatsan-
waltschaft hat Ermittlungsverfahren
im Falle von mehr als 20 Luftangrif-
fen eingeleitet, bei denen die »Ent-
scheidungsprozesse fehlerhaft« ge-
wesen sein sollen. Untersuchungs-
berichte der Vereinten Nationen be-
scheinigen beiden Seiten Kriegsver-
brechen: Man habe bewusst zivile
Opfer in Kauf genommen. Nach offi-
ziellen Angaben in Israel waren 44
Prozent der mindestens 2100 paläs-
tinensischen Opfer Kämpfer; 36 Pro-
zent seien eindeutig Zivilisten gewe-
sen.

Doch Hauptkritiker der Entschei-
dung, in den Krieg zu ziehen, sind Is-
raels Geheimdienste: Indem man
nach der Entführung und Tötung von
drei israelischen Jugendlichen im
Westjordanland die Hamas habe
schwächen wollen, habe die Regie-
rung eine Situation herbeigeführt, in
der ein Vakuum entstand, dass von
militanten Gruppen wie dem Islami-
schen Staat zu füllen versucht wird,
heißt es in einem Bericht an das Par-
lament. Wie ernst die Lage sei, sehe
man daran, dass im Laufe der ver-
gangenen Wochen mehrere Raketen
auf Israel abgefeuert wurden, für die
die Hamas nicht verantwortlich war.
Eine Einschätzung, die auch das

UNO-Flüchtlingshilfswerk teilt: »Je
länger der Wiederaufbau sorgt, desto
mehr droht die politische Lage in Ga-
za ins Chaos abzudriften«, heißt es in
einem Bericht. Gemessen am aktuel-
len Tempo würde es 30 Jahre dau-
ern, bis alle Kriegsschäden beseitigt
sind.

Eine Mutter lebt mit zwei Söhnen nur unter einer Plane vor den Ruinen ihres zerbombten Hauses in Khan Younis. Foto: SOS-Kinderdörfer/Bjørn-Owe Holmberg
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Nach Anschlag in Kuwait:
Drei verdächtige Brüder
festgenommen
Riad. Nach dem Selbstmordan-
schlag auf eine schiitische Mo-
schee in Kuwait sind drei Ver-
dächtige festgenommen worden.
Dabei handele es sich um Brüder
aus Saudi-Arabien, meldete die
saudische Nachrichtenagentur
SPA am Dienstag unter Berufung
auf das Innenministerium des
Landes. Zwei Verdächtige wurden
in Saudi-Arabien festgenommen.
Der dritte Bruder sitze in Kuwait
in Haft. Bei dem Anschlag vom
26. Juni hatte ein Selbstmordat-
tentäter 27 Menschen getötet.
dpa/nd

Ungarn erschwert Zugang
für Journalisten zu Daten
Budapest. Ungarn erschwert den
Zugang von Journalisten und
Nichtregierungsorganisationen zu
Daten von öffentlichem Interesse.
Das Parlament billigte am Mon-
tagabend in Budapest ein Gesetz,
wonach die Regierung, die Kom-
munalverwaltung und sonstige
Behörden für die Bereitstellung
solcher Daten Gebühren erheben
können.
Die regierende Partei Fidesz

von Ministerpräsident Viktor Or-
ban begründete das Gesetz damit,
dass Journalisten und Vereine oft
eine große Menge von Informati-
onen verlangten, deren Bereit-
stellung von den Mitarbeitern von
Regierung und Verwaltung viel
Arbeit abverlange. dpa/nd

Burundis Regierung will
Wahl verschieben
Bujumbura. Die Regierung des
ostafrikanischen Landes Burundi
erwägt, die für den 15. Juli ge-
plante Präsidentenwahl erneut zu
verschieben. Die Ostafrikanische
Gemeinschaft (EAC) hatte am
Dienstag bei einem Treffen in
Tansanias Hauptstadt Daressalam
gefordert, die Abstimmung wegen
der Unruhen im Land zu verle-
gen. In Burundi, einem der ärms-
ten Länder derWelt, kommt es seit
Ende April immer wieder zu ge-
waltsamen Protesten gegen Prä-
sident Pierre Nkurunziza. Über 80
Menschen sind bereits gestorben,
140 000 aus dem Land geflohen.
Die EAC hatte den 30. Juli als

mögliches Wahldatum vorge-
schlagen. »Die Regierung ist be-
reit, die Forderung in Erwägung
zu ziehen, weil wir alle Seiten zu-
friedenstellen möchten«, sagte
sagte Präsidentensprecher Willy
Nyamitwe am Dienstag. dpa/nd

Nigerias Präsident noch ohne Kabinett
Staatschef will erst mit der Korruption aufräumen – oder laut Opposition Alleinherrscher werden

Einen Monat nach seinem Amts-
antritt hat Muhammadu Buhari
noch immer kein Kabinett. Doch
der neue nigerianische Präsident
hat eine Reihe von Problemen, vor
allem Boko Haram.

Von Anne Gonschorek, Kapstadt

Kaum im Amt, steckt Nigerias Prä-
sidentMuhammadu Buhari schon bis
zum Hals im Schlamassel: Nigerias
Wirtschaft ist so stark von der Erd-
ölindustrie abhängig, dass der Preis-
verfall für das einstige schwarzeGold
das Land in eine tiefe Krise gestürzt
hat. Die nigerianische Währung, der
Naira, fällt immer weiter, Zehntau-
sende Beamte können schon seit
Monaten nicht bezahlt werden und
der Norden des Landes wird fast täg-
lich von der islamistisch-extremisti-
schen Miliz Boko Haram angegrif-
fen.
Dennoch hat Buhari auch einen

Monat nach seinem Amtseintritt
noch immer kein Kabinett benannt,
das ihm bei der Bewältigung dieser
Probleme helfen könnte. »Wir sor-
gen uns zutiefst darüber, dass der
Präsident, der versprach, sein Kabi-
nett zwei Wochen nach seinem
Amtseintritt zu verkünden, noch im-
mer nicht in der Lage war, Schlüs-

selfiguren zu ernennen«, heißt es in
einer Stellungnahme der People’s
Democratic Party, Buharis Opposi-
tion. Der Kritik, dass seit seiner Wahl
alles nur sehr langsam vorangehe,
steht der Präsident dagegen gelas-
sen gegenüber. Er sagt, er wolle le-
diglich sicherstellen, dass seine Re-
gierungsmannschaft korruptionsfrei
sei.
In den 80er Jahren regierte Bu-

hari als Militärdiktator und verhaf-
tete viele korrupte Politiker, die von
Militärgerichten in einigen Fällen
sogar zu lebenslanger Haft verur-
teilt wurden. Im März dieses Jahres
wurde er vom nigerianischen Volk
zum Präsidenten gewählt. Buhari
wurde damit das erste Oberhaupt
Nigerias, das seinen Vorgänger auf

einem demokratischen Wege abge-
löst hat – auch er selbst war einst
1985 aus dem Amt geputscht wor-
den.
Die Probleme Nigerias liegen tief.

Denn unter der fünfjährigen Regie-
rung Goodluck Jonathans herrschte
Korruption auf allen Ebenen. Erst
kürzlich ließ eine Regierungsbehör-
de verlauten, dass mehr als 20 Mil-
liarden Dollar (18,1 Milliarden Eu-
ro) an Ölerträgen verloren gegan-
gen seien. Selbst Regierungsrückla-
gen, die über Ölpreisschwankungen
hinweg helfen sollen, schrumpften
von 4,1 Milliarden Dollar im No-
vember auf jetzt 2 Milliarden.
Buhari fackelte nicht lange und

löste den gesamten Vorstand der ni-
gerianischen Ölgesellschaft National
Petroleum Corp auf. Er versprach,
gestohlene Staatsgelder wieder zu
beschaffen. Seine Befürworter hof-
fen, dass Buhari mit starker Hand ei-
nen lang benötigten Wandel in der
nigerianischen Politikkultur herbei-
führen werde. Seine Gegner be-
fürchten, dass er deshalb noch kein
Kabinett gewählt hat, weil er ihrer
Meinung nach abermals als Allein-
herrscher die Führung übernehmen
wolle.
Doch ein noch dringenderes

Problem als das Kabinett ist Boko

Haram. Die islamistische Terrormi-
liz hat bereits über 13 000 Men-
schenleben auf dem Gewissen und
zwang mehr als 1,5 Millionen Men-
schen zur Flucht aus ihrer Heimat.
Allein in der vergangenen Woche tö-
tete Boko Haram über 200 Nigeria-
ner in fast täglichen brutalen An-
griffen.
Um ein Zeichen zu setzen, setzte

Buhari durch, dass ein nigeriani-
scher General die multinationalen
Truppen anführt. Außerdem veran-
lasste er, dass Nigerias Militär sei-
nen Hauptstützpunkt von der
Hauptstadt Abuja in der Mitte des
Landes zur nordöstlichen Stadt Mai-
duguri verlegt, dem Geburtsort Bo-
ko Harams. Ein Sprecher Buharis re-
dete von der »absoluten Verpflich-
tung der Regierung, alles mögliche
zu tun, um Boko Haram, Terroris-
mus und sinnlosen Extremismus in
Nigeria so schnell wie möglich aus-
zumerzen«.
Die Wahl eines Kabinetts könnte

noch auf sich warten lassen. »Es wird
noch zwei Monate dauern, bevor Mi-
nister an Bord kommen können«,
heißt es vom Medienberater des Prä-
sidenten, Garba Shehu. Gegenüber
der Nachrichtenagentur Reuters er-
klärte er: »Jetzt könnten sie dem
Aufräumprozess im Weg stehen.«
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Keine Schließfächer und überall Kameras
Die Terroranschläge vom 7. Juli 2005 veränderten die britische Hauptstadt / Die Londoner trotzen der Angst
Großbritannien gedachte der Op-
fer der Londoner Anschläge vor
zehn Jahren. Der Terror, der 52 To-
desopfer forderte, veränderte die
Hauptstadt, doch die Londoner
wollen sich Angst nicht beugen.

Von Meike Stolp, London

»Zehn Jahre nach den Attentaten von
London bleibt die terroristische Be-
drohung ebenso real wie tödlich, und
die Ermordung von 30 unschuldigen
Briten, während sie in Tunesien im
Urlaub waren, ist eine brutale Erin-
nerung daran«, erklärte der britische
Premierminister David Cameron am
Dienstag. Großbritannien gedachte
7/7, wie die Briten den Anschlag vom
Juli 2005 mit 52 Toten und Hunder-
ten Verletzten nennen. Die Gedenk-
feiern begannen am Vormittag mit
der Niederlegung von Blumen am
Denkmal für die Opfer der Bomben-
anschläge in der U-Bahn und auf ei-
nen Bus im Hyde Park. Es waren die
schwersten Terrorattacken in der Ge-
schichte Großbritanniens.
Die Taten haben die Menschen im

Königreich und vor allem die Londo-
ner verändert. Sie waren Beweis da-
für, dass Terrorismus nicht mehr nur
in anderen Ländern stattfindet, son-
dern auch vor der eigenen Haustür –
ausgeführt von den eigenen Lands-
leuten. Die Täter hatten allesamt bri-
tische Pässe, drei hatten pakistani-
schen Wurzeln, einer jamaikanische.
Die Täter sprengten drei U-Bahn-

Züge und einen Doppeldeckerbus in
die Luft. Bis heute beschäftigt die At-
tentatsreihe die Londoner, vor allem

zu den Stoßzeiten morgens zwischen
8 und 10 Uhr und abends zwischen
17 und 19 Uhr. Wenn die U-Bahnen
brechend voll sind und man darin im
Sommer kaum Luft bekommt, dann
kommen Gedanken an mögliche An-
schläge wieder hoch. Vor allem seit
die Regierung im August 2014 die
Terrorwarnstufe auf die zweithöchs-
te angehoben hat – was übersetzt be-
deutet, dass ein Anschlag für sehr
wahrscheinlich gehalten wird – gilt
das mehr als je zuvor.
Wenn man genau hinschaut, dann

sieht man überall, wie Anschlägen
vorgebeugtwerden soll. Bis heute gibt
es in London keine Gepäckschließfä-
cher in Bahnhöfen mehr, in den U-
Bahn-Stationen sucht man Abfallei-
mer ebenso vergeblich wie rund um
das Regierungsviertel Westminster.
Dafür wird man permanent von
Überwachungskameras begleitet.
Der Dialog mit den Muslimen im

eigenen Land ist ein anderer gewor-
den, geprägt von Misstrauen auf bei-
den Seiten. Die Anschläge warfen
Fragen auf nach der Integration und
nach Subkulturen, die erst jetzt ins
öffentliche Bewusstsein rückten. Wie
konnte es sein, dass sich anschei-
nend über Jahre Parallelgesell-
schaften gebildet hatten und Hass-
prediger junge Menschen so weit ra-
dikalisierten, dass sie ihr eigenes Le-
ben gaben, um ihre Mitbürger zu tö-
ten? Von den etwa 4000 westlichen
Kämpfern des Islamischen Staats in
Syrien sollen immerhin etwa 600 bis
700 Briten sein.
Dieses Gefühl des Misstrauens hält

sich bis heute in der britischen Ge-

sellschaft – auf beiden Seiten. In der
liberalen Tageszeitung »The Guardi-
an« schreibt etwa der Al-Jazeera-Re-
porter Mehdi Hasan mit einer gewis-
sen Bitterkeit über die Entwicklun-
gen in Großbritannien: »Britische
Muslime wurden ausspioniert, ange-
halten und durchsucht, ihrer Bür-
gerrechte entraubt.« Es zeigt, dass die
Wunden, die 7/7 der Zivilgesell-
schaft zugefügt hat, bis heute weder
verheilt noch richtig angeschaut wur-
den.
Doch vor allem die Londoner

möchten nicht ihr Vertrauen in die
Multikulturalität aufgeben, wollen
sich nicht spalten lassen. Zumal Lon-
don wie kaum eine andere Stadt dank
ihrer Internationalität pulsiert. Im
Stadtteil Lambeth etwa werden 132
Sprachen gesprochen. »Diese Stadt,
dieses Land, diese Menschen sind ein
Beispiel für Widerstand«, schrieb die
Labour-Abgeordnete Tessa Jowell in
einem Gastbeitrag auf der Internet-
seite Huffington Post. Widerstand sei
schließlich im Optimismus verwur-
zelt. »Hinter dieser Stärke, standhaft
zu stehen, steckt der Glaube, dass
morgen ein besserer Tag wird als
heute.«
Diese Stärke wollten die Londo-

ner demonstrieren, indem sie wäh-
rend einer landesweiten Schweige-
minute der Opfer des 7. Juli 2005 ge-
dachten. Und die Initiative #Walk-
Together rief die Hauptstädter dazu
auf, zumindest einen Teil ihres We-
ges zur Arbeit zu Fuß zurückzulegen
– als Erinnerung an die Opfer und als
Zeichen, das den Tätern gelten soll-
te.Premier Cameron an der Gedenkstätte im Hyde Park Foto: AFP/Steve Parsons
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Geplante UN-Resolution
zu Massaker von
Srebrenica umstritten
New York. Anlässlich des 20. Jah-
restags des Massakers in Srebre-
nica wirbt Großbritannien im UN-
Sicherheitsrat für eine Resoluti-
on, die das Kriegsverbrechen im
Bosnien-Krieg scharf verurteilt.
Wie Diplomaten am Montag in
New York sagten, wird in dem
Entwurf eine Anerkennung des
Kriegsverbrechens gegen Tau-
sende muslimische Bosnier im Ju-
li 1995 als »eine Voraussetzung für
die Versöhnung« der ehemaligen
Kriegsparteien bezeichnet. Am
Dienstagabend sollte über die Ini-
tiative abgestimmt werden.
Das Vorhaben droht allerdings

am Widerstand der Vetomacht
Russland zu scheitern, wie es aus
Diplomatenkreisen hieß. Der Text
prangere einseitig die Vergehen
von Serben im Bosnien-Krieg an,
wird von Russland kritisiert.
AFP/nd

Handgranate auf Markt in
Mogadischu
Mogadischu. In einem belebten
Markt in der somalischen Haupt-
stadt Mogadischu hat am Montag
einAttentäter eineHandgranate in
eine Gruppe von Menschen ge-
worfen. Bei dem Vorfall starben
nach Polizeiangaben mindestens
sechs Personen. Der Angreifer, der
auf einem Motorrad unterwegs
war, soll der Shabaab-Miliz an-
gehören. Angeblich waren Solda-
ten Ziel des Anschlags.
Bei einem Angriff auf ein Dorf

im in Kenia an der Grenze zu So-
malia sind am Dienstag mindes-
tens 14 Menschen getötet wor-
den. Auch diese Tat wird der Sha-
baab-Miliz zugesprochen. dpa/nd

Kolumbiens Präsident
entlässt Armeeführung
Bogotá. Kolumbiens Präsident Ju-
an Manuel Santos hat fast die ge-
samte Armeeführung gefeuert. Er
gab am Montag bei einer Presse-
konferenz bekannt, dass er den
Oberbefehlshaber des Heeres, Ge-
neral Jaime Alfonso Lasprilla, den
Kommandeur der Marine, Admi-
ral Hernando Wills, und den Kom-
mandeur der Luftwaffe, General
Guillermo León, entlassen habe.
Die Organisation Human Rights
Watch hatte in einem Bericht En-
de Juni geschrieben, »zahlreiche
Generäle und Oberste« seien über
die »flächendeckende und syste-
matische« Ermordung von Zivi-
listen in den Jahren 2002 bis 2008
informiert gewesen. AFP/nd

Selbstmordattentat bei Aleppo
25 syrische Soldaten getötet / Obama verspricht langen Militäreinsatz gegen IS

In Syrien toben Kämpfe zwischen
Armee und Dschihadisten. Der-
weil hat US-Präsident Obama die
Notwendigkeit eines langjährigen
Einsatzes gegen die Terrormiliz Is-
lamischer Staat bekräftigt.

Beirut. Bei einem Selbstmordan-
schlag eines mutmaßlichen Mit-
glieds der Dschihadistenmiliz Nus-
ra-Front imNorden Syriens sollen 25
Soldaten der syrischen Regierung
getötet worden sein. Der Attentäter
habe sich in Al-Sahra, einem Vorort
vonAleppo, in einemFahrzeug in die
Luft gesprengt, erklärte die in Lon-
don sitzende Syrische Beobach-
tungsstelle für Menschenrechte am

Montag. Die Explosion habe sich vor
einem Waisenhaus im Bereich der
Regierungstruppen ereignet. An-
schließend habe es erbitterte Kämp-
fe zwischen Rebellen und Regie-
rungstruppen gegeben.
Aleppo war früher eine bedeu-

tende syrische Wirtschaftsmetropo-
le. In dem seit Jahren andauernden
syrischen Bürgerkrieg wurde die
Stadt schwer zerstört. Die Regie-
rungstruppen kontrollieren den
Westen der Stadt, unterschiedliche
Rebellengruppen haben sich im Os-
ten festgesetzt. Vergangene Woche
hatten Rebellengruppen eine Of-
fensive begonnen. Die Nusra-Front
ist der syrische Arm von Al Qaida.

US-Präsident Barack Obama hat
eine Intensivierung des Kampfes ge-
gen die Dschihadistenmiliz Islami-
scher Staat (IS) angekündigt. Der
Schwerpunkt liege auf Luftschlägen
gegen die IS-Hochburgen in Syrien
und die dort ansässige Führung der
Dschihadisten, sagte Obama am
Montag nach Beratungen mit Ge-
heimdienst und Militär. Am Wo-
chenende hatte die US-geführte Ko-
alition bei den bislang umfang-
reichsten Luftangriffen in Syrien die
IS-Hochburg Rakka ins Visier ge-
nommen. Die IS-Miliz hat Teile Iraks
und Syriens besetzt und vor einem
Jahr ein grenzüberschreitendes »Ka-
lifat« ausgerufen. AFP/nd

Erneute Verlängerung
Noch »mehrere Tage« für Atomgespräche mit Iran

Die Atomverhandlungen der 5+1-
Gruppe mit Iran werden um einige
Tageverlängert.DerVertragstext ist
weitgehend klar. Es geht um die
Aufhebung der Sanktionen.

Teheran. Die Verhandlungen über das
iranische Atomprogramm gehen
nochmals in die Verlängerung. Die
Gespräche würden die kommenden
Tage weitergehen, sagte die EU-Au-
ßenbeauftragte Federica Mogherini
am Dienstag in Wien. Die Außenmi-
nister der fünf UN-Vetomächte und
Deutschlands verhandeln in der ös-
terreichischen Hauptstadt seit Tagen
mit ihrem iranischen Kollegen über
ein Abkommen zur Beilegung des

jahrelangen Streits um das iranische
Atomprogramm. Aus dem Umfeld der
iranischen Verhandlungsdelegation
verlautete, Iran habe keine neue
Frist.Erst vor einer Woche war die
Verhandlungsfrist bis Ende Dienstag
verlängert worden. Der Vertragstext
soll so gut wie fertig sein.
Für Diskussionen sorgt jetzt vor al-

lem der Zeitplan für die Aufhebung
der verhängten Finanz- und Han-
delssanktionen sowie die Frage der
Inspektion iranischer Militäranlagen.
Das Abkommen soll Iran die Nut-
zung der zivilen Atomenergie erlau-
ben, zugleich aber die Entwicklung
von Kernwaffen verhindern. AFP/nd
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        nd-Foto: I. Kohlmetz

> Insel-rundfahrt > 5 x Fango> 5 x Thermal-dusche

1. Tag Flug von Berlin nach Neapel. 2. Tag Akklimatisierung im 
Hotel und Erkundung des Örtchens auf eigene Faust. Ischia Por-
to liegt an einem natürlichen Hafen von bezaubernder Schön-
heit. 3. Tag Bei einer Inselrundfahrt (ca. 40 km, ca. 3,5 h) lernen 
Sie die schönsten Seiten Ischia mit ihren liebenswürdigen Eigen-
heiten kennen. An besonders markanten Stellen wird ein Halt ein-
gelegt, um das Panorama zu genießen oder etwas zu Land und 
Leuten zu erfahren. 4. − 7. Tag Genießen Sie die heißen Thermal-
quellen am Hotel oder besuchen Sie den nahegelegenen Ther-
malpark Castiglione mit 8 Thermalpools (Eintritt im Reisepreis 
enthalten) oder machen Sie eine der geführten Wanderungen (s. 
Coupon). 8. Tag Transfer zum Flughafen Neapel und Rückfl ug.

Foto: nd/Kohlmetz

4*-Hotel Royal Terme in Ischia Porto
Zentrale Lage, Bushaltestelle vorm Hotel, behagliche Ausstattung, alle 
DZ mit Balkon, Heizung, Internet-Anschluss, Sat-TV. Die Benutzung des 
Wellness-/Spa-Bereichs ist inklusive. Dazu gehören: 2 Thermalpools 
(32°, 36°), Saunen, Dampfbad, Calidarium, Frigidarium. Hotelstrand.

1. Tag Flug von Berlin via Frankfurt (M.) nach Split. Transfer zum 
Hotel in Baška Voda direkt an der Adria. 2. Tag Küstenwande-
rung entlang des Meeres zum Fischerdörfchen Bratus mit präch-
tigen Ausblicken auf stille Buchten und die steilen Wände des 
Biokovo-Gebirges bis in die hübsche Altstadt von Makarska (ca. 
12 km, 3,5 h). Rückfahrt im Bus/Kleinbus. 3. Tag Bootsfahrt auf 
dem idyllischen Flüsschen Cetina. Aufstieg und Rast bei einer al-
ten Mühle (+100/−250 m, 8 km, 3 h). 4. Tag Freizeit oder fak. 
Ausfl ug nach Dubrovnik, die »Perle der Adria«. 5. Tag Schiff sfahrt 
zur Insel Brac und Wanderung auf einem alten Eselspfad durch 
fruchtbare Felder und Haine mit Mandel- und Feigenbäumen 
(+200/−200 m, 8 km, 3 h).  6. Tag Wanderung auf dem Biokovo-
Höhenweg (+200/−200 m, 10 km, 3,5 h). Olivenöl- und Schnaps-
probe auf einem Bauerngut. 7. Tag Fahrt zum Naturpark Biokovo 
und Höhenwanderung auf dem Karsthochplateau zum Gipfel des 
Signajl. Genuss von Grillspezialitäten und Karstwein beim Karst-
bauern. 8. Tag Transfer zum Flughafen Split und Rückfl ug.
 Alle Angaben zu Höhenmetern, Entfernungen und Zeiten sind ca.-Angaben. Die Wande-
rungen sind anspruchsvoll, aber gut zu bewältigen. Kein schnelles Tempo. 

 Im Preis � Flug (Economy Class, 20 kg Freigepäck) Berlin 
− Neapel und zurück � Flughafensteuern u. Sicherheitsge-
bühren � Transfer Flughafen − Hotel u. zurück inkl. Fährü-
berfahrt und Gepäckservice � 7 x Ü/HP im 4*-Hotel Royal 
Terme � Willkommensgetränk � freier Eintritt Castiglione 
Thermalpark � Besichtigungsprogramm lt. Reiseverlauf 
inkl. Eintritten � 5 Fangopackungen und 5 Thermalduschen 
(bei vorher. oblig. Arztvisite) � 1  wöchentl. Tanzabend � 
Inselrundfahrt (Halbtagsausfl ug) � fünf geführte Wanderun-
gen (Auswahl bitte bereits bei Buchung) � SE-Tours-Reisebe-
gleitung � Ischia-Reiseführer pro Zimmer
Nicht im Preis � Reiseversicherung/en, obligat. Arztvisite 
€ 36,– (zahlbar vor Ort), Transfer zum Thermalpark Castiglione
Wanderungen zur Auswahl � Ischia Süd (montags), � Fras-
sitielli (dienstags), � 3-Krater-Wand. (mittwochs), � Vulkan-
Wanderung (donnerstags), � GEO-Wanderung (freitags) 

Ischia
pro Person im DZ € 1098,–, EZZ € 98,–

Wandern in Dalmataien (Kroatien)
pro Person im DZ € 998,–, EZZ € 190,–

 Im Preis � Flug (Economy Class, 20 kg Freigepäck) von 
Berlin via Frankfurt (M.) nach Split und zurück � Flughafen-
steuern u. Sicherheitsgebühren � Transfer vom Flughafen 
zum Hotel in Baška Voda und zurück � 7 x Ü/HP (inkl. 1 x 
Galaabendessen mit Musik) im 4-Sterne-Hotel Milenij 
� 5 Wanderungen lt. Programm inkl. Cappuccino in Makars-
ka � 1 x Mittagessen � Bootsfahrten zur Insel Brac und auf 
dem Fluss Cetina � Nationalparkgebühren � alle Transfers 
vom Hotel zu den Ausgangspunkten der Wanderungen u. 
zurück � qualifi zierter deutschsprachiger Wanderführer 
und durchgängige SE-Tours-Reisebegleitung
Nicht im Preis � Reiseversicherung/en
Mindestteilnehmer: 25 Personen

Diese Reise war bereits im Frühjahr 2015 ein tolles Erlebnis 
− im Oktober soll die Natur noch schöner sein 

Versicherung:  Reiserücktrittskostenvers.    Kompl. (RR, KV, Haftpfl ., Gepäck)

Gewünschte Unterbringung:    DZ               EZ        

> Tolle Aktivreise> großerErholungs-wert

        Foto: Nisula Travel Ischia
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Überall, nur
nicht in Berlin
Sarah Liebigt lauscht ihrem Echo
in leeren Senatsfluren und
einödigen Plenarsälen

Das Berliner Abgeordnetenhaus
befindet sich derzeit in den Som-
merferien. Pünktlich zu Beginn
dieser politischen Sommersause,
also »-pause« die Mitteilung: Die
acht Senatoren und die zwei Re-
gierenden Bürgermeister dieser
Legislaturperiode waren in selbi-
ger wegen 91 weltweiten Reisen
262 Tage abwesend. 262 Tage in
3,8 Jahren plus 24 Wochen, ergo
168 Tage, Plenumsferien plus
Feiertage ... Hat mal jemand einen
Rechenschieber?
Das kann man ja nicht mal

mehr innere Migration vom Job
nennen, das ist schon ein Ab-
schied. Vom Berliner Regierungs-
alltag. Von all den spannenden
Ausschusssitzungen, Plenardebat-
ten und Parteitagen. Kein Wun-
der, dass das mit Rot-Schwarz
nicht so funktioniert hat. Wenn
der eine gerade zurück war aus
Brüssel, Nairobi und Buenos Ai-
res, Warschau, Washington, Mad-
rid, Tallinn, Luxemburg oder
Dubrovnik – flog der andere los
nach Vilnius, Washington, Afgha-
nistan, Mailand, Den Haag,
Cannes, Kiew oder Jerusalem.
Verehrte Senatorinnen und Se-
natoren: So wird dat nüscht mit
dem Regieren.
Denn zählt man zur Welten-

bummlerei noch die Einarbei-
tungsphasen neuer Kolleginnen
und Kollegen (zahllose Senats-
verwaltungstüren und Staatsse-
kretärsbüros mussten in 3,8 Jah-
ren neue Namensschilder bekom-
men) sowie die arbeitsarmen Ta-
ge zwischen den Jahren UND
noch die Wochen dazu, in denen
beleidigte Büros nicht miteinan-
der kommunizierten: Ein Wunder,
dass überhaupt etwas passiert ist
in der Hauptstadt.

Sparen war gestern
Nach jahrelangem Abbau sieht der Doppelhaushalt wieder die Schaffung neuer Stellen vor
Am Dienstag präsentierte der Senat
seine Pläne für den Doppelhaushalt
2016/17. Insgesamt will die rot-
schwarze Koalition 50,5 Milliarden
Euro ausgeben und dabei zugleich
investieren und konsolidieren.

Von Christian Baron

Mit Klaus Wowereit, so scheint es, ha-
ben im vergangenen Dezember auch
die Bonmots das Rote Rathaus ver-
lassen. Ein paar Gassenhauer hat der
langjährige Regierende Bürgermeis-
ter aber hinterlassen, die dort noch
heute durch die Flure schwirren.
Wenn es um ein sperriges Thema geht,
wühlen Senatsvertreter gerne im Zi-
tateschatz des SPD-Politikers. Bei der
Pressekonferenz zum Doppelhaushalt
2016/17 am Dienstag wurde Innen-
senator Frank Henkel (CDU) fündig:
»Früher hieß hier die Devise: Sparen,
bis es quietscht. Das hallt bis heute
nach. Aber wenn es quietscht, läuft
nichts wie geschmiert.«
Darum habe die rot-schwarze Ko-

alition bei den Verhandlungen nicht
nur die Konsolidierung zum zentralen
Ziel ernannt, sondern gleichberech-
tigt auch Investitionen in die Infra-
struktur und in Personal. In einer
wachsenden Stadt wie Berlin, erklär-
te Finanzsenator Matthias Kollatz-Ah-
nen (SPD), sei es wichtig, »den in vie-
len Sektoren entstandenen Investiti-
onsstau konsequent abzubauen«.
Besonders freuen darf sich dem-

nach die Senatsverwaltung für Bil-
dung, Jugend und Wissenschaft: We-
gen eines stark gestiegenen Schul-
platzbedarfs sollen jährlich 2,3 Milli-
arden Euro an Personalkosten aufge-
wendet werden. Insgesamt werden
2000 Stellen für die Schulen ge-
schaffen, von denen 1400 auf Lehr-
kräfte und 600 auf Erzieher entfallen.
Einen anderen Bereich betrachtet

der Regierende Bürgermeister Mi-
chael Müller (SPD) als »Schwer-
punkt, den wir setzen, weil die Stadt
dies aus guten Gründen von uns er-
wartet.« Die Förderung des Woh-
nungsbaus solle weitergehen, um
mehr Menschen bezahlbare Mieten
anbieten zu können. Geplant sei eine
Ausweitung des bestehenden Pro-
grammvolumens von derzeit jährlich
1000Wohneinheiten auf 2500 in2016
und 3000 in 2017.

Entzückt zeigte sich Frank Henkel
ob des geplanten Stellenzuwachses im
sogenannten Sicherheitssektor: »In
einer wachsenden Stadt steigt auch
das Sicherheitsbedürfnis der Bevöl-
kerung.« Darum sei es »ganz hervor-
ragend«, dass der Haushaltsplan zahl-
reiche neue Stellen im Polizeivollzug,
beim Landeskriminalamt und beim
Verfassungsschutz vorsieht. Auch für

die »Extremismusprävention« – Hen-
kels »Herzensprojekt« – freut sich der
Konservative über 1,6 Millionen Euro
mehr. Zur Eindämmung der immer
wieder beklagten Überlastung der Be-
zirksämter kündigte der Senat an, 300
zusätzliche Stellen in besonders be-
lasteten Amtsstuben zu schaffen.
Die Opposition warnte indessen

vor einem »Wahlkampf-Haushalt«,

der unrealistische Erwartungen we-
cke. »Dabei ist weniger das Problem,
dass in Berlin künftig zu viel ausge-
ben wird, sondern nach wie vor an
falschen Stellen«, sagte Manuela
Schmidt, die haushaltspolitische
Sprecherin der LINKEN. Zwar kom-
me der Senat »offenbar endlich un-
seren langjährigen Forderungen nach
mehr Investitionen in die soziale und
bauliche Infrastruktur der wachsen-
den Stadt nach«. Allerdings folge er
dabei noch immer keiner Idee und
keinem erkennbaren Konzept.
Zu befürchten sei, dass die zusätz-

lichen Investitionen von den Mehr-
kosten für den Flughafen BER und die
Sanierung der Staatsoper aufgefres-
sen würden. Zudem fehlt laut Schmidt
noch immer qualifiziertes Personal für
die Umsetzung der veranschlagten In-
vestitionen: »Beim Personal im Öf-
fentlichen Dienst geht der Senat le-
diglich ein paar Schritte, um die ka-
tastrophale Entwicklung zu entspan-
nen. Ein strategisches Personalkon-
zept fehlt noch immer.«

Um dem Stellenmangel an Schulen zu begegnen, will der Senat jährlich 2,3 Milliarden Euro für Personal bereitstellen. Foto: dpa

Mehr Ausgaben, weniger Schulden
Aufgrund der konjunkturelle Lage und höheren Steuereinnahmen musste bei
den Verhandlungen um den Doppelhaushalt 2016/17 kein Ressort ohne fi-
nanziellen Zuwachs auskommen. Im Vergleich zu 2014 verkündete Finanz-
senator Michael Kollatz-Ahnen (SPD) eine Erhöhung der Ausgaben im kom-
menden Jahr um mehr als acht Prozent auf 50,5 Milliarden Euro. Verglichen
mit 2015 bedeutet dies ein Plus von 5,2 Prozent. Für die Bezirke sind darin
rund 6,2 Milliarden Euro für 2016 und 6,3 Milliarden Euro für 2017 vorge-
sehen. Bei der Tilgung des mit 60 Milliarden Euro von Senatsseite als zu
hoch bewerteten Schuldenstands zeigt sich der Regierende Bürgermeister
Michael Müller (SPD) ambitioniert: Bis zum Ende der Legislaturperiode will
er es schaffen, »vorne eine fünf« stehen zu haben. cba

Reisekönig
Frank Henkel I
»Reisen ist lustig und bildet«.
Diese alte Volksweisheit beher-
zigt der Berliner Senat und
schaut sich ausgiebig in der Welt
um – am intensivsten Innen- und
Sportsenator Henkel (CDU).
Der rot-schwarze Berliner Senat ist
reiselustig. In den 3,8 Jahren seit
Amtsantritt am 1. Dezember 2011
verbrachten die acht Senatoren
und der Regierende Bürgermeis-
ter bei 91 Reisen insgesamt 261,5
Tage im Ausland. Einer der Sena-
toren ist dabei nach einer Auflis-
tung der Senatskanzlei ungekrön-
ter Reise-König: Innen- und Sport-
senator Frank Henkel (CDU) weil-
te bei 23 Reisen quer durch die
Welt – von A wie Afghanistan bis
Z wie Zagreb insgesamt 85 Tage
im Ausland. Damit schlug der In-
nensenator noch die Dienstreisen-
Quote der beiden Regierenden
Bürgermeister KlausWowereit und
Michael Müller (beide SPD). Zu-
sammengezählt hielten sie sich bei
23 Reisen 68 Tage im Ausland auf.
Henkel ist auch Bürgermeister

und damit einer der beiden Stell-
vertreter des Regierungschefs. In
dieser Eigenschaft unternahm der
CDU-Politiker drei seiner 25 Rei-
sen und fuhr nach Warschau, Wa-
shington und Madrid. Als Sport-
minister weilte er bei den Olym-
pischen Spielen in London und
Sotschi sowie der Leichtathletik-
WM in Zürich.
Die meisten Reisen gehen je-

doch auf das Konto des Innense-
nators zu Tagungen der NATO in
Tallin (Estland), Brüssel, Luxem-
burg, Dubrovnik (Kroatien), Vil-
nius (Litauen) und Washington.
Henkel besuchte zudem in Afgha-
nistan stationierte Polizisten,
schaute sich das European Cyber-
crime Center von Europol in Den
Haag an, besuchte Bürgermeister
Vitali Klitschko in Kiew und feier-
te den 50. Jahrestag der Aufnah-
me diplomatischer Beziehungen
zwischen Israel und Deutschland
in Jerusalem.
Die Regierungschefs belegen

zusammen Platz 2. Wowereit kam
von Dezember 2011 bis Dezember
2014 auf 20 Reisen und 59 Tage
im Ausland. Meist besuchte er Ber-
lins Partnerstädte in aller Welt –
etwa Rom, Buenos Aires und Pe-
king. Der Regierende Bürger-
meister hielt sich aber auch in
Wien, Zürich und Vietnam auf.
Sein Nachfolger Müller besuchte
Brüssel, Nairobi (Kenia) und Bue-
nos Aires. Die beiden letzten Rei-
sen waren mit seiner Eigenschaft
als Sprecher von Metropolis ver-
bunden – einem Netzwerk von
rund 140 Haupt- und Millionen-
städten in aller Welt.
Platz 3 in der Reisestatistik be-

legen die Senatoren für Stadtent-
wicklung, Umwelt und Verkehr –
Müller und sein Nachfolger And-
reas Geisel (beide SPD). Naturge-
mäß gehen die meisten Auslands-
reisen auf Müllers Konto: Elf Rei-
senmit 31 Tagen. Geisel – seit De-
zember 2014 im Amt – unter-
nahm erst zwei Reisen, jeweils
zwei Tage – so zur Immobilien-
messe MIPIM in Cannes. Auf Platz
4 folgen die beiden Wirtschaftsse-
natorinnen Sybille von Obernitz
undCornelia Yzer (beideCDU). Sie
weilten auf neun Reisen – von New
York über Brüssel und Mailand bis
nach Istanbul – 23 Tage im Aus-
land. Platz 5 hält Arbeits- und In-
tegrationssenatorin Dilek Kolat
(SPD) mit 4 Reisen und 15 Tagen.
Auf Platz 5 folgen die beiden Fi-
nanzsenatoren Ulrich Nußbaum
(parteilos) und Matthias Kollatz-
Ahnen (SPD) mit sechs Reisen und
12 Tagen.
Justizsenator Thomas Heil-

mann und Sozialsenator Mario
Czaja (beide CDU) gehören mit
fünfReisen anneunTagenundvier
Reisen an 7,5 Tagen zu den We-
nig-Reisenden im Senat. Die »rote
Laterne« hält Bildungssenatorin
Sandra Scheeres (SPD). Sie bringt
nur zwei Reisen und sechs Tage
nach Ägypten und Neapel auf die
Waagschale. dpa

Ein Geschenk, das die Bürokratie gefressen hat
IHK stellt Forderungskatalog zur besseren Integration von Flüchtlingen in den Berliner Arbeitsmarkt auf

Die Zeit, die Flüchtlinge in Berlin
verbringen, um auf eine Reaktion
aus den Behörden zu warten, könn-
te sinnvoller genutzt werden. Fin-
det die IHK.

Von Christin Odoj

Kritik am Umgang mit Flüchtlingen in
Berlin kam bisher meist aus den Rei-
hen der Oppositionsparteien, vom
Flüchtlingsrat oder Unterstützeror-
ganisationen. Nun macht die Indust-
rie- und Handelkammer Berlin (IHK)
ein weiteres Feld auf, das zeigt, wie
weit weg der Senat von einem Mas-
terplan im Umgang mit den Men-
schen entfernt ist. In einem am Diens-
tag vorgelegten Sechs-Punkte-Forde-
rungskatalog seziert die IHK Mängel
im bürokratischen Prozedere, die ei-
ne schnelle Integration der Flüchtlin-
ge in den Arbeitsmarkt verhindern –
und damit weit bessere Chancen auf
ein Bleiberecht.
Für den Forderungskatalog haben

Mitarbeiter der IHK Traglufthallen,
die Außenstelle des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) am
Spandauer Askanierring sowie das
Landesamt für Gesundheit und Sozi-
ales (LAGeSo) besucht und eine Be-
standsaufnahme erstellt. Herausge-
kommen ist zunächst nichts Überra-
schendes: Die Behörden auf Bundes-
und Landesebene stehen sich nahezu
überall im Weg. Die Kammer leitet

aber aus jedem von ihr ausgemachten
Bremsklotz im Verlauf eines Asylver-
fahren einen konkreten Handlungs-
vorschlag ab. Der Fachkräftemangel
und Tausende regelmäßig nicht be-
setzte Ausbildungsplätze haben die
IHK zu dem Papier getrieben. »Diese
Menschen sind ein Geschenk für den
Berliner Arbeitsmarkt. Ihr Potenzial
kann allerdings überhaupt nicht aus-
geschöpft werden«, sagt Jan Eder,

Hauptgeschäftsführer der IHK Berlin.
So würde bei der Zentralen Aufnah-
mestelle für Flüchtlinge beim LAGeSo
überhaupt nicht erfasst, welche
Sprachkenntnisse und Berufserfah-
rung ein Flüchtling mitbringe, sagt
Constantin Terton, Bereichsleiter bei
der IHK und Hauptverantwortlicher
für das Forderungspapier. Wertvolle
Infos für die Bearbeitung des Asylan-
trages beim BAMF fehlen. Stattdessen

werde Zeit verplempert, während die
Flüchtlinge auf die Prüfung ihrer Dub-
lin-Verfahren warten, was bis zu fünf
Wochen dauern kann. Zwar seien die
gelockerten Fristen, die seit Novem-
ber 2014 beim Zugang zum Arbeits-
markt gelten, ein erster Schritt. Die
Vorrangprüfung, wonach ein Flücht-
ling eine Stelle erst bekommt, wenn
die kein Deutscher oder EU-Auslän-
der haben will, gelte jedoch weiterhin
bis zu 15 Monate und sei ein großes
Hemmnis. Der Zugang zu Sprach-
kursen müsse außerdem erheblich
ausgebaut werden, sagt Terton, ins-
besondere die Angebote für Flücht-
linge, die noch im Asylverfahren ste-
cken. Allein um die von Sozialsenator
Mario Czaja (CDU) prognostizierten
25 000 zusätzlichen Flüchtlinge in
diesem Jahr mit einem Angebot zu
versorgen, müssten laut IHK 31 Mil-
lionen Euro ausgegeben werden.
Um alle Beteiligten besser zu ver-

netzten, hat die IHK angeregt, in der
Berliner Außenstelle des BAMF zwei
Berater des Arbeitsamtes einzusetzen,
die berufliche Interessen und Qualifi-
kationen abfragen, um in Arbeits-
marktprojekte für Flüchtlinge zu ver-
mitteln. Im August soll das Projekt be-
ginnen. »Die Flüchtlinge wissen über-
haupt nicht, was es für Möglichkeiten
gibt«, sagt Terton. In die Anerken-
nungsberatung der IHK zu ausländi-
schen Berufsabschlüssen sei jeden-
falls noch kaum einer gekommen.

In Berlin sind noch über 12 000 Azubi-Stellen unbesetzt. Foto: imago/JOKER

Sozialplan
gekippt

Die 190 im März geschassten
Check-In-Mitarbeiter der Firma
Aviation Passage Service Berlin
(APSB), die amFlughafenTegel für
die Fluggastabfertigung zuständig
war, haben vor dem Arbeitsge-
richt Berlin einen ersten Teilerfolg
errungen. Das Gericht hat am
Dienstag den Sozialplan, der den
Mitarbeitern eigentlich einen an-
gemessenen Ausgleich für den
wirtschaftlichen Schaden, der ih-
nen durch die Entlassungen ent-
standen ist, zusichert, für unwirk-
sam erklärt. Laut ver.di seien die
vorgeschlagenen Abfindungszah-
lungen für die teilweise jahrzehn-
telange Betriebszugehörigkeit
nicht akzeptabel. Das Gericht er-
klärte, dass angemessene Abfin-
dungen innerhalb des Konzerns
durchaus hätten finanziert wer-
den können. Jetzt können die Mit-
arbeiter darauf hoffen, dass ihr Be-
triebsrat mit der APSB einen bes-
seren Plan aushandelt.
Nachdem der APSB konzernin-

tern alle Aufträge entzogen wur-
den, um sie an billigere Firmen zu
vergeben, wie der Betriebsrat kri-
tisiert, hatte die innerbetriebliche
Einigungsstelle im Januar einen
Sozialplan beschlossen, den der
Betriebsrat ablehnt. cod

Foto: imago/Ralph Peters
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Blick auf Trainierbahn nicht rosarot
Gemeindevertretung Neuenhagen beschloss Veränderungssperre für das Gelände
Der Eigentümer der Galopprenn-
bahn Hoppegarten will die nahe
Neuenhagener Trainierbahn für
den Pferdesport entwickeln. Doch
die Anwohner wünschen sich die
Trainierbahn als Erholungsgebiet.

Von Paul Alexander

Die Galopprennbahn Hoppegarten
macht nur eine ganz kurze Sommer-
pause. Schon am 19. Juli gibt es den
nächsten Renntag. Zuletzt siegte erst
am 15. Juni beim letzten Rennen vor
dieser Pause die vierjährige Stute Ro-
sa Rot. Sie gewann auf der 1200 Me-
ter langen Geraden Bahn den mit
10 000 Euro dotierten »Preis von
Fontainebleau«. Ein Grund zum Ju-
beln für Zuschauer, die auf die kras-
se Außenseiterin Rosa Rot gewettet
hatten.
Ganz und gar keine Jubelstim-

mung herrscht derzeit im benach-
barten Neuenhagen. Einwohner
fürchten, dass ihnen die Neuenhage-
ner Trainierbahn als Naherholungs-
gebiet verloren geht. Die Gemeinde-
vertretung beschloss am 2. Juli vor-
sorglich eine Veränderungssperre für
die Trainierbahn. LINKE, Grüne und
Teile der SPD stimmten dafür, die
CDU votierte vergeblich dagegen.
Hinter der Veränderungssperre steht
die Absicht, das 172 Hektar große
Areal als Naherholungsgebiet zu si-
chern.
Vor dem Rathaus demonstrierten

zahlreiche Einwohner gegen den In-
vestor Gerhard Schöningh. Sie for-
derten die Gemeindevertreter auf, al-
les zu tun, um einen Verkauf des Ge-
ländes an Schöningh zu stoppen. Der
Fondsmanager und Pferdenarr hatte
im März 2008 die Galopprennbahn
Hoppegarten von der bundeseigenen
Bodenverwertungs- und -verwal-
tungsgesellschaft (BVVG) gekauft
und so vor dem möglichen Aus ge-
rettet, wofür ihn damals auch die
LINKE feierte. Beim Erwerb der 1868
eröffneten Rennbahn sicherte sich
Schöningh eine Option auf die Neu-
enhagener Trainierbahn. Nun möch-
te er diese tatsächlich hinzukaufen.
Es mehren sich angesichts dessen

Stimmen, die verlangen, die Ge-
meinde solle die Trainierbahn über-

nehmen. Dem haben sich LINKE und
Grüne in einem Dringlichkeitsantrag
angenommen. Denn die Zeit drängt,
da Schöningh bis spätestens Sep-
tember von seiner Kaufoption Ge-
brauch machen will. CDU und SPD
sowie eine Mehrheit der Gemeinde-
vertreter erkannten jedoch keine
Dringlichkeit, schickten den Antrag in
die Ausschüsse und sich selbst in die
Sommerpause.
In einem Gespräch Schöninghs mit

den Fraktionsvorsitzenden im Mai
wurde einiges über seine Pläne be-
kannt. »Mit dem vorgesehenen Bau
von Stallanlagen für circa 300 bis 400
hochwertige Rennpferde sowie von
Wohngebäuden für bis zu 500 Ange-
stellte« stehe sein Konzept in »gra-
vierendem Widerspruch« zu den Vor-
stellungen der Gemeinde, schätzte
Linksfraktionschef Sven Kindervater
ein – und Grünen-Fraktionschef Ge-
org Stockburger sah es genauso.
Zudem will Gerhard Schöningh ei-

nen derzeit unbekannten Partner ins

Boot holen, um die Immobilie zu ent-
wickeln. Zur Frage, ob es künftig
Sperren und Zäune geben werde,
wollte er sich ebenso wenig äußern,
wie zu möglichen Weiterverkäufen
von Flächen. Im Juni betonte er dann
wieder sein Interesse an »konstruk-
tivenGesprächen« und versuchte dem
Eindruck entgegen zu wirken, dass er
»eine Verdrängung vorhandener
etablierter Nutzungen« beabsichtige.
ImÜbrigen bitte er die Gemeinde, von
der Veränderungssperre abzusehen.
Sie sei »unnötig und kontraproduk-
tiv«
»Es ist nicht unsere Aufgabe, Herrn

Schönigh zu glauben, sondern die In-
teressen Neuenhagens zu vertreten«,
meint Linksfraktionschef Kinderva-
ter. Denn Schöninghs Einwände ge-
gen den Grünordnungsplan Neuen-
hagens, mit dem die Nutzung als Er-
holungsgebiet gesichert werden soll,
sprechen nach Kindervaters Auffas-
sung eine ganz andere Sprache.
»Wenn ein Sicherheitsabstand von

100 Metern pro Rennpferd einge-
halten werden soll, hat das gravie-
rende Auswirkungen, nicht nur auf
jeden Spaziergänger, der sich dort er-
holen will, sondern auf die öffentli-
che Nutzung selbst.«
Schöninghs Absichten haben in der

Gemeinde im östlichen Berliner Um-
land schon zuvor für große Unruhe
gesorgt. 5000 Unterschriften für den
Erhalt der Trainierbahn als öffentlich
zugängliche Erholungs- und Sport-
fläche wurden von der Bürgerinitia-
tive Greenpark bislang in der 18 000
Einwohner zählenden Gemeinde ge-
sammelt. Die Bürgerinitiative befür-
wortet, dass die Gemeinde sich selbst
um den Erwerb der Trainierbahn be-
müht.
Die Vorstellung, dass sich ein pri-

vater Investor »die Trainierbahn un-
ter den Nagel reißen könnte« sei ein-
fach unerträglich, meinte Peter
Rheinsberg von Greenpark auf der
Kundgebung vor dem Neuenhagener
Rathaus.

Jockey Alexander Pietsch auf Stute Rosa Rot nach dem überraschenden Sieg in Hoppegarten Foto: Frank Sorge

NACHRICHTEN

Tödlicher Unfall auf Buga
war nicht vorhersehbar
Rathenow. Nach dem tödlichen
Unfall auf dem Gelände der Bun-
desgartenschau (Buga) in Rathe-
now hat die Staatsanwaltschaft
Potsdam ihre Ermittlungen abge-
schlossen. Die Untersuchungen
haben ergeben, dass der Unfall
nicht vorhersehbar gewesen sei,
sagte ein Sprecher der Staatsan-
waltschaft am Dienstag. Mitte Ju-
ni war ein Besucher bei einem Un-
wetter von einem herabstürzen-
den Ast getötet worden. Ein Sach-
verständiger habe ein Baumgut-
achten erstellt, der betreffende
Baum sei »standsicher« und nicht
etwa verfault gewesen, sagte der
Justizsprecher. Von einem »fahr-
lässigen Unterlassen«mit Blick auf
eine mögliche Fällung des Baums
könne man deshalb nicht spre-
chen. dpa/nd

Ausbau der B 96 von Süd
nach Nord geplant
Oranienburg. Die Planungen für
den Ausbau der Bundesstraße
B 96 werden fortgesetzt. Das ha-
be Infrastrukturministerin Kath-
rin Schneider (für SPD) bei einer
Sitzung des B 96-Entwicklungs-
beirats angekündigt, teilten das
Ministerium und der Landkreis
Oberhavel am Dienstag mit. Die
Strecke soll demnach von Süden
nach Norden ausgebaut werden.
»Nachdem die Ortsumgehung
Oranienburg fertig gestellt ist,
wird die Ortsumgehung Te-
schendorf/Löwenberg das nächs-
te Großprojekt«, sagte die Minis-
terin. Der Planfeststellungsbe-
schluss dafür werde 2016 erwar-
tet. Noch im Jahr 2015 sollen die
Vorplanungen für die nächsten
Abschnitte von Löwenberg bis
nach Mecklenburg-Vorpommern
beginnen. Das schließe die Orts-
umgehung Fürstenberg mit ein, so
Schneider. Für eine Umsetzung
der Pläne müsse der Bund die Pro-
jekte in den Bundesverkehrswe-
geplan aufnehmen. Landrat Lud-
ger Weskamp (SPD) sprach von
einem »echten Meilenstein für die
Stadt Fürstenberg und den Land-
kreis Oberhavel«. Neben höherer
Verkehrssicherheit und mehr Le-
bensqualität der Anwohner ver-
bessere der Ausbau der Lebens-
ader B 96 auch die Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen. nd

Sozialdemokraten: AfD
ist »NPD im Schafspelz«
Potsdam. Nach dem Sieg des
»deutschnationalen Flügels« beim
Essener Bundesparteitag der AfD
mutmaßte Brandenburgs Links-
fraktionschef Ralf Christoffers am
Dienstag, die Auseinanderset-
zungen mit der AfD würden »wei-
ter an Intensität gewinnen«. Aus
Sicht von SPD-Fraktionschef Klaus
Ness bedeutet dieses Ergebnis des
Parteitags den Triumph von »So-
zialdarwinisten und Verschwö-
rungstheoretikern«. Die branden-
burgische AfD stelle sich immer
mehr als »NPD im Schafspelz« he-
raus. Spätestens jetzt haben laut
Ness alle übrigen politischen Kräf-
te gelernt, »mit wem wir es zu tun
haben«. AfD-Fraktionschef Ale-
xander Gauland sagte, eine in-
haltliche Korrektur der Arbeit sei-
ner Fraktion ergebe sich für ihn
aus demParteitag nicht.Wenn von
20 000 AfD-Mitgliedern in der
Bundesrepublik 600 ausgetreten
seien, so handle es sich nicht um
eine Welle. In Brandenburg habe
die AfD 660 Mitglieder, von de-
nen nach dem Parteitag sieben
ausgetreten seien. winei

Schuldenverbot in der
Verfassung verlangt
Potsdam. Die Rücklagen im Lan-
deshaushalt dienen möglicher-
weise der Entschuldung von Kom-
munen im Zuge der geplanten
Kreisgebietsreform. Diesen Hin-
weis gab SPD-Fraktionschef Klaus
Ness am Dienstag. Einen Antrag
von CDU und Grünen, ein Schul-
denverbot in die Landesverfas-
sung aufzunehmen, bezeichnete
Ness als »Schaufensterantrag«. Ein
solcher Antrag sei ein Wieder-
gänger, er würde die Lage in Bran-
denburg nicht verändern. winei

Mundraub am Wegesrand
Eine Internetplattform ermuntert Bürger zur Obsternte im öffentlichen Raum

Von Obstbäumen auf öffentlichen
Flächen darf jeder ernten. Eine di-
gitale Karte verrät, wo die Bäume
stehen. Den Initiatoren geht es aber
nicht nur ums Schlemmen.

Von Charlotte Gerling

Dutzende Obstbäume auf einer alten
Streuobstwiese, eine Markierung auf
einer digitalen Karte und viele hel-
fende Hände – das sind die Zutaten
für das Erntecamp. Die Initiative
mundraub.org hat zur gemeinsamen
Kirschernte auf einer etwa sechs Hek-
tar großen Obstwiese des Bundes für
Umwelt und Naturschutz (BUND) in
Stahnsdorf (Potsdam-Mittelmark)
aufgerufen. Die Idee dahinter: Die
Menschen sollen erkennen, wie viel
Obst im öffentlichen Raum reif an
Bäumen und Sträuchern hängt, häu-
fig aber verkommt. Neben Streu-
obstwiesen gibt es in Brandenburg vor
allem Apfel- und Birnenbäume an Al-
leen, aber auch Kirschen, Esskasta-
nien oder Nüsse.
Mehr als 20 Menschen haben sich

als Mundräuber zum Erntetag ange-
meldet, eine bunte Truppe. Sie sind
Anfang 30, bereits um die 50 oder
noch im Kindesalter. Bei Tempera-
turen weit über 30 Grad stellen sie
Leitern an die alten, knorrigen
Kirschbäume und pflücken das schon
fast überreife Obst von den Zweigen:
nahezu schwarze, dicke Süßkirschen,
rot-gelbliche Glaskirschen und klei-
ne, hellrote säuerlich-süße Früchte.
Die Anstrengung lohnt. »Wenn du

die Kirschen vom Baum selbst
pflückst, schmecken die ganz an-
ders«, meint Eva Rohde. Die Assis-
tentin der Geschäftsleitung für ein
Berliner Start-up-Unternehmen trägt
zwei Plastikkisten voll Kirschen zu ei-

nemHolzverschlag auf derWiese. Die
33-Jährige ist zusammen mit ihrem
Freund Jan Dreger da. Er meide Obst
aus dem Discounter möglichst, be-
richtet der 34-Jährige. Die Qualität
leide unter dem Preisdruck. Bei dem
Obst auf der Wiese könne man hin-
gegen sicher sein, dass es nicht mit
Pestiziden behandelt sei. »Hier ha-
ben die Kirschen nur Maden«, sagt
Dreger.
Er und seine Freundin sind auf dem

Land aufgewachsen und leben jetzt in

Berlin, ohne einen eigenen Garten zu
haben. Bei einem Mundraub-Ernte-
camp sind sie zum ersten Mal. Sie
wissen aber, dass das Pflücken von
öffentlich zugänglichem Obst früher
für viele Menschen normal war. Ir-
gendwann sei diese gute Idee dann
aber wohl eingeschlafen, bedauert
Eva Rohde.
Kai Gildhorn, der das Portal mund-

raub.org vor sechs Jahren gegründet
hat, will die gute Idee wiederbele-
ben. SeinWeg: Eine digitale Karte mit

Punkten, an denen Essbares im öf-
fentlichen Raum entdeckt worden ist,
etwa Pflaumen an einem Alleebaum
oder Walnüsse an einem Strauch ne-
ben einem Parkplatz. Die Gemein-
schaft besteht inzwischen aus über
25 000 Nutzern, über 16 000 Fund-
orte sind bereits eingetragen.
Zuvor sollten allerdings die Ei-

gentumsrechte geklärt sein, betont
Eike Baur von mundraub.org. Die In-
ternetplattform biete den Dienst als
gemeinnütziges Unternehmen an,
rechtliche Verantwortung für die
Obsternte trage sie nicht. Im Zwei-
felsfall sollte nachgefragt werden, ob
ein Stück Land nicht doch verpachtet
ist oder einen privaten Eigentümer
hat, rät Baur.
Auch in Naturschutzgebieten ist

das Ernten verboten, und übertrei-
ben sollte man nicht. Nach der Hand-
straußregel darf jeder nur so viel ern-
ten, wie er in der Hand mitnehmen
kann. Nachzulesen sind derartige Re-
geln im »Mundräuber-Handbuch« der
Initiative.
Die Organisation möchte Men-

schen mit Hilfe der Daten zu Aktio-
nen wie Erntecamps motivieren. In
Kooperation mit Firmen und Kom-
munen setzt die Initiative sich dafür
ein, dass Kulturlandschaften wie die
alten Obstbaumalleen in Branden-
burg nachgepflanzt werden. »Das
Obst in den Alleen ist nicht mehr er-
nährungsrelevant, sondern eher läs-
tig, weil Obstbäume Arbeit machen«,
erklärt Mundraub-Gründer Kai Gild-
horn.
Nach dem Motto »Freies Obst für

freie Bürger« wollen die Initiatoren
die Menschen dazu ermutigen, das
Allgemeingut für sich zu nutzen, et-
wa für eine Apfelernte im kommen-
den Herbst. dpa

Kai Gildhorn bei Stahnsdorf im Kirschbaum Foto: dpa/Charlotte Gerling

SPD rudert
bei Windparks
zurück
Die SPD meint, es müsse ergeb-
nisoffen diskutiert werden, ob
wie geplant zwei Prozent der
Fläche Brandenburgs als geeig-
net für die Windenergie ausge-
wiesen werden.

Von Wilfried Neiße

Vor dem Hintergrund zuneh-
mender Proteste gegen Windrä-
der sagte SPD-Landtagsfraktions-
chef Klaus Ness am Dienstag, die
vorgeseheneAusweisung von zwei
Prozent der Landesfläche für die
Windenergie müsse ergebnisoffen
diskutiert werden. Inzwischen sei
es eine Frage, ob diese Festlegung
»zwingend notwenig ist«.
Der Widerstand gegen die

Windkraft sei inzwischen größer
als der Protest gegen die Braun-
kohleverstromung, sagte Ness.
Zwar habe Brandenburg »große
Erfolge« bei der Energiewende er-
reicht. Doch müsse er einräumen,
dass durch die Energiewende die
Energiepreise gestiegen sind. Zu
den Belastungen zählte Ness auch
die Veränderung des Land-
schaftsbildes. Insofern sei zu prü-
fen, ob ein Gesetz zu realisieren
sei, das Mindestabstände von
Windrädern zu Wohnhäusern
vorschreibt.
Die Frage, wo weitere Wind-

parks gebaut werden, sollte in der
Verantwortung örtlicher Planer
liegen, »um regionale Konflikte in
den Griff zu bekommen«, meinte
Ness. Es sei zu überdenken, dass
die Windräder verbindlich nur
dann nachts beleuchtet werden,
wenn Flugzeuge in der Nähe sind.
Eine Beteiligung der in der Um-
gebung siedelnden Menschen an
dem finanziellen Gewinn der
Windräder könnte ebenfalls zu ei-
ner positiven Grundstimmung ge-
genüber der Windkraft beitragen.
Nach den Worten von CDU-

Fraktionschefs Ingo Senftleben
haben 29 000 Protestunterschrif-
ten offenbar »dazu beigetragen,
dass die SPD aufgewacht ist«. Für
Grünen-Fraktionschef Axel Vogel
hat die SPD mit ihrer Ankündi-
gung »einen kleinen Damm ge-
graben, um den Kanal nicht über-
fließen zu lassen«. Seine Fraktion
sehe diese Wechsel »sehr kri-
tisch«, sagte Vogel. Die Zwei-Pro-
zent-Regel »halten wir für unver-
zichtbar«.

Neonazi Horst
Mahler krank
Brandenburg/Havel. Der verur-
teilte Rechtsextremist Horst Mah-
ler ist in der Haft schwer er-
krankt. Der 79-Jährige sei mit ei-
ner schweren Sepsis aus der Jus-
tizvollzugsanstalt Branden-
burg/Havel in ein Krankenhaus
verlegt worden, erklärte Mahlers
Tochter Wiebke. Die Blutvergif-
tung könne zum Tod führen. Nach
Angaben des Justizministeriums
verbrachte Mahler einige Zeit auf
einer Intensivstation. Mittlerweile
wurde er in einen separaten Teil
eines Städtischen Krankenhauses
überstellt. »Meinem Vater geht es
immer noch sehr schlecht«, sagte
Wiebke Mahler am Dienstag. Die
Familie bemühe sich um eine
Haftverschonung.
Mahler verbüßt seit 2009 in

Brandenburg/Havel eine zehn-
jährige Haftstrafe wegen Volks-
verhetzung und Holocaustleug-
nung. Im August wird er zwei
Drittel seiner Haftstrafe abgeses-
sen haben. Der Rest könnte auf
Bewährung ausgesetzt werden.
Weil es sich um ein Urteil der bay-
erischen Justiz handele, müsse
aber diese hierüber befinden, er-
klärte ein Sprecher des branden-
burgischen Justizministeriums.
Mahler war einst Rechtsanwalt

von Angehörigen der linksterro-
ristischen Rote Armee Fraktion
(RAF). Ende der 1990er Jahre be-
gann er, öffentlich rechtsextre-
mistische Positionen zu vertreten.
Er gehörte einige Jahre der NPD
an und vertrat die Partei 2001 bis
2003 imVerbotsverfahren. dpa/nd
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Fünf Oberchefs
und ein Mann
als Personal
Bremen Beteilungsbericht
enthält interessante Details

Von Alice Bachmann, Bremen

Bremen, das kleinste der 16 Bun-
desländer, ist nicht nur ein Glied-
staat Deutschlands – es ist im
Grunde auch ein riesiger Konzern
mit rund 60 Beteiligungen an Ak-
tiengesellschaften, GmbHs und
anderenGesellschaftensowiezehn
Eigenbetrieben. Alle zwei Jahre
gibt Bremens Finanzressort Be-
richte über die Entwicklung der
Beteiligungen heraus. Der aktu-
ellste Bericht umfasst die Jahre
2011 bis 2013 und ergibt das Bild
eines verworrenen Geflechts, in
dem zum Teil seltsame Details zu
Tage treten.
Vor zwei Jahren lagen die Zu-

schüsse Bremens an die rund 70
Firmen laut Bericht bei etwa 240
Millionen Euro, der Rückfluss fiel
mit 36 Millionen Euro dagegen et-
was kümmerlich aus. Besondere
Erwähnung verdient die Bremer
Verkehrs GmbH, die im Berichts-
jahr 2013 immerhin über ein An-
lagevermögen von fast 554 Milli-
onen Euro verfügte. Die Gesell-
schaft erwirtschaftete keine Erlö-
se und bekam keine Zuschüsse,
hatte aber Personalausgaben in
Höhe von 80 000 Euro. Außer-
dem gehörten dem 13-köpfigen
Aufsichtsrat vier Arbeitnehmer-
vertreter und zwei Arbeitneh-
mervertreterinnen an. Deren Auf-
sichtsratstätigkeit im Bericht als
unentgeltlich bezeichnet wird. Die
Geschäftsführungbestandaus fünf
Männern, vier bekamen laut Be-
richt kein Entgelt, einer dagegen
4000 Euro. Doch neben Auf-
sichtsrat und Geschäftsführung
gabesgenaueinenMitarbeiter,der
tatsächlich unter »Personal« lief.
Letzteres ist auch deshalb er-

staunlich, da die Aufgabe der Bre-
mer Verkehrs GmbH Beteiligun-
gen an der Brepark GmbH waren,
die 780 000 Euro auf der hohen
Kante hatte, an der Bremer Lan-
desbank mit rund 495 Millionen
Euro und an der Bremer Stra-
ßenbahn AG (BSAG) mit gut zehn
Millionen Kapital. Die Brepark be-
treibt Bremer Parkhäuser. Die
BSAG ist über die Bremer Ver-
kehrs GmbH eine fast hundert-
prozentige Bremer Tochter.
Die Straßenbahn AG war laut

Bericht übrigens bereits 2013 fast
paritätisch besetzt, will sagen von
1775 Angestellten waren beinahe
die Hälfte Frauen. Bei der Vertei-
lung der Vergütungen ging es al-
lerdings weniger paritätisch zu.
Die drei Herren, die den Vorstand
bildeten, erhielten im Berichts-
jahr zusammen 746 000 Euro, was
pro Mann durchschnittlich etwa
248 667 Euro bedeutete. Für das
restliche Personal ergab sich nur
ein durchschnittlicher Wert von
48 577 Euro pro Jahr pro Person.
Interessant auch: Die 105 Millio-
nen Fahrgäste brachten der BSAG
vor zwei Jahren einen Umsatzer-
lös von etwa 95 Millionen Euro,
trotzdemwurdedieBSAGnochmit
59 Millionen Euro bezuschusst.
So richtig Geld gemacht hat im

Berichtszeitrum dagegen die BLG
Logistixs Group AG & Co KG, die
je zur Hälfte dem Land Bremen
und der Bremer Lagerhausge-
sellschaft gehörte. Letztere wie-
derum befand sich zu 51 Prozent
im Besitz der Stadtgemeinde Bre-
men. Die BLG erzielte Umsatzer-
löse in Höhe von über 1,179 Mil-
liarden Euro. Davon gingen 399
Millionen an das Personal, das aus
6520 Männern und 1266 Frauen
bestand.
Ein bisschen desillusioniert der

Beteiligungsberichtdiejenigen,die
auf Glück hoffen beim Gelder-
werb. Der Bremer Toto und Lotto
GmbH, die zu 66,66 Prozent dem
Land Freie Hansestadt Bremen ge-
hörte, jedenfallsbeschertedasJahr
2013 deutlich weniger Geldregen
als der BLG. Die Lottogesellschaft
wies Einnahmen von 1,95 Millio-
nen Euro aus und eineMillion Aus-
gaben, dazu den mageren Ge-
winn von 3000 Euro. Buchhalte-
rischer Gewinn – versteht sich.
Kein Lottogewinn.

Ein kühles Bier auf den Winter

Garmisch-Partenkirchen. Touristen sitzen auf der
Zugspitze in »Deutschlands höchstem Biergar-
ten«. Auch wenn nun auch auf der Zugspitze mit
fast 15 Grad die Temperaturen deutlich ange-

stiegen sind, gibt es um den Gipfel herum durch-
aus weiterhin Schnee. Derzeit baut die Bayeri-
sche Zugspitzbahn eine neue Seilbahn auf den
2962-Meter-Berg, sie soll zum Start der Skisai-

son 2017/2018 in Betrieb gehen. Für die Seil-
bahn ist die weltweit höchste Stütze vorgesehen
– 127 Meter soll die imposante Stahlkonstrukti-
on in die Höhe ragen. dpa/nd Foto: dpa/Stephan Jansen

Abendliches Torkeln mit Gebrumm
In einigen Regionen schwärmen derzeit abends die Junikäfer zu Hunderten aus

Junikäfer schwärmen auch im Juli
aus,nachheißenTagenabendsgern
auch zu Hunderten. Die brum-
menden Verwandten des Maikä-
fers sind laut, aber völlig harmlos.

Frankfurt am Main. Junikäfer
schwirren derzeit zu Hunderten in
einigen Regionen Deutschlands in
der Dämmerung aus. Weil die Ver-
wandten des Maikäfers sehr unko-
ordiniert fliegen, werden sie auch
Torkelkäfer genannt, wie Rainer Mi-
chalski vom Naturschutzbund (Na-
bu) Hessen erläutert. »Sie landen
auch schon mal aus Versehen auf der
Fensterscheibe, dem Grill oder im
Bier.« Dadurch und weil die be-
haarten Tiere beim Flug brummen,
entstünde bei manchem der Ein-
druck, er werde angegriffen. »Sie
sind aber völlig harmlos.« Klaus-Die-

ter Klaas vom Senckenberg For-
schungsinstitut betont ebenfalls: »Sie
beißen und stechen nicht.«
Als Junikäfer werden nach Ein-

schätzung der Fachleute mehrere mit
dem Maikäfer verwandte Arten be-

zeichnet. Am häufigsten und be-
kanntesten ist unter ihnen der Ge-
rippte Brachkäfer (Amphimallon
solstitiale) aus der Familie der Blatt-
hornkäfer (Scarabaeidae), erklärt

Insektenfachmann Bernd Hannover
vom Nabu. Die erwachsenen Käfer
sind von Juni bis August zu beob-
achten und sterben bereits nach ei-
nigen Wochen. Die Dämmerung
wählen sie – wie viele Insekten – aus
Schutz vor Vögeln für ihre Paa-
rungsflüge.
Die Käfer legen die Eier im Boden

ab, die meiste Zeit leben die Tiere als
Larve. Ihre Entwicklungsdauer bis
zum Käfer beträgt nach Einschät-
zung von Experten durchschnittlich
zwei Jahre, ist aber regional unter-
schiedlich.
Die Insekten orientierten sich bei

ihrem Schwarmflug amHorizont und
flögen auf etwas Hohes wie Bäume
oder Häuser zu, sagt Käferspezialist
Günter Hofmann aus dem unter-
fränkischen Stockstadt am Main. Da
könne es auch schon mal passieren,

dass sie bei einem Erwachsenen in
den Haaren landeten. Ob die Käfer
in diesem Jahr nun häufiger sind als
sonst, können die Fachleute nicht si-
cher sagen.
»Es gibt immer wieder Jahre, in de-

nen das ein bisschen kulminiert«, sagt
Käferforscher Hofmann. Möglicher-
weise hätten die vergangenen milden

Winter einfach mehr Larven überle-
ben lassen. Außerdem gebe es erheb-
liche regionale und lokale Unter-
schiede. Fest steht, dass den Tieren die
Klimaerwärmung zu gute kommt.
Denn sie fliegen erst ab einer be-
stimmten Temperatur. »Und nicht bei
Regen«, sagt Hofmann: »Der heiße
Sommer ist für sie genial.« dpa/nd

Zwei Junikäfer in Aktion Foto: dpa/Stefan Thomas

»Es gibt immer wieder
Jahre, in denen das ein
bisschen kulminiert.«
Günter Hofmann,
Käferforscher

Holprig in die Sommerpause
Thüringens Grüne stellen beitragsfreies Kita-Jahr infrage – ein wichtiges Projekt der Koalition
Nach dem Hin und Her um die Fi-
nanzierung freier Schulen steuert
Rot-Rot-GrüninThüringenaufneue
Debatten in der Bildungspolitik zu.
Diesmal geht es um das beitrags-
freie erste Kindergartenjahr.

Erfurt. Über ein wichtiges Vorhaben
von Rot-Rot-Grün zur frühkindli-
chen Bildung ist in der Thüringer Re-
gierungskoalition Streit entbrannt:
das beitragsfreie erste Kindergar-
tenjahr. Während Grünen-Frakti-
onschef Dirk Adams das Projekt in ei-
nem Interview der »Ostthüringer
Zeitung« am Dienstag infrage stellte,
kam von seinem SPD-Kollegen Mat-
thias Hey massive Kritik an diesem
Vorstoß. »Ich möchte solche Ideen
nicht erst aus der Zeitung erfahren«,
empörte sich Hey. Zuvor hatten sich
auch Wohlfahrtsverbände skeptisch
zu dem Vorhaben geäußert. Nach
monatelangem Hin und Her hatte
sich die rot-rot-grüne Koalition in der
vergangenen Woche auf ein Gesetz
zur Finanzierung der nichtstaatli-
chen Schulen geeinigt.
Das beitragsfreie Kita-Jahr höre

sich zwar vernünftig an, sagte Adams
der Zeitung. »In der Debatte kamen

aber Zweifel, ob diese Förderung nicht
am Bedarf vorbei geht.« Er sprach sich
dafür aus, die rund 19 Millionen Eu-
ro, die durch die Abschaffung des Lan-
deserziehungsgeldes frei werden, den
Kommunen für die Kitas zu überwei-
sen – etwa für die Sanierung oder Er-
weiterung der Gebäude, das Mittag-
essen oder eben für einen Verzicht auf
Beiträge. Dann könnten sie selbst ent-
scheiden.
Hey sprach von einem »zentralen

Projekt des Koalitionsvertrages«. »Es
müssten schon äußerst plausible und
stichhaltige Gründe vorliegen, wenn
von dem abgewichen werden soll.«
LINKE-Fraktionschefin Susanne Hen-
nig-Wellsow hatte in ihrer Mitteilung
nur vier Zeilen für Adams Vorstoß üb-
rig. Sie halte an dem Ziel fest, den Ein-
stieg in eine kostenlose frühkindliche
Bildung »für alle« zu schaffen, beton-
te sie.
»Die Qualitätssteigerung muss Vor-

rang haben vor einem beitragsfreien
Kita-Jahr«, erklärte Steffen Richter
vom Paritätischen Wohlfahrtsver-
band. Das Geld sollte aus seiner Sicht
etwa dafür eingesetzt werden, den
Personalschlüssel zu verbessern. Auch
der Kinderschutzbund hatte in der

Vergangenheit darauf hingewiesen,
dass das Vorhaben armen Familien
kaum nütze. Sie seien von den Kosten
weitestgehend freigestellt, so dass der
Verzicht auf Gebühren vor allem bes-

ser verdienenden Familien zugute kä-
me. Kritik kommt auch von der Op-
position. »Die Familien werden zu-
nehmend zum politischen Spielball
und sind bei dieser Regierung offen-
sichtlich nur vor der Wahl für Ver-
sprechungen gut«, sagte die CDU-
Landtagsabgeordnete Marion Wals-
mann. Eltern müssten entlastet wer-
den. CDU-Bildungspolitiker Christian
Tischner betonte, dass aus seiner Sicht
Investitionen in die Qualität von Kin-
dergärten bei sozial gestaffelten Bei-
trägen deutlich sinnvoller seien als ein
beitragsfreies Kita-Jahr.

Bei der letzten Landtagssitzung vor
der Sommerpause stehen neben der
Verabschiedung des sogenannten Bil-
dungsfreistellungsgesetzes auch im-
mer wieder vertagte Personalent-
scheidungen an. Die Führungsspitze
des Rechnungshofs in Rudolstadt soll
komplettiert werden. Einer der drei
Direktorenposten ist bereits seit dem
vergangenen Jahr unbesetzt. Nun
soll gleich über zwei der drei Direk-
toren der Prüfbehörde abgestimmt
werden.
Aber nicht nur mit politischen Dau-

erbrennern will sich das Parlament
während der letzten Landtagssitzung
befassen, es geht auch um aktuelle
Entwicklungen. Die CDU thematisiert
den Übernahmepoker um den Dax-
Konzern K+S AG (Kassel), der Kon-
sequenzen für Arbeitsplätze in Süd-
thüringen haben kann. Und die Grü-
nen wollen über die gesundheitlichen
Auswirkungen des Pflanzenschutz-
mittels Glyphosat reden. Nach maxi-
mal 23Tagesordnungspunktengeht es
am Freitag dann in die parlamentari-
sche Sommerpause. Am 9. September
treffen sich die 91 Thüringer Abge-
ordneten dann zur nächsten Land-
tagssitzung. dpa/nd

Noch vor der Sommer-
pause sollen auch
immer wieder vertagte
Personalentscheidungen
im Landtag fallen.

NACHRICHTEN

LINKE und Grüne sehen
Tierschutz-Fortschritte
in der Schweinemast
Thiemendorf. Nach einem Besuch
in der umstrittenen Schweine-
zucht »Gut Thiemendorf« bei Ei-
senberg in Thüringen haben Ab-
geordnete der rot-rot-grünen Lan-
deskoalition Fortschritte in Sa-
chen Tierschutz gewürdigt. Tilo
Kummer (LINKE) verwies darauf,
dass die Tiere sehr ausgeglichen
seien: »Das ist ein Zeichen, dass
vieles stimmt.« Der Agraraus-
schuss-Vize Roberto Kobelt (Grü-
ne) zeigte sich »positiv über-
rascht«. Dennoch sind aus seiner
Sicht weitere Verbesserungen
dringend nötig. So hätten viele
Sauen in den sogenannten Kas-
tenständen aus seiner Sicht viel zu
wenig Platz. Zudem sieht er wei-
teren Bedarf an regelmäßigen
Kontrollen. dpa/nd

Gegen neue oberirdische
Stromtrassen
Erfurt. Die Thüringer Landesre-
gierung lehnt den Neubau einer
weiteren oberirdischen Strom-
trasse durch Ostthüringen ab.
»Wenn die Leitung durch Thürin-
gen gehen soll, muss dafür eine be-
stehende Trasse genutzt werden«,
sagte Umweltministerin Anja Sie-
gesmund (Grüne) der »Thüringer
Allgemeinen«. Die einzige mögli-
che Alternative wäre eine Erdver-
kabelung, so Siegesmund. Thü-
ringen bestehe auf denselben Re-
gelungen, wie sie der bayerische
Ministerpräsident Horst Seehofer
(CSU) kürzlich für die Hochspan-
nungsleitungen durch sein Land
verhandelt habe. epd/nd

Bruchsaler JVA-Ärztin
angeklagt
Bruchsal. Knapp ein Jahr nach dem
Hungertod eines Häftlings im Ge-
fängnis von Bruchsal in Baden-
Württemberg hat die Staatsan-
waltschaft Karlsruhe Anklage ge-
gen die Anstaltsärztin erhoben.
Das Verfahren gegen den An-
staltsleiter sei dagegen eingestellt
worden, teilte die Behörde am
Dienstag mit. Gegen die Ärztin be-
stehe der Verdacht der fahrlässi-
gen Tötung durch Unterlassen.
Den Ermittlungen zufolge litt der
Gefangene an einer krankhaften
geistigen Störung, die seine freie
Willensbildung ausschloss. Der
Mann aus Burkina Faso hatte lan-
ge in Einzelhaft gesessen – zuletzt
ohne Genehmigung des zuständi-
gen Justizministeriums. dpa/nd

»BachOrgelFestival«
beginnt am 22. August
Leipzig. In der Leipziger Tho-
maskirche beginnt am Samstag
das sechste »BachOrgelFestival«.
Bis zum 22. August sollen in der
Kirche sieben Orgelwerke des
Komponisten und einstigen Tho-
maskantors Johann Sebastian
Bach (1685-1750) erklingen, sag-
te Thomasorganist Ullrich Böhme
am Dienstag in Leipzig. epd/nd
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Schweriner Regierung
sieht bei Etat 2016/17
Rekordausgaben vor
Schwerin. Die SPD/CDU-Landes-
regierung in Mecklenburg-Vor-
pommern will in den kommenden
beiden Jahren so viel Geld ausge-
ben wie nie zuvor. Mit 7,8 Milli-
arden Euro erreicht der Etat 2016
Rekordniveau. Die Ausgaben stei-
gen um 421 Millionen Euro im
Vergleich zu 2015, wie Landesfi-
nanzministerin Heike Polzin (SPD)
am Dienstag in Schwerin sagte.
Steigen sollen demnach die Aus-
gaben für Investitionen, Kitas, Bil-
dung und Kommunen. 2017 sind
Ausgaben von rund 7,75 Milliar-
den Euro geplant. Neue Schulden
sollen nicht gemacht werden. Die
»schwarze Null« werde möglich,
weil auf Rücklagen zugegriffen
werden könne, sagte die Ministe-
rin. Der Haushaltsentwurf soll im
September dem Landtag vorgelegt
werden. Im kommenden Jahr ste-
hen in Mecklenburg-Vorpommern
Landtagswahlen an. dpa/nd

Neue Erstaufnahmestelle
in Sachsen-Anhalt geplant
Magdeburg. Bis Ende September
soll in Sachsen-Anhalt eine zweite
Zentrale Anlaufstelle für Asylbe-
werber (ZAST) gefunden sein. Die
ZAST in Halberstadt habe die
Grenze ihrer Leistungsfähigkeit
erreicht, sagte Innenminister Hol-
ger Stahlknecht (CDU) am Diens-
tag in Magdeburg. »Wir haben et-
was im Auge.« Ministerpräsident
Reiner Haseloff (CDU) sprach vom
Landessüden, ergänzte aber: »Es ist
noch ein Suchprozess.« Die ZAST
in Halberstadt, die die Asylbewer-
ber zunächst für etwa drei Wo-
chen aufnimmt, bevor sie auf die
Kreise verteilt werden, wird bis
Herbst auf 1800 Plätze erweitert.
Laut Stahlknecht wurde mit dem
Aufstellen von Wohnungen in Mo-
dulbauweise begonnen. dpa/nd

Sieben Grundschulen
werden geschlossen
Halle. Für sieben Grundschulen in
Sachsen-Anhalt ist dieser Freitag
der allerletzte Schultag. Die
Standorte in Estedt (Altmarkkreis
Salzwedel), Schköna (Kreis Wit-
tenberg), Neu Königsaue (Salz-
landkreis), Eichenbarleben (Bör-
de), Aken (Anhalt-Bitterfeld),
Blankenheim (Mansfeld-Südharz)
und Prittitz (Burgenlandkreis)
werden wegen geringer Schüler-
zahlen geschlossen, teilte das Lan-
desschulamt mit. Die Schule in
Aken fusioniert mit einer zweiten
im Ort. Die Eichenbarlebener fu-
sionieren mit einer Schule in Irx-
leben. Hintergrund der Schlie-
ßungen sind die Anforderungen
einer Planungsverordnung mit
Blick auf die Mindestschülerzah-
len oder die angemeldeten Erst-
klässler. Im Sommer 2014 muss-
ten 30 Schulen schließen. dpa/nd

Flecken am 36-Millionen-Brikett
Der umstrittene Erweiterungsbau des Sprengel-Museums in Hannover wird erneut zum Thema
Hässlich fleckig sei der neue Anbau
des Sprengel-Museums, heißt es in
Hannover. Doch nicht nur Farbver-
änderungen im Beton sorgen für Är-
ger, sondern auch die Mehrkosten
von zwölf Millionen Euro.

Von Hagen Jung

Wieder einmal ist Bürgerzorn ent-
flammt rund um den »Bunker«. Mit
diesem Begriff titulieren nicht wenige
Hannoveraner den Erweiterungsbau
des Sprengel-Museums, in den rund
1600Kunstwerkedes20.und21. Jahr-
hunderts einziehen sollen. Düster
wirkt der graue, 75 Meter lange und
14 Meter hohe Komplex nahe dem
Maschsee auf viele Betrachter. Man-
che nennen ihn »Brikett am See« oder
sprechen vom »Sarg«. Nun gibt um-
strittene Objekt erneut Anlass zum Är-
gern: Die graue Fassade wirkt sche-
ckig und fleckig.
Die Stadt Hannover, sie beteiligt

sich als Bauherrinmit 14MillionenEu-
ro am Projekt, bezeichnete die stö-
renden Farbnuancen gegenüber der
Hannoverschen Allgemeinen Zeitung
(HAZ) als »Gewährleistungsmängel«,
für die das Bauunternehmen auf-
kommen müsse. Die Fassade solle ge-
reinigt und dann mit einer Schutz-
schicht versehen werden.
Zweifel an der Effizienz einer sol-

chen Heilmaßnahme hegt Professor
Ludger Lohaus, Betonexperte an der
Leibniz-Universität. Ihn zitiert dieHAZ
mit der Befürchtung, die Farbunter-
schiedekönnten imLaufederZeitnoch
deutlicher werden. Der Wissen-
schaftler vermutet, dass sich ein na-
her Fristablauf ungünstig ausgewirkt
haben könnte auf die Güte der Be-
tonverarbeitung und damit auf das Er-
scheinungsbild der Fassade.
Hat die Bauqualität tatsächlich un-

terdemdrohendenEndeeinerFrist ge-
litten? So von »nd« gefragt, antwortet
die Stadt weder mit Ja noch mit Nein
und kommentiert die Aussagen des
Wissenschaftlers allein mit dem Hin-

weis: Die Herstellung der monolithi-
schen Sichtbetonfassade habe sich im
Bauablauf über mehrere Monate mit
entsprechenden Temperaturschwan-
kungen erstreckt, »was letztlich auch
die Lebendigkeit des Betons beein-
flusst hat«.
Eine Frist drohte durchaus: Die Eu-

ropäische Union hatte ihren 11,6 Mil-
lionenEuro schwerenBeitrag zumBau
mit der Bedingung verknüpft, dass al-
le wesentlichen Arbeiten, auch die an
der Fassade, bis zum 1. Juli dieses Jah-
res erledigt sein müssen. Und das EU-
Geld wird dringend benötigt, wird
doch der Anbau deutlich teurer als ur-
sprünglich geplant.
Noch im Herbst 2010 hatte die von

Freunden des Museums geschaffene
Initiative »Mehr Museum« verkündet:
Hannover habe sich »abgesichert« und
das Vorhaben voll durchgeplant. »Grö-

ßenwahn« und »Elbphilharmonie-Ef-
fekt« seien damit ausgeschlossen. »Der
Bau wird 25 Millionen Euro kosten,
nicht mehr.« Schon bald wurden die-
se Worte ad absurdum geführt. Erst
musste der Ansatz auf 28,5 Millionen

korrigiert werden, bis Mitte 2014 wa-
ren die Kosten auf 35,77Millionen Eu-
ro explodiert. Wieder gab es böse Bür-
gerkommentare. Neben den Anteilen
von Stadt und EU fließen fünf Millio-

nen Euro vom Land Niedersachsen in
dasKunsthaus, der gleicheBetragwird
von Spendern erwartet.
So wenig wie der Kostenrahmen

wurde auch der Eröffnungstermin-
eingehalten.ZumdrittenMalister jetzt
verlegt worden: auf den 19. Septem-
ber dieses Jahres.
Eine Gästeschar konnte sich be-

reits vor wenigen Wochen im Er-
weiterungsbau umsehen, darunter
Niedersachsens Ministerin für Wis-
senschaft und Kultur, Gabriele
Heinen-Kljajić (Grüne). »Dieser Bau
hat sich absolut gelohnt«, frohlockte
sie, und »ich bin absolut beein-
druckt«. Welchen Eindruck der An-
bau »draußen« macht, ist dann und
wann von Hannover-Besuchern zu
hören, die amMaschsee flanieren. So
zum Beispiel die Frage: »Soll das et-
wa schon fertig sein?!«

»Soll das etwa schon fertig sein?!« Am 19. September soll der schwarze Block eröffnet werden. Foto: Hagen Jung

So wenig wie der Kos-
tenplan wurde der Er-
öffnungstermin einge-
halten. Er wurde zum
dritten Mal verlegt.

Mehr Hecken für Felder im Nordosten gefordert
Vor dem Urteil im Rostocker Sandsturmprozess: Umweltschutzorganisation sieht Agrarindustrie in der Pflicht

In Rostock wird am Mittwoch das
Urteil gegen eine Autofahrerin ge-
sprochen. Es geht um die Massen-
karambolage im Sandsturm auf der
A19 von 2011. Wer den Sandsturm
verantwortet, ist dabei kein Thema.

Rostock. Vor dem Urteil gegen eine
Autofahrerin im Prozess um eine Mas-
senkarambolage im Sandsturm süd-
lich von Rostock vor mehr als vier Jah-
ren hat die Umweltschutzorganisati-
on BUND mehr Hecken auf den Fel-
dern im Land gefordert. »Die Ursache
des Sandsturms ist die Agrarindust-
rie: Durch die industrielle Landbe-

wirtschaftung auf den riesigen Fel-
dern in einer fast ausgeräumten Land-
schaft kommt es immer öfter zu enor-
mer Wind- und Bodenerosion«, sagte
der BUND-Agrarexperte Burkhard Ro-
loff am Dienstag. Er forderte die
SPD/CDU-Landesregierung auf, ein
landesweites Feldhecken-Programm
aufzulegen. Zugleich verwies Roloff
darauf, dass die UNO das Jahr 2015
zum Jahr des Bodens erklärt hat.
An der Karambolage im April 2011

südlich von Rostock waren mehr als
80Autos beteiligt, achtMenschen star-
ben. Nach Überzeugung der Anklage
war die Frau mit viel zu hoher Ge-

schwindigkeit in die Unfallstelle hi-
neingefahren, obwohl die riesige Wol-
ke schon aus mindestens 650 Metern
zu sehen gewesen sei. Die Autofahre-
rin hatte dagegen ausgesagt, dass die
Wolke urplötzlich aufgetaucht sei. Am
Mittwoch wird im Amtsgericht Ros-
tock das Urteil erwartet.
Nach Roloffs Ansicht befinden sich

die Agrarflächen im Nordosten in ei-
nem schlechten Zustand. »Über die
Hälfte der Böden im Land sind stark
undmittelstark erosionsgefährdet und
verdichtet.« Die Böden würden auch
durch die schlechte Humuswirtschaft
der industriellen Pflanzen- und Tier-

produktionsbetriebe verschlechtert, es
komme zur sogenannten Boden-De-
gradierung.DieBödenverlörendie Fä-
higkeit zur Wasseraufnahme. »Die
wertvollen Feinsubstanzen sind auf
den brachliegenden FeldernWind und
Wetter ungeschützt ausgesetzt. Jedes
Jahr gehen Hunderte Tonnen Boden
je Hektar auf den Flächen verloren.«
Die Anlage von zehn bis 15 Meter

breiten und quer zur Hauptwindrich-
tung stehenden Feldhecken böten ei-
nen Schutz vor Wind- und Bodenero-
sion und seien bestens geeignet als Le-
bensraum für wild lebende Tiere, sag-
te Roloff. dpa/nd

Richter
wollen
mehr Geld
Verfahren könnte teuer
werden für Sachsen-Anhalt

Von Petra Buch, Halle

Es geht ums Prinzip: Am Mitt-
woch beginnt am Verwaltungs-
gericht Halle ein Verfahren mit
besonderer Tragweite. Laut ei-
nem Grundsatzurteil des Bun-
desverfassungsgerichts in Karls-
ruhe vom 5. Mai müssen Richter
und Staatsanwälte ihrem Amt an-
gemessen entlohnt werden. (Az.:
2 BvL 3/12). Im konkreten Fall
erklärte das höchste deutsche Ge-
richt die Bezahlung der Richter
und Staatsanwälte in Sachsen-
Anhalt für zeitweise viel zu ge-
ring und damit verfassungswid-
rig.
»Konkret geht es bei uns vor

dem Verwaltungsgericht um die
Klagen von drei Richtern und ei-
nem Staatsanwalt, die bis nach
Karlsruhe gegangen waren«, sag-
te Gerichtssprecher Volker Alb-
recht der dpa. Die Klagen richten
sich dabei gegen das Landesfi-
nanzministerium von Sachsen-
Anhalt.
Das oberste Gericht war zu der

Auffassung gekommen, dass das
Land Sachsen-Anhalt diesen vier
Klägern in der Zeit von 2008 bis
2010 zu wenig gezahlt hat. Zu-
dem legte das Bundesverfas-
sungsgericht erstmals Kriterien
für die Mindestbesoldung dieser
Berufsgruppen fest. Nach diesem
Grundsatzurteil sei Sachsen-An-
halt auch im Zugzwang, ein neu-
es Besoldungsgesetz zu erlassen,
erklärte Albrecht die Folgen. Das
Verwaltungsgericht in Halle hat-
te die Verfahren vor dem Urteil
des Bundesverfassungsgerichts
vorerst ausgesetzt.
Profitieren würden nun die

Kollegen in Sachsen-Anhalt, die
ebenfalls gegen ihre Bezahlung
geklagt haben und deren Ver-
fahren noch offen sind, hatte ein
Gerichtssprecher in Karlsruhe er-
klärt. Voraussetzung: Ihre An-
sprüche sind nicht zwischenzeit-
lich verjährt. Dies müsse man von
Fall zu Fall prüfen, erklärte Alb-
recht.
Wie viel die bundesweit etwa

20 000 Richter und 5000 Staats-
anwälte verdienen, ist seit 2006
je nach Bundesland unterschied-
lich. In Karlsruhe ging es vor al-
lem um die unterste Besoldungs-
stufe R1, nach der die meisten
Richter und Staatsanwälte be-
zahlt werden.
In Sachsen-Anhalt gibt es nach

Angaben des Justizministeriums
rund 840 Richter und Staatsan-
wälte. Das Einstiegsgehalt eines
Richters beträgt laut Deutschem
Richterbund nach dem Besol-
dungsgesetz rund 3600 Euro und
liegt damit im unteren Mittelfeld
der Bundesländer. dpa/nd
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»Die Unschuldigen, ich und die Unbekannte am Rand der Landstraße« – ein neues Stück von Peter Handke

Der Weg das Ziel? Blödsinn
Von Hans-Dieter Schütt

Ü
berzeugten Menschen zuzu-
hören, mag interessant sein,
aber wirkliche Gespräche
kann man einzig nur mit

Skeptikern führen – der Preis der
Freiheit besteht in einer fortwähren-
den Abtrünnigkeit. Freiheit ist also
Schwerstarbeit. Idiotenarbeit. Thea-
tergestalten Peter Handkes sind von
solcher Idiotie. Sind freiwillig Ver-
störte, die den Mut haben, sich der
anmaßenden Dürftigkeit des
Schwarms zu entziehen. Lebenskunst
sozusagen als eine Art Selbstein-
krümmung, bei der man zu sich sel-
ber kommt; eine Alternative zu jener
zweifelsfreien Selbstbevorzugung,
bei derman, von außen gesteuert, nur
immer weiter außer sich gerät.
Widerspruch, Einspruch ist heut-

zutage also weit härter gegen die
Existenz-Schlauen zu richten als ge-
gen die Leistungs-Dummen. Was die
Schöpfung ins Verborgene gesetzt
hat, ins Natürliche, ins Ungezwun-
gene – das hütet der Idiot und schützt
es vor den Übergriffen zentraldemo-
kratischen Heilsformeln wie etwa
Transparenz, Öffentlichkeit, Aufklä-
rung. Schützt es vor den Übergriffen
jener Modernen, jener Mehrheitsbe-
schaffer und Mehrheitsbeschaffenen,
die bei Handke deftigst beleumundet
werden: »Hundsfotte … Tätowierte
Schwimmlehrer … Menschgeworde-
ne Fischgrätmuster ... Rundinfor-
mierte … Freiheitsliebende ...
Horizonträuber! ... Gotteskrieger …
Friedenssoldaten!... Existenzunter-
graber … Ihr ... ewig Heutigen! ... Ihr
… halblustigen Unernsten … Ihr …
Unberührbaren … Ihr … Unbesieg-
baren … Ihr … Unbeleckten … Ihr …
Unablenkbaren … Ihr … Unguten!«
So zu lesen im neuen Stück von

Handke: »Die Unschuldigen, ich und
die Unbekannte am Rand der Land-
straße«. Der Untertitel: »Ein Schau-
spiel in vier Jahreszeiten«. Es spielt

sich ab auf einer verlassenen Land-
straße im verkehrstoten Irgendwo.
Jenes Ich, das sich in eine weich, be-
dachtsam erzählende sowie in eine
dramatisch schimpfende, aufbrau-
sende Seele gespalten weiß und die
Scharen der »Unschuldigen« vorü-
berziehen sieht – dieses Ich bilan-
ziert: »Es ist eine Zeit, als wisse man,
als wüsstet ihr alles vom anderen. Als
sei lückenlos alles zu wissen. Und zu-
gleich ist es eine Zeit, da man nichts
mehr, gar nichts mehr weiß vom an-
deren, auch gar nichts mehr wissen
will.«
Ein Blick auf die Landstraße: ein

Blick auf tote Seelen zwischen Ar-
beits- und anderen Unorten. Wir. Und
wir zeigen meist bloß noch unser ver-
nichtetes, müdes, mit lauter Vollbe-
schäftigung, also mit Leere ver-
klumptes Gesicht – wir sind auf un-
serer Soll-Strecke und haben zu-
gleich einen Stempel in Leib und See-
le, als seien wir lediglich zur Strecke
Gebrachte. Einsam gemeinsam.
Es ist wie in Handkes Stück »Un-

tertagblues«, da war es nicht die Stra-
ße, da war es die U-Bahn: eine Inva-
sion der Unsympathen, der geistlos
polternden Frohnaturen und der trü-
ben »Aktenschlepper und Füllfeder-
hinhalter«, der Feintuer, der »Zwi-
schenraumersticker und Perspekti-
venverdränger«, der Döner-Fresser,
der Brüllkinder, der Lümmler und Gi-
tarrenklimperer, der vielen »ver-
dammten Unvermeidlichen« also, mit
ihrer »aufgeplusterten Leibhafig-
keit«. Gegen solche vermeintlichen
Unschuldsengel, also »Unschulds-
teufel«, gegen diesen Nah-Verkehr
der »Jetzthorden« kann nur ein poe-
tischer Protest aufgeboten werden.
Wie ja überhaupt gegen alles Über-
mächtige nur immer hilft, der eige-
nen Ohnmacht wenigstens einen
schönen, holzwegschwingenden
Ausdruck zu geben. Der diese Ohn-
macht nicht ändert, aber sie lügend
aushaltbar macht. Bis wir die Schwä-

che und das Ausgeliefert-Sein als
Kraft empfinden, so, als seien sie ei-
ne (idiotische!) Möglichkeit, ja, seien
gar: Emanzipation. Nicht aus Stärke
gehen wir ins Kino oder ins Theater,
sondern wegen des Defizits zwischen
uns und der Welt. »Ich sah jemanden
mit äußerstem Einsatz spielen, und

dachte: Ja, so muss man sein«, hat Pe-
ter Handke einmal geschrieben, und
so auch spielt sein Ich imneuen Stück,
spielt die Freiheit des Blitzeschleu-
derns inmitten schierer Wetterlosig-
keit.
Ein Road Movie des wütenden wie

weiten Herzens. Das Ich: der traurige
Clown – der an der Welt verzweifelt,
weil er sich nach ihr sehnt. Im lauten
Zorn bebt die ganz, ganz stille Erin-
nerung an eine (nie gewesene?) Zeit,
in der Menschen noch Energie hat-
ten, sich zu beruhigen. Dieser frene-
tische Angreifer, dieses Ich, ist ein er-
stickter Flehender, so wie jeder Has-

sende in seiner brennenden Anma-
ßung ein abgewiesener Liebender ist.
Scharfe Erkenntnis und ein zartes
Gleiten der verletzten Empfindungen
bilden ein faszinierendes Gefüge.
Handkes Spiel mit der Konse-

quenz:Waswäre denn,wenndieWelt
leer liegen würde? Spiele ohne Spiel-
verderber? Träumer ohne Traum-
verächter? Also Widerspruchsampu-
tation? Die Hölle! Freiheit von Sät-
zen ohne Gegensätze? Schlimmste
aller Diktaturen. Handke, der Ein-
samkeitspoet, bleibt Weltumarmer,
dem sich schließlich sogar »ein Fens-
ter im Asphalt« auftut. Er singt letzt-
lich ein hohes Lied auf die untilgbare
Zwiesprache zwischen all den krass
Auseinanderstrebenden dieser Welt.
Nichts lässt sich unters Diktat reiner
Schönheit zwingen. Der Dichter als
Märchenerzähler, als beharrend Seh-
nender. Der nicht Wirklichkeiten ge-
geneinander zwingt, sondern sie
wünschend, aus- und weitermalend,
überschreitet. Der in Zeitrissen Hei-
mat versucht.
Die Straße: ein Weg ins Gemein-

same fernab des politischen Getöse-
und Einmischfiebers; der Traum: die
Menschen nicht mehr meinungsbe-
feuert, geschichtsgeladen, eingriffs-
infiziert, zungenfertig ohn’ Unterlass.
Theater als schönes Bedrängtsein
durch eine Seh-Weise, in der seit eh
und je Zeit und Schwelle und Gehen
und Sphäre und Verwandlung und
Niemandsland, ja: was?
Herrschen? Nein. Es gibt Worte,

die können nicht herrschen, so, wie
die Feststellung falsch ist, dass Frie-
den herrsche. Poesie gegen die Nach-
barschaftskrieger, die Lichtungsbe-
setzer, die sehnigen oder klapprig-
trotzigen Lebensdurchmarschierer,
die Zeit- und Raumdurchblicker, die
Gesetzeskenner und Antwortabon-
nenten, die unter Weltverstehen nur
immer eines meinen: Leben auf der
klügeren Seite eines Widerspruchs,
dort, wo man sich durch Wahrneh-

mungen nicht aus der Ruhe einer ein-
zigen Wahrheit bringen lässt. Hand-
ke preist das schöne Ereignis, ir-
gendwie unverwendbar (unver-
wundbar) zu werden fürs Nützliche.
Die deutschsprachige Dramatik ist

das Feld der unverwandten Geheim-
tipps und älter und älter werdenden
jungen Autoren. Botho Strauß, Vol-
ker Braun, Hans Magnus Enzensber-
ger – wen von den alten Versiegten
und Versiegenden könnte man über-
haupt noch benennen, mit dem Seuf-
zer: Ach ja, Dramatiker einst, begeh-
rend aufgeführt und weiter und wei-
ter aufgeführt. Und wer überhaupt
liest heute noch Bühnenstücke? Dies
hier ist kein Stück. Es ist ... ja, was?
Bereits angekündigte Aufführun-

gen (Wien, München) werden das
Theater – Handkes bevorzugtes Pro-
gramm seit jeher – an Grenzen zwin-
gen. Sprache ist hier kein Finden von
Worten – nein, Schreiben ist bei
Handke: von Wörtern überrascht
werden; dem Überraschungswort im
nächsten Satz ins Wort fallen; sich
hinter einem Komma in Nebensätze
verlieren wie in einen Wald; den Sei-
tensträngen eines Gedankens nach-
geben; freudig oder verzweifelnd
verästelt bleiben; einen Gedanken-
strich zu Hilfe holen, ein Semikolon
dazwischen gehen sehen und sich
wundern, woher plötzlich die Frage-
zeichen kommen; dann einen Punkt
machen – um daraufhin einen Dop-
pelpunkt alles wieder für offen er-
klären zu lassen. Bewahrungsgefühl.
Wanderempfinden.
Weltweite im Straßengraben. »Die

summende Luft über der Straße, wie
über Prosperos Insel. – Der Weg ist
das Ziel: Blödsinn. Herrliche Weglo-
sigkeit, endlich.«

Peter Handke: Die Unschuldigen, ich
und die Unbekannte am Rand der
Landstraße. Ein Schauspiel in vier Jah-
reszeiten. Suhrkamp Verlag Berlin.
178 S., br., 20 €.

Der Traum: die
Menschen nicht mehr
meinungsbefeuert,
geschichtsgeladen,
eingriffsinfiziert,
zungenfertig
ohn’ Unterlass.

Sich hinter einem Komma in Nebensätze verlieren wie in einen Wald: »Herrliche Weglosigkeit, endlich.« Foto: photocase/ foto-fine-art

»Tatsachen muss man
kennen, bevor man
sie verdrehen kann.«
Mark Twain

UNESCO-Welterbe

Deutschland
nominiert zu
viele Stätten

Die Denkmalschutzorganisa-
tion World Heritage Watch

fordert von Deutschland, min-
destens fünf Jahre lang keine neu-
en Welterbestätten mehr für die
UNESCO-Welterbeliste zu nomi-
nieren. Die Umsetzung der
UNESCO-Strategie, zu einer glo-
balen Ausgewogenheit der Welt-
erbestätten zu gelangen, habe
Deutschland während der am
Dienstag zu Ende gegangenen
Präsidentschaft des UNESCO-
Welterbekomitees geradezu tor-
pediert, kritisierte der Vorsitzen-
de von World Heritage Watch,
Stephan Dömpke, am Dienstag in
Berlin.
Statt sich mit der Nominierung

eigener Stätten einige Jahre zu-
rückzuhalten, wie es die UNESCO
fordere und Deutschland es mit-
beschlossen habe, nominiere die
Bundesrepublik unverdrossen
neue Stätten und ziehe sich damit
den Ärger anderer Mitgliedstaa-
ten zu. Bund und Länder forderte
Dömpke auf, eine mindestens
fünfjährige Nominierungspause
einzulegen und dafür ärmere
Staaten bei ihren Nominierungen
zu unterstützen. In Deutschland
zählen derzeit 40 Stätten zum
Weltkulturerbe.
Auf der Jahrestagung des Welt-

erbekomitees am Wochenende in
Bonn war die Hamburger Spei-
cherstadt in die Welterbeliste auf-
genommen worden. Dagegen war
die Bewerbung um den Naum-
burger Dom (Sachsen-Anhalt) ge-
scheitert.
Die Bilanz der deutschen Prä-

sidentschaft des UNESCO-Welt-
erbekomitee fällt für World Her-
itage Watch insgesamt nicht gut
aus. »Deutschland hat seinen er-
heblichen diplomatischen Ein-
fluss nicht genutzt, um einige der
drängendsten Probleme des Welt-
erbes anzugehen«, kritisierte der
VereinsvorsitzendeDömpke. Nach
wie vor leide die UNESCO unter
einer massiven strukturellen Un-
terfinanzierung, seit die USA nicht
mehr zahlen. Deutschland hätte
sich dafür einsetzen sollen, die
Pflichtbeiträge der Staaten an den
UNESCO-Welterbefonds zu ver-
doppeln, und selbst mit gutem
Beispiel vorangehen.
Kritisiert wurde auch die man-

gelnde Einbindung der Zivilge-
sellschaft. Auf der Jahrestagung
des Welterbekomitees habe man
die Mitgliedstaaten von den
Nichtregierungsorganisationen
abgeschottet wie nie zuvor. Dies
hätten sogar einige Regierungs-
delegationen selbst beklagt. epd

Entdeckte NS-Pferde

Jetzt Zebras

Die beiden Bronze-Pferde, die
im Mai zusammen mit ande-

rer NS-Kunst in Bad Dürkheim be-
schlagnahmt worden waren, sind
laut der Zeitung »Die Rheinpfalz«
beim Weitertransport beschädigt
worden. Spanngurte, mit denen
das Technische Hilfswerk (THW)
die Skulpturen auf einem Tiefla-
der festzurrte, hätten stellenweise
die Patina abgerieben, berichtete
die Zeitung. Die Folge: »Die Bron-
ze-Pferde sind jetzt Zebras.« Das
THW sieht dagegen keine Fehler
bei dem Transport, wie ein Spre-
cher sagte. dpa/nd
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Das Filmfest Il Cinema Ritrovato in Bologna: Schützengräben, Diven-Filme und der Genozid an den Armeniern

Von Divas, Blutsaugern und Massenmorden
Von Caroline M. Buck

E ine Filmreihe über eine Bande
von Räubern und Mördern, die
sich »Vampire« nennt, zeigt

wahrscheinlich ziemlich gut die all-
gemeine Verunsicherung, die täglich
die Erfahrung eines Weltkriegs mit
sich bringt. »Les vampires«, eine
zehnteilige Kinoserie mit Laufzeiten
von meist unter, mal aber auch von
deutlich über einer Stunde (abhän-
gig davon, wie viel Filmmaterial in
Kriegszeiten gerade zu beschaffen
war), erreichte die Pariser Kinos im
November 1915. Beim gerade zu En-
de gegangenen »Il Cinema Ritrova-
to«, dem Filmfest der wiedergefun-
denen Filmschätze in Bologna, er-
öffnete die Serie jeden Morgen die
traditionelle Programmsparte »Kino
vor 100 Jahren«.
Nicht das Böse, nein, das Aller-

schlimmste sei das erklärte Ziel der
Bande, lautete die Werbung, die die
Produktionsfirma Gaumont (ihrer-
seits in diesem Jahr stolze 120 Jahre
alt geworden) in den Zeitungen
schalten ließ. Und an denWänden der
Stadt klebten Plakate, auf denen
maskierte Gestalten ein Fragezeichen
als Schlinge um den Hals trugen, das
die Fragen »Wer, was, wann, wo?«
punktierte. Fragen, die man sich an-
gesichts eines menschenverschlin-
genden Stellungskriegs und des

Schicksals der eigenen Lieben ohne-
hin tagtäglich stellen musste. Giftgas
und Gasmasken jedenfalls, die Waf-
fen, Sprengsätze und sonstigen
schaurigen Effekte, die bei den Ein-
brüchen der »Vampire« zum Einsatz
kommen, die kannte man von den
Zeitungsseiten, die sich mit dem
Kriegsverlauf beschäftigten.
Warum die tägliche Angst also

nicht lieber auf einen Kinobesuch
umlenken, wo am Ende vielleicht
doch die Chance bestand, dass der
tüchtige Journalist Guérande und
sein pfiffiger Helfer Mazamette den
Vampiren den Garaus machen wür-
den? Louis Feuillade, Regisseur der
Serie (und in späteren Jahren ein
Großmeister der Serienform), muss-
te seine Figuren verschwinden oder
sterben lassen, wenn wieder einer der
Darsteller zum Kriegsdienst einberu-
fen wurde, was der kriminellen Ban-
de einen satanischen Anführer nach
dem anderen bescherte. Vielleicht ist
das auch der Grund, warum die Epi-
soden sich unterscheiden, was Qua-
lität und Spannungsbogen angeht –
wo die große Politik und das Schlach-
ten an den Kriegsschauplätzen den
Verlauf der Kino-Unterhaltung be-
stimmen, kommt man mit einem vor-
bereiteten Drehbuch nicht sehr weit.
Weshalb es ein solches wohl auch
nicht gab. In Italien verlegte sich die
Weltflucht auf spektakuläre Zirkus-

abenteuer (die Hochseilszenen aus »Il
jockey della morte«, gedreht vom dä-
nischen Multitalent und Italien-Im-
port Alfred Lind, muss man gesehen
haben, um zu glauben, dass so etwas
1915 technisch bereits möglich war)
und auf – die Diva. Die Femme fata-
le, die in Modellkleidern, mit Per-

lenschnüren, Reiherfedern im Haar
und Lebensüberdruss in den Augen
Verwüstungen unter den Junggesel-
len und braven Ehemännern der Ge-
sellschaft anrichtet, erlebte in den
Großproduktionen der Jahre
1915/16 eine wiederholte Inkarna-
tion, die sichwie schweres Parfüm auf

das Bewusstsein legt. In Bologna gab
es neben dem Gesamtkunstwerk
»Rapsodia satanica« von Nino Oxilia
(mit einer ausgeklügelten Farbdra-
maturgie und einer speziell kompo-
nierten Partitur von Pietro Mascagni)
noch den teilüberlieferten »Tigre re-
ale« von Giovanni Pastrone nach ei-
ner Vorlage von Giovanni Verga zu
sehen, mit Pina Menichelli als russi-
scher Gräfin, die mit ihren ehebre-
cherischen Leidenschaften erst einen
polnischen Studentenrebellen in den
Tod treibt und dann einen italieni-
schen Lebemann seiner Familie ent-
fremdet.

Wie es derweil auf den Schlacht-
feldern zuging, war in den filmi-
schen Hinterlassenschaften von Al-
bert Samama Chikly zu sehen, ei-
nem jüdischen Filmemacher aus Tu-
nesien, der in Bologna dem Verges-
sen entrissen wurde. Wie es in Ver-
dun aussah nach dem großen
Schlachten, wie der französische
Staat die tunesischen Machthaber
beim Sightseeing-Programm in Paris
zu beeindrucken suchte, damit sie
weiter Menschenmaterial lieferten,
all das zeigen seine Filme. Der Ge-
nozid an den Armeniern fand noch
einmal statt auf den Bologneser
Leinwänden, und mit Reginald Bar-
kers »The Despoiler« von 1915 war
ein besonders drastischer Propa-
ganda-Spielfilm über die moralisch
aufrechten einheimischen Christen
und den deutschen Befehlshaber zu
sehen. Der bringt die ihm unter-
stellten muslimischen Truppen ge-
gen die christlichen Glaubensbrüder
in Stellung – konform der internati-
onalen Kriegspolitik des Deutschen
Reichs, das auf seinen türkischen
Verbündeten zählte, um die Musli-
me in den britischen und französi-
schen Kolonialreichen zur Rebellion
zu bewegen. Und verliert dabei die
eigene Tochter, die sich dem Krie-
ger-Khan hingibt, um die anderen
Christinnen vor der Schändung
durch seine Soldaten zu bewahren.

Der Erste Weltkrieg
in erschütternden
Dokumentationen und
im Propagandafilm.

Szene aus »The Despoiler«
Foto: Filmfest Bologna

Bruno Preisendörfer unternimmt einen Ausflug in den Alltag der Goethe-Zeit

Die Wege miserabel, alles verdreckt
Von Klaus Bellin

Für Jean Paul war es die Hei-
lige Stadt, Ziel aller Sehn-
sucht, die Hauptstadt des
Geistes. Am Abend des 9. Ju-

ni 1796 kam er in Weimar an und war
»aus der Reisekruste« noch nicht he-
raus, als er schon die Feder ins Fass
tauchte, um froh zu bekunden, er ha-
be gerade »die Himmelsthore aufge-
drückt«. Ihn kümmerte wenig, dass es
in Weimar nicht besser aussah als im
fränkischen Hof, wo er aufgebrochen
war. Die Wege miserabel, die Straßen
verdreckt, bevölkert von Hühnern,
Gänsen, Schweinen, überall Lärm und
Gestank, die Bewohner in der Haupt-
sache kleine Bauern, das Schloss, das

schon Goethe bei seiner Ankunft im
November 1775 als ausgebrannte Ru-
ine vorgefunden hatte, noch immer
nicht wieder aufgebaut, der Hof des
Carl August trotz kostspieliger Haus-
haltung weit von allem Luxus ent-
fernt.
Die Kluft zwischen dem geistigen

Leben, der geistigen Bedeutung des
Städtchens und den alltäglichen Ge-
gebenheiten konnte größer nicht sein.
»Wenn irgendeine Stadt der Imagi-
nation Streiche spielt«, schrieb 1828
Carl Julius Weber, »so ist es Weimar.
Sein Ruf geht vor ihm her wie vor gro-
ßen Männern, und man findet ein
kleines, totes, schlecht gebautes, recht
widriges Städtchen«.
Wer heute hierher kommt, weiß

natürlich von den Düsternissen der
Vergangenheit, doch bis zu einer
halbwegs festen Vorstellung der da-
maligen Zustände reicht kaum die
Fantasie, trotz aller Hinweise in Pub-
likationen und Dichterbiografien. Nur
einer, Jochen Klauß, profunder Wei-
mar- und Klassik-Kenner, hats in jün-
gerer Zeit unternommen, in seinem
Buch »Alltag im ›klassischen‹ Wei-
mar« (1990) hinter die hell leuchten-
de Fassade zu blicken. Für weitere,

umfassende Aufklärung, die sich nicht
nur an Weimar orientiert, sorgt jetzt
Bruno Preisendörfer, Verfasser einer
Seume-Biografie und nunmehr Autor
eines Werks, auf das wir, ohne es viel-
leicht zu wissen, lange gewartet ha-
ben. Sein Buch »Als Deutschland noch
nicht Deutschland war« ist ein froh-
gemuter, unterhaltsamer Ausflug in
Zeiten, als es noch erlaubt war, die
Nachttöpfe einfach aus dem Fenster
zu kippen.
Preisendörfer verblüfft vor allem

mit der fantastischen Fülle seiner Ent-
deckungen. Er hat sich durch gewal-
tige Bücherstapel gearbeitet, durch
unzählige Memoiren und Reisebe-
schreibungen, Romane, Briefe und
Tagebücher, hat gesucht und gelesen,
gesammelt und sortiert und die vie-
len, unendlich vielen Fundstücke, ge-

gliedert in zehn große Kapitel, in ei-
nem Bericht ausgebreitet, der seine
Stärke, seine Farbigkeit aus dem De-
tailreichtum bezieht, den massenhaft
zusammengetragenen Zitaten, Episo-
den und Zeugnissen jener Epoche.
Ach, es war eine ungemütliche Zeit.

Wer sich auf Reisen begab wie Goe-
the, musste sich lange und arg durch-
schütteln lassen, musste auch schon
mal umkehren, weil die miserable
Straße die Kutsche aus dem Gleich-
gewicht brachte. Am Wegesrand lau-
erten Bettler, Banditen, Mörder und
betrügerische Wirte, überall Zoll-
schranken und erzwungene Aufent-
halte. Überall auch zur Abschreckung
Galgen (die meisten in Bayern), an
denen manchmal noch die Gerippe
hingen. Von Hygiene in den Städten
und Dörfern keine Spur. Die Mauern

dünn und kaum isoliert, die Stuben
kalt, weshalb man aus gutem Grund
mit der Nachtmütze ins Bett stieg.
Auch die Spree bloß ein schmutz-
starrendes Gewässer, und selbst in
Berlin war es ratsam, in Stiefeln auf
die Straße zu gehen.
Preisendörfer lässt kaum einen Le-

bensbereich aus. Er erzählt, was man
aß und trank, wie man darbte und Fe-
ste feierte, wie geliebt und geboren
wurde, wie in Scharen Wunderheiler
durchs Land zogen und auf den Jahr-
märkten Station machten. Er infor-
miert über Standesgrenzen, höfische
Ankleiderituale und Straßenbeleuch-
tung, die Beschaffenheit von Kerzen
und Pflügen, über Hebammenunter-
richt, Kindersterblichkeit, Bettwä-
sche, Korsetts und Reifröcke, und weil
er wahrscheinlich dachte, die Freude

der Leser noch ein bisschen steigern
zu können, wird sogar die Frage er-
örtert, obGoetheUnterhosen trug. Die
bündige Antwort: wohl eher nicht. Ei-
nen Beleg für die Behauptung hat er
zwar nicht finden können, aber zu je-
ner Zeit trug man allgemein lange
Kniehemden.
Weimar, meinte Goethe, sei die

Stadt der kurzen Wege. Ein paar
Schritte nur, dann war er am Hof oder
in der Esplanade bei Schiller. Durch
wie viel Schmutz und Unrat er dann
stiefeln musste, kann man sich nun,
nach Preisendörfers Auskünften, leb-
haft vorstellen.

Bruno Preisendörfer: Als Deutschland
noch nicht Deutschland war. Reise in die
Goethezeit. Verlag Galiani Berlin. 518 S.,
geb., 24,99 €.

Banditen, Mörder und
überall zur
Abschreckung Galgen,
an denen manchmal
noch Gerippe hingen

Postwagen aus einem Lesebuch für Landschulen von 1799 Abbildung aus dem Buch von Bruno Preisendörfer

Preis für Ror Wolf

Stilbildend

Der Mainzer Hörspielautor Ror
Wolf ist mit demGünter-Eich-

Preis für deutschsprachige Radio-
Hörspiele 2015 ausgezeichnet
worden. Der mit 10 000 Euro do-
tierte Preis der Medienstiftung der
Sparkasse Leipzig wurde am
Dienstagabendwegen Krankheit in
Abwesenheit des Autors vergeben,
wie die Stiftung mitteilte. Die Jury
hatte Ror Wolfs Hörspiele als »stil-
bildend für nachfolgende Genera-
tionen« gewürdigt.
Sie seien voller »künstlerischer

Raffinesse, einer Subtilität des Ar-
rangements und von einem hohen
Unterhaltungswert«, erklärte die
Jury. Stephan Seeger, geschäfts-
führender Vorstand der Leipziger
Medienstiftung, sagte, Ror Wolf
habe ein »Radiokunstwerk ge-
schaffen, das im Laufe der Jahr-
zehnte das Repertoire des
deutschsprachigen Hörspiels ste-
tig erneuert und nachhaltig berei-
chert«.
Der am 29. Juni 1932 im thü-

ringischen Saalfeld als Richard
Wolf geborene Ror Wolf ist
Schriftsteller, Hörspiel-Autor und
bildender Künstler. 1953 verließ er
die DDR und ging in den Westen,
in Frankfurt am Main studierte er
Literatur, Soziologie und Philoso-
phie. 1958 erschienen seine ersten
literarischen Veröffentlichungen,
sein erstes Hörspiel mit dem Titel
»Der Chinese am Fenster« wurde
1971 gesendet. Für seine Werke
hat er bereits zahlreiche Aus-
zeichnungen erhalten, darunter
2007 den Preis für das »Hörspiel
des Jahres« der Deutschen Aka-
demie der Darstellenden Künste.
Der Preis der Leipziger Medi-

enstiftung, der nach dem Hör-
spielautor Günter Eich (1907-
1972) benannt ist, wurde in die-
sem Jahr zum fünften Mal ver-
geben. Er wird im jährlichen
Wechsel mit dem Axel-Egge-
brecht-Preis für das Radio-Fea-
ture verliehen. epd

Welt der Alten Meister

International

Besucher der Dresdner Sem-
pergalerie bekommen bis zur

sanierungsbedingten Schließung
des Hauses Mitte September über
den Sommer auch Informationen
zur internationalen Verflechtung
der Bilder von Weltrang. »Die
Meisterwerke der Sammlung
konnten nur entstehen, weil
Künstler, Auftraggeber und
Händler über Ländergrenzen hin-
weg miteinander in Kontakt stan-
den«, begründeten die Staatli-
chen Kunstsammlungen (SKD) am
Dienstag die Ergänzung. Gut je-
des zehnte der ausgestellten Wer-
ke werde dazu von der Muse-
umsnacht (11. Juli) an unter dem
Motto »Global statt lokal« mit An-
gaben zu globalen Aspekten ver-
sehen und als Tour in der Online
Collection auf der SKD-Homepa-
ge nutzbar sein.
Laut SKD reisten Maler wie Dü-

rer, Bellotto, Holbein oder van
Dyck in fremde Länder und verar-
beiteten ihre Eindrücke in Bildern,
die nun in der Gemäldegalerie Al-
te Meister hängen. So finden sich
in den üppigen Stillleben des nie-
derländischen Barocks Muscheln
und Meeresschnecken aus Über-
see, filigranes Murano-Glas, exo-
tische Früchte vom Mittelmeer
oder kostbares China-Porzellan.
Zudem gelangten vor allem im 18.
Jahrhundert viele derWerke durch
Ankauf in die Sammlung, die
Kunstliebhaber aus aller Welt an-
lockt. »Die Welt der Alten Meister
war und ist international ver-
flochten«, hieß es. dpa

KURZKULTUR
Stuttgart. Tamas Detrich (55) soll
Nachfolger des Ballettintendanten
Reid Anderson (66) werden. +++
Dresden. Mit Peter Theiler stellte sich
der designierte Intendant der Sem-
peroper am Dienstag erstmals an sei-
ner neuen Wirkungsstätte vor.
dpa/nd
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PHOENIX

KIKA

 	 5.30	  ZDF-Morgenmagazin
 	 9.00	  Tagesschau Mit Wetter
 	 9.05	  Rote Rosen Telenovela
 	 9.55	  Sturm der Liebe
	10.45	  Um Himmels Willen
	11.35	  Papageien, Palmen & Co.
	12.00	  Tagesschau Mit Wetter
	12.15	  ARD-Buffet U.a.: Zuschauerfra-

gen zum Thema: Palmöl: warum 
ist Palmöl umstritten? / End-
spiel – Tropischer Regenwald / 
Wanderweg in Rio / Fladenbrot 

	13.00	  ZDF-Mittagsmagazin
	14.00	  Tagesschau Mit Wetter
	14.10	  Rote Rosen Telenovela
	15.00	  Tagesschau Mit Wetter
	15.10	  Sturm der Liebe
	16.00	  Tagesschau
	16.05	  Radsport Tour de France  

5. Etappe: Arras-Amiens  
Métropole · Live

	17.25	  Brisant Magazin
	18.00	  Wer weiß denn sowas? (3)
	18.50	  Hubert und Staller
	19.45	  Wissen vor acht – Werkstatt
19.55	 Börse vor acht 
	20.00	  Tagesschau Mit Wetter
	20.15	  Was bleibt Drama, D 2012 

Mit Lars Eidinger, Egon 
Merten, Eva Meckbach u.a.

	21.45	  Plusminus Wirtschaftsmagazin
	22.15	  Tagesthemen Mit Wetter
	22.45	  Anne Will Diskussion
 	 0.00	  Nachtmagazin
 	 0.20	  Was bleibt (Wh.) · Drama, D 

2012 · Mit Lars Eidinger u.a.

7.40 Tele-Gym 7.55 Panoramabilder / Bergwetter 
8.35 Tele-Gym 8.50 Das Waisenhaus für wilde Tie-
re 9.40 Abendschau 10.25 Wir in Bayern 11.40 
Dahoam is Dahoam 12.10 In aller Freundschaft 
12.55 Nashorn, Zebra & Co. 13.45 Gernstls Zeit-
reisen 14.15 Gibraltar – Brücke zwischen den Wel-
ten 15.05 Polizeiinspektion 1 15.30 Wir in Bayern 
16.45 Rundschau 17.00 Gernstls Zeitreisen 18.00 
Abendschau 18.45 Rundschau 19.00 Stationen.
Dokumentation 19.45 Dahoam is Dahoam 20.15 
Bayerntour 21.00 Kontrovers 21.45 Rundschau-
Magazin 22.00 8 mm Bayern (1/3) 22.45 Kino 
Kino 23.00 Rundschau-Nacht 23.10 Wut im 
Bauch. Liebesgeschichte, D 2015 0.50 Dahoam is 
Dahoam · Verschenkt, verkauft, verliehen

 	 5.30	  ZDF-Morgenmagazin
 	 9.00	  heute Xpress
 	 9.05	  Volle Kanne – Service täglich 

U.a.: Umwelt: Mückenplage
	10.30	  Die Rosenheim-Cops
	11.15	  SOKO Wismar
	12.00	  heute
	12.10	  drehscheibe Magazin
	13.00	  ZDF-Mittagsmagazin
	14.00	  heute – in Deutschland
	14.15	  Die Küchenschlacht
	15.00	  heute Xpress 
	15.05	  Bares für Rares
	16.00	  heute – in Europa
	16.10	  SOKO Kitzbühel Krimiserie
	17.00	  heute
	17.10	  hallo deutschland
	17.45	  Leute heute
	18.05	  SOKO Wismar Krimiserie
	18.54	  Lotto am Mittwoch –  

Die Gewinnzahlen
	19.00	  heute
	19.20	  Wetter
	19.25	  Heldt Krimiserie
	20.15	  Udo Jürgens – Mitten im Le-

ben Das letzte Konzert, Zürich 
2014

	21.45	  heute-journal Wetter
	22.15	  auslandsjournal
	22.45	  Die Macht von Aldi,  

Edeka & Co. Kundenkampf  
um jeden Preis

	23.15	  Markus Lanz Talkshow
 	 0.30	  heute+
 	 0.45	  Kampf der Start-ups! (3/3) Sie 

sind jung und brauchen Geld

 	 5.50	  Reisen für Genießer
 	 7.45	  Eine Sommerreise  

durch den Kaukasus
 	 8.30	  X:enius Magazin
 	 8.55	  Christina Wasa – Die wilde 

Königin · Dokufilm, D 2013
	10.30	  Dashi, so schmeckt Japan!
	11.10	  Ein Moped auf Reisen
	11.40	  Abenteuer Türkei Ostanatolien
	12.25	  360° Geo Reportage
	13.20	  ARTE Journal
	13.50	  Der große Minnesota Überfall 

(Wh.) (VPS 13.40)
	15.20	  Saskatschewan (Wh.) (VPS 

15.10) · Western, USA/CDN 
1954 · Mit Alan Ladd u.a.

	16.45	  Im Bann der  
Chinesischen Mauer

	17.30	  Mit Dolch und Degen 
(VPS 17.25)

	18.25	  Estland im Winter (VPS 18.15)
	19.10	  ARTE Journal
	19.30	  Fahrt ins Risiko (3/5)
	20.15	  Claire – Sich erinnern an die 

schönen Dinge Liebesdrama, F 
2001 · Mit Isabelle Carré u.a.

	22.00	  Die verborgene Stadt 
Drama, F/E/ARG 2012 

	23.40	  Europa und seine 
Schriftsteller Griechenland 
erzählt von Christos Chryss-
opoulos, Petros Markaris 
und Ersi Sotiropoulos

 	 0.35	  1864 – Liebe und Verrat in 
Zeiten des Krieges 
Historienserie

 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Alpenpanorama
 	 9.00	  ZIB
 	 9.05	  Kulturzeit Magazin
 	 9.45	  nano Magazin
	10.15	  Markus Lanz Talkshow
	11.30	  Schweizweit Ein Mann der 

Leidenschaften – Musik, Whis-
ky und Zigarren

	12.00	  Newton CSI Newton: Mit Pollen 
und Strahlen auf Mördersuche

	12.25	  Österreich-Bild
	13.00	  ZIB
	13.20	  Universum Sonnenberge – Von 

der Rax zur Buckligen Welt
	14.05	  Universum Die vier Alpen
	14.50	  Über allen Gipfeln
	15.45	  Erlebnis Österreich
	16.10	  Universum Traun – Ein 

Fluss wie ein Kristall
	17.00	  Universum
	17.45	  mare TV – Reportage
	18.30	  nano Magazin
	19.00	  heute
	19.20	  Kulturzeit Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Das Mädchen Was geschah mit 

Elisabeth K.? Dokufilm, D 2014
	21.30	  Die größten Wasserfälle der 

Erde Naturwunder Iguaçu
	22.00	  ZIB 2
	22.25	  Die Hummel Komödie, D 2010 

· Mit Jürgen Tonkel  u.a.
	23.50	  Besser essen  

Sterneküche für Kinder
 	 0.20	  10vor10 (VPS 21.50)

 	 6.15	  LexiTV – Wissen für alle
 	 7.15	  Rote Rosen Telenovela
 	 8.05	  Sturm der Liebe
 	 8.55	  Nordisch herb
 	 9.45	  Kim Fisher entdeckt
	10.10	  Seehund, Puma & Co.
	11.00	  MDR um elf Magazin
	11.40	  In aller Freundschaft
	12.25	  Der Mann, der Gott verklagte 

(Wh.) · Komödie, AUS 2001 
 Mit Billy Connolly u.a.

	14.00	  MDR um zwei
	15.00	  LexiTV – Wissen für alle
	16.00	  MDR um vier Magazin
	17.45	  MDR aktuell
	18.15	  Wetter für 3
	18.20	  Brisant Magazin
	18.54	  Unser Sandmännchen
	19.00	  Regional Magazin
	19.30	  MDR aktuell
	19.50	  Kim Fisher entdeckt
	20.15	  Exakt Das Nachrichtenmagazin
	20.45	  Exakt – Die Story Einmal Hartz 

IV – Immer Hartz IV?
	21.15	  Biwak Frauen-Power am Fels
	21.45	  MDR aktuell
	22.05	  Polizeiruf 110 Ein todsicherer 

Plan · TV-Kriminalfilm, D 2011 
· Mit Jaecki Schwarz, Wolfgang 
Winkler, Isabell Gerschke u.a.

	23.35	  Rockpalast Noel Gallagher's 
High Flying Birds

 	 1.05	  Elephant White – Ein Killer in 
Bangkok Actionfilm, USA 2011 
Mit Djimon Hounsou, Kevin Bacon, 
Jirantanin Pitakporntrakul u.a.

 	 6.30	  Thadeusz
 	 7.00	  nano Magazin
 	 7.30	  Wo das Klima auf  

der Kippe steht 
 	 8.00	  Brandenburg aktuell
 	 8.30	  Abendschau Magazin
 	 9.00	  zibb
 	 9.55	  ARD-Buffet Leben & genießen
	10.35	  Rote Rosen Telenovela
	11.25	  Sturm der Liebe
	12.15	  Panda, Gorilla & Co.
	13.00	  rbb aktuell
	13.05	  Schloss Einstein
	13.30	  In aller Freundschaft
	14.15	  Planet Wissen Geheimnisvolle 

Tiefsee. Zu Gast: Nicole  
Dubilier (Meeresbiologin)

	15.15	  Arizona Dokumentation
	16.00	  rbb aktuell
	16.05	  Heute im Parlament
	17.00	  rbb aktuell
	17.05	  Leopard, Seebär & Co.
	17.55	  Unser Sandmännchen
	18.00	  rbb um 6 / Wetter
18.30	 zibb
	19.30	  Abendschau
	19.30	  Regional
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  André Rieu – Das große 

Jubiläumskonzert
	21.45	  rbb aktuell
	22.15	  Türkisch für Anfänger  

Liebeskomödie, D 2012
 	 0.00	  Real Humans – Echte  

Menschen (5) 
Sciencefictionserie

 	 7.20	  Rote Rosen
 	 8.10	  Sturm der Liebe
 	 9.00	  Nordmagazin
 	 9.30	  Hamburg Journal
	10.00	  Schleswig-Holstein Magazin
	10.30	  Regional
	11.00	  Hallo Niedersachsen
	11.30	  NaturNah (VPS 13.05)
	12.00	  NDR//Aktuell extra
	13.35	  Brisant Magazin
	14.00	  NDR//aktuell
	14.15	  Bilderbuch Deutschland
	15.00	  NDR//aktuell
	15.15	  Der Herr der Kurilen
	16.00	  NDR//aktuell
	16.10	  Mein Nachmittag
	17.10	  Seehund, Puma & Co.
	18.00	  Regional Magazin
	18.15	  So ein Tag
	18.45	  DAS! U.a.: Rolf Becker
	19.30	  Regional Magazin
	20.00	  Tagesschau
	20.15	  Unbekanntes Afrika 

(4) Sahara
	21.00	  Brautalarm auf dem Land 

Von Sissi-Träumen und  
Hochzeitsglocken

	21.45	  NDR//aktuell
	22.00	  Großstadtrevier Krimiserie
	22.50	  Neues aus Büttenwarder 

Unterhaltungsserie
	23.15	  Zapp Das Medienmagazin
	23.45	  Hafenpolizei 

Der Strandkorbdieb · Krimiserie
 	 0.10	  Hafenpolizei Krimiserie
 	 0.35	  Anne Will Diskussion

13.00 Servicezeit Reportage 13.30 In 
aller Freundschaft 14.15 Border Inn – 
Leben in der Hochwüste Nevadas (VPS 
14.14) 15.00 2 durch Deutschland 
15.30 Schmitts Traumgarten 16.00 
WDR aktuell 16.15 daheim & unterwegs 
18.00 Lokalzeit 18.05 Hier und heute 
18.20 Servicezeit Reportage 18.50 Ak-
tuelle Stunde 19.30 Lokalzeit 20.00 Ta-
gesschau 20.15 Das NRW Duell 21.00 
Lichters Schnitzeljagd · Buntes Nähgarn 
und lecker Schnibbelkuchen 21.45 WDR 
aktuell 22.00 Zwischen den Zeilen (2) · 
Wenn Zeugen sich traun 22.50 Kenne-
dys Hirn (2/2). Kriminalfilm, D/S 2010 
0.20 Der Elefant – Mord verjährt nie 

16.00 SWR Landesschau aktuell 16.05 
Kaffee oder Tee 17.00 SWR Landes-
schau aktuell 17.05 Kaffee oder Tee (VPS 
16.05) 18.00 SWR Landesschau aktuell 
18.12 Baden-Württemberg Wetter 18.15 
made in Südwest 18.45 SWR Landes-
schau Baden-Württemberg 19.30 SWR 
Landesschau aktuell 20.00 Tagesschau 
20.15 betrifft ... (VPS 20.14) 21.00 
Lebens-Entscheidungen: Der Feind in 
meinen Genen 21.45 SWR Landesschau 
aktuell 22.00 Tatort · Wolfsstunde · TV-
Kriminalfilm, D 2008 23.30 Ausgerech-
net ich! · Die drei Leben der Natalie L. · Do-
kumentarfilm, D 2007 0.45 Ausgerechnet 
wir! · Dokumentarfilm, D 2012

12.00 Die Römer im Südwesten – Die 
Eroberung Germaniens (1-2/2) 13.30 
Land im Gezeitenstrom (2-3/3)15.30 
Das letzte Geheimnis von Bautzen II 
16.00 Spitzel und Spione 16.45 Mord 
in Titos Namen 17.30 Vor Ort 18.00 
Durch's wilde Dagestan 18.30 Die gro-
ßen Seebäder 19.15 Die großen Seebä-
der 20.00 Tagesschau 20.15 Als die 
Feuerwehr noch im Käfer kam 21.00 Als 
die Autos noch klein waren 21.45 heute 
journal 22.15 Taxi Malagasy – Im Ren-
ault 4 auf Madagaskar 23.00 Das Duell: 
Porsche gegen Volkswagen 23.55 Fährt 
Auto-Deutschland vor die Wand? 0.40 
Als die Feuerwehr noch im Käfer kam 

10.25 Briefe von Felix  10.50 Babar und 
die Abenteuer von Badou 11.15 Lassie 
11.35 Yakari 12.00 Wunderbare Reise 
des kleinen Nils Holgersson mit den 
Wildgänsen 12.25 Garfield 12.55 Die 
fantastische Welt von Gumball 13.20 
Rowdy & Zwick 13.40 Die Pfefferkörner 
14.10 Schloss Einstein 15.00 H2O – 
Plötzlich Meerjungfrau 15.25 Stoked 
15.50 Mia and me – Abenteuer in 
Centopia 16.10 logo! Die Welt und ich 
16.15 Garfield 16.50 Pound Puppies – 
Der Pfotenclub 17.15 Der kleine Nick 
17.40 Yakari 18.05 Ritter Rost 18.15 
Jim Hensons: Doozers 18.40 Wolkenkin-
der 18.50 Unser Sandmännchen

5.30 Sat.1-Frühstücksfernsehen 10.00 Auf Streife 
11.00 Richterin Barbara Salesch 12.00 Richter 
Alexander Hold 13.00 Richter Alexander Hold 
14.00 Auf Streife 15.00 Im Namen der Gerech-
tigkeit – Wir kämpfen für Sie! 16.00 Anwälte im 
Einsatz 17.00 Mein dunkles Geheimnis 17.30 
Schicksale – und plötzlich ist alles anders 18.00 
In Gefahr – Ein verhängnisvoller Moment 19.00 
Newtopia 19.55 Sat.1 Nachrichten 20.15 Deal or 
no Deal 21.15 Tiere wie wir 22.15 Knallerfrauen 
· Sketch-Comedy mit Martina Hill 22.45 Knaller-
frauen · Sketch-Comedy mit Martina Hill 23.20 
24 Stunden · Die Wüste bebt – Deutsche in Las 
Vegas 0.15 Focus TV – Reportage · Fast Food auf 
Rädern – Unterwegs mit rollenden Küchen 

5.00 Malcolm mittendrin 5.20 Suburgatory 6.00 
Two and a Half Men 7.25 Mike & Molly 8.20 How I 
Met Your Mother 9.45 The Big Bang Theory 11.05 
Mike & Molly 11.55 Two and a Half Men 13.45 
2 Broke Girls 14.15 The Big Bang Theory 15.30 
How I Met Your Mother 17.00 taff 18.00 Newstime 
18.10 Die Simpsons 19.05 Galileo 20.15 Empire · 
Bittersüße Erinnerung 21.15 Empire · Das Brüllen 
des Löwen 22.15 Empire · Der Krieg beginnt 23.15 
2 Broke Girls · Katzenjammer 23.40 2 Broke Girls 
· Der Cronut-Wahnsinn 0.10 2 Broke Girls · Das 
Chancen-Fenster 0.35 Fringe – Grenzfälle des FBI 
· Der Schwarm 1.30 Fringe – Grenzfälle des FBI · 
Das Ende aller Dinge 2.20 ProSieben Spätnach-
richten 2.25 Mom · Ex und Exitus 

14.35 Campus und Karriere 15.05 Corso – Kultur 
nach 3 16.10 Büchermarkt 16.35 Forschung aktu-
ell 17.05 Wirtschaft und Gesellschaft 17.35 Kultur 
heute 18.10 Informationen am Abend 18.40 Hin-
tergrund 19.05 Kommentar 19.15 Zur Diskussion 
20.10 Aus Religion und Gesellschaft · Die zwei Ge-
sichter der Benediktiner. An Franco scheiden sich 
in Spanien die Klöster 20.30 Lesezeit · Christine 
Neudecker: „Sommernovelle” (1/2) 21.05 Quer-
köpfe · Kabarett, Comedy & schräge Lieder · Die 
Kabarett-Bundesliga 2015. Das Finale 22.05 Mu-
sikforum · Musikfest Bremen 2014. „Mondschein-
sonate” 22.50 Sport aktuell 23.10 Das war der 
Tag · Journal vor Mitternacht 23.57 National- und 
Europahymne 0.05 Deutschlandfunk Radionacht 

11.00 Ich mach's! – Berufe im Porträt 11.15 Ich 
mach's! – Berufe im Porträt 11.30 In aller Freund-
schaft · Mütter 12.15 Das Glück ist eine Insel. Lie-
besfilm, D 2001 13.45 Ein Vater zum Verlieben. 
Tragikomödie, D 2001 15.15 Geld.Macht.Liebe 
· Aufs Kreuz gelegt 16.00 hessenschau kompakt 
16.05 hallo hessen 16.45 hessenschau kompakt 
17.00 hallo hessen 17.50 hessenschau kompakt 
18.00 Maintower 18.20 Brisant 18.50 Service: 
Trends 19.15 Alle Wetter! 19.30 hessenschau 
20.00 Tagesschau 20.15 Mex – Das Marktmaga-
zin 21.00 Alles Wissen 21.45 Lebensmittel-Check 
mit Tim Mälzer (2/6) 22.30 hessenschau kompakt 
22.45 Vergiss mein nicht · Dokufilm, D 2012 0.10 
Gewalt und Leidenschaft. Melodram, I/F 1974

9.00 Unter uns 9.30 Betrugsfälle 10.00 Die 
Trovatos – Detektive decken auf 11.00 Die Trova-
tos – Detektive decken auf 12.00 Punkt 12 14.00 
Verdachtsfälle 17.00 Betrugsfälle 17.30 Unter 
uns 18.00 Explosiv – Das Magazin 18.30 Exclu-
siv – Das Star-Magazin 18.45 RTL aktuell 19.03 
Wetter 19.05 Alles was zählt 19.40 Gute Zeiten, 
schlechte Zeiten 20.15 Die Bachelorette 22.15 
„Stern”-TV · Weltmeister der Mentalmagie – Wie 
Christoph Kuch die Menschen verzaubert / Elf Jahre 
nach Trennungs-OP: So geht es den siamesischen 
Zwillingen heute / Dirk Waschki: 218 Kilo! – Wie 
eine Magenverkleinerung sein Leben rettete / 36 
Stunden Schwerstarbeit! – Wie ein Pelikanbaby zur 
Welt kommt 0.00 RTL Nachtjournal 

5.15 Hilf mir doch! 6.10 SOKO Familie 7.10 Ver-
klag mich doch! 9.10 Verklag mich doch! 10.10 
Hilf mir doch! 11.15 vox nachrichten 11.20 CSI: 
NY · Fremde Stimmen / Der Heckenschütze 13.05 
CSI: Miami · Preis der Freiheit 14.00 Wer weiß es, 
wer weiß es nicht? 15.00 Shopping Queen 16.00 
4 Hochzeiten und eine Traumreise 17.00 Mein 
himmlisches Hotel 18.00 mieten, kaufen, woh-
nen 19.00 Das perfekte Dinner 20.00 Prominent! 
20.15 Outlander · Im Kerker 21.15 Outlander · 
Erlösung 22.15 Major Crimes · Posterboy 23.10 
Crossing Jordan – Pathologin mit Profil · Der Blut-
sauger 0.05 Crossing Jordan – Pathologin mit Profil 
· Rattengift 1.00 vox nachrichten 1.20 Outlander · 
Im Kerker 2.15 Outlander · Erlösung 

14.07 Kompressor 15.00 Kakadu – Nachrichten 
für Kinder 15.05 Kakadu · Musiktag · Instrumen-
te, wie für Riesen gemacht. Das Gigantenorchester 
15.30 Tonart · Das Musikmagazin am Nachmittag 
17.07 Studio 9 · Kultur und Politik am Abend 
18.30 Weltzeit 19.07 Zeitfragen · Kultur und 
Geschichte 20.03 Musikfestspiele Potsdam Sans-
souci · Claudio Monteverdi und Zeitgenossen. Ma-
drigale zu fünf Stimmen nach Texten aus Battista 
Guarinis „Il pastor fido” 21.30 „Familie in Serie” 
· „Pension Spreewitz” (RIAS Berlin) / „Neumann, 
zweimal klingeln” (Radio DDR 1) 22.30 Studio 9 
kompakt · Themen des Tages 23.05 Fazit · Kultur 
vom Tage 0.05 Neue Musik · Kompositionen von 
Alistair Zaldua (*1970) 1.05 Tonart · Rock 
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Auflösung von Dienstag

Einer zu viel: In jedem Kästchen stehen zwei Buchstaben, aber nur einer davon ist richtig. Durch Streichen eines 
dieser Buchstaben müssen sinnvolle Begriffe entstehen. 

Das Mädchen
Die Doku von Eric Friedler (»Ein
deutscher Boxer«) führt ins Argen-
tinien des Jahres 1977. Ein Jahr zu-
vor hatte sich eine Militärdiktatur
unter Jorge Rafael Videla an die
Macht geputscht. Die deutsche Stu-
dentin Elisabeth Käsemann wird im
Vorfeld der Fußball-WM wie Tau-
sende andere verschleppt, gefoltert
und getötet. Die damalige Bundes-
regierung und der DFB sehen
schweigend zu. Friedler trifft Zeit-
zeugen, Funktionäre und Sportler
und fragt, warum die Politik bis heu-
te jede Verantwortung zurückweist.
Foto: ZDF/NDR

3 Sat, 20.15 Uhr

Was bleibt
DaskomplizierteSystemFamilieund
den Umgang mit Wahrheit, Offen-
heit und Verantwortung sezieren
Regisseur Hans-Christian Schmid
und Autor Bernd Lange in diesem
präzisen Drama. Die Brüder Jakob
(Sebastian Zimmler) und Marko
(Lars Eidinger) treffen sich im El-
ternhaus. Das Wiedersehen wird
bald getrübt: Vater Günter (Ernst
Stötzner) hat seinen Verlag ver-
kauft,will nun selbst einBuch schrei-
ben. Mutter Gitte (Corinna Har-
fouch), die wegen manischer De-
pression seit dreißig Jahren in Be-
handlung ist, soll besser daheim-
bleiben. Bald drängen lange ver-
tuschte Wahrheiten ans Licht.
Foto: SWR/23/5 Filmproduktion GmbH

ARD, 20.15 Uhr

Jerry Weintraub ist tot

»Gigant
Hollywoods«
H ollywood-Produzent Jerry

Weintraub, der Kinohits wie
»Karate Kid« und »Ocean's Ele-
ven« auf die Leinwand brachte, ist
tot. Nach Angaben seiner Spre-
cherin Michelle Bega starb er am
Montag in einem Krankenhaus im
kalifornischen Santa Barbara. Wie
Bega der Deutschen Presse-Agen-
tur mitteilte, erlitt Weintraub ei-
nen Herzstillstand. Er wurde 77
Jahre alt.
»Heute ist unser Freund ge-

storben«, schrieb Schauspieler
George Clooney in einer Mittei-
lung, die vom »Hollywood Re-
porter« veröffentlicht wurde. »Er
war ein absolutes Original. Ich
liebte ihn und werde ihn wirklich
vermissen«, zitierte das Bran-
chenblatt aus einer Mitteilung von
Brad Pitt. Mit beiden Schauspie-
lern drehte Weintraub die »Oce-
an's«-Trilogie. »Er war ein Gigant
in Hollywood und sein Herz war
so groß, dass es die Stadt er-
leuchtete«, schrieb Arnold
Schwarzenegger auf Twitter. »So
traurig über den Verlust von Jerry
Weintraub«, twitterte der Schau-
spieler RalphMacchio (53), der als
Weintraubs »Karate Kid« in der
80er-Jahre-Trilogie bekannt wur-
de. »So froh, dass ich dieses Kind
war«, schrieb Macchio bei dem
Kurznachrichtendienst.
Weintraub arbeitete zuletzt an

einer neuen »Tarzan«-Verfilmung
mit Alexander Skarsgård und
Christoph Waltz, die 2016 in die
Kinos kommen soll. In seiner lan-
gen Karriere produzierte Wein-
traub dutzende Filme, von
»Nashville« (1975) und »Diner«
(1982) bis »Liberace – Zu viel des
Guten ist wundervoll« (2013).
Vor seinen Erfolgen im Filmge-
schäft war er als Musikproduzent
und Konzertpromoter tätig und
arbeitete mit Künstlern wie Frank
Sinatra, Bob Dylan, Neil Dia-
mond, Elvis Presley und John
Denver. dpa/nd

Spinger / ProSieben

Fusion
geplant?
Die Medienkonzerne Axel

Springer (»Bild«, »Die Welt«)
und ProSiebenSat.1 prüfen nach
Medienberichten den Zusammen-
schluss beider Unternehmen. Eine
mit der Angelegenheit vertraute
Person bestätigte der Finanz-
Nachrichtenagentur dpa-AFX, die
Gespräche seien in einem frühen
Stadium. Ein Kauf von Springer
durch ProSiebenSat.1 sei wegen zu
erwartender Widerstände bei
Springer eher unwahrscheinlich.
Das Unternehmen ist überwie-
gend in der Hand der von Friede
Springer geführten Axel Springer
Gesellschaft für Publizistik.
Zu Berichten über eine mögli-

che Fusion mit ProSiebenSat.1
wollte eine Springer-Sprecherin
keine Stellungnahme abgeben.
Jene mit der Sache vertraute

Person ergänzte, denkbar sei der-
zeit eigentlich nur ein Zusam-
menschluss unter Gleichen oder
eine andere Konstruktion. Davor
hatten das »Wall Street Journal«
und die Nachrichtenagentur
Bloomberg über die Fusionsge-
spräche berichtet. Ein Sprecher
von ProSiebenSat.1 wollte sich da-
zu nicht äußern.
Sollten die Pläne umgesetzt

werden, würde damit der zweit-
größte Medienkonzern in
Deutschland nach Bertelsmannmit
einem Umsatz von insgesamt rund
sechs Milliarden Euro entstehen.
Springer hatte bereits 2006 eine
Übernahme von ProSiebenSat.1
geplant, dies war aber vom Bun-
deskartellamt untersagt worden.
Ein Zusammenschluss hätte zu ei-
ner zu großen Marktmacht ge-
führt. Ein Veto der Medien-Kont-
rollkommission KEK hatte vor Ge-
richt keinen Bestand.
Unter Springer-Vorstandschef

Mathias Döpfner hat sich das Me-
dienhaus in den vergangenen Jah-
ren verstärkt auf das Internet kon-
zentriert. dpa/nd
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Österreich und Bayern
wollen Streit um
Hypo Alpe Adria beilegen
Wien. Bayern und Österreich wol-
len den Milliarden-Streit um die
einstige Staatsbank Hypo Alpe
Adria außergerichtlich beilegen.
Das Kabinett in Wien hat am
Dienstag einen entsprechende
Absichtserklärung abgegeben.
Auch die bayerische Staatsregie-
rung wollte diesem Schritt im Lauf
des Tages folgen. Die Alpenre-
publik legt dafür nach Angaben
des österreichischen Finanzmi-
nisters Hans Jörg Schelling (ÖVP)
1,23MilliardenEuro zur Seite. Das
entspricht knapp der Hälfte der
Streitsumme von 2,75 Milliarden
Euro. Die Finanzmarktaufsicht so-
wie eine Hypo-Kommission muss
die Pläne billigen, der Nationalrat
des Landes letztlich noch zustim-
men. Die BayernLB war von 2007
bis 2009 Eigentümer der Hypo Al-
pe Adria und hatte mehr als zwei
Milliarden Euro in die Krisenbank
gepumpt. Nach dem Verkauf an
Österreich und der folgenden Ver-
staatlichung wollte Bayern die
Summe zurück, da es sich um Kre-
dite gehandelt habe. Österreich
sah das Geld als Aufstockung des
Eigenkapitals. Im erstinstanzli-
chen Urteil des Landgerichts
München hatte Bayern Recht be-
kommen. dpa/nd

Chinesische Regierung
kämpft gegen Börsencrash
Peking. Die schweren Turbulen-
zen an Chinas Börsen lassen nicht
nach. Experten warnen kurzfristig
vor weiteren Rückschlägen, die
kommunistische Führung in Pe-
king fürchtet, dass sich ein Bör-
sencrash auf die Stabilität des Lan-
des auswirken könnte, und ver-
sucht gegenzusteuern. Um weitere
Kursverluste zu verhindern, wur-
den am Dienstag zahlreiche Ak-
tien vomHandel ausgenommen. In
den vergangenen drei Wochen
stürzten die Börsen in China um
mehr als 30 Prozent ab. Zuvor hat-
te es allerdings einen langen Akti-
enboom gegeben. dpa/nd

Kartellamt: Post hat
Marktmacht ausgenutzt
Bonn. Ohrfeige für die Deutsche
Post: Das Bundeskartellamt wirft
dem Unternehmen vor, in der Ver-
gangenheit seine marktbeherr-
schende Stellung im Bereich Brief-
dienstleistungen missbräuchlich
ausgenutzt und dadurch Wettbe-
werber behindert zu haben. Das
teilte das Bundeskartellamt am
Dienstag zum Abschluss eines
Missbrauchsverfahrens in Bonn
mit. Die Post habe mit Großkun-
den Briefpreise und Treuerabatte
vereinbart, die es anderen Brief-
dienstleistern unmöglich machten,
ein wettbewerbsfähiges Angebot
zu unterbreiten. Mittlerweile habe
das Unternehmen die kritisierten
Maßnahmen jedoch eingestellt.
Ein Bußgeld wurde nicht ver-
hängt. dpa/nd

Easyjet-Mitarbeiter
stimmen über Streik ab
London. Mitten in der Urlaubs-
zeit wollen die Mitarbeiter des
britischen Billigfliegers Easyjet
über einen Streik abstimmen.
Rund 2000 Flugbegleiter sollen
von Dienstag kommender Woche
an im Streit um Bezahlung darü-
ber entscheiden, ob sie die Arbeit
niederlegen, wie die Gewerk-
schaft Unite am Montag in Lon-
don mitteilte. Noch werde aber
auf eine Lösung vor einem Streik
gehofft, erklärte ein Gewerk-
schaftssprecher. dpa/nd

Bundesagentur-Chef
rechnet mit Überschuss
Berlin. Eine vorteilhafte Situation
am Arbeitsmarkt könnte der Bun-
desagentur für Arbeit (BA) bis Jah-
resende ein unerwartet hohes Plus
bescheren. »Wenn das zweite
Halbjahr so laufen würde wie das
erste, könnte der Überschuss bei
1,9 Milliarden Euro liegen«, sagte
der BA-Vorstandsvorsitzende
Frank-Jürgen Weise der »Rheini-
schen Post«. dpa/nd

Resolution mit Investorenschutz
EU-Parlament debattierte über Bedingungen für TTIP / Abstimmung am Mittwoch
Das Freihandelsabkommen TTIP
zwischen den USA und der EU geht
in der kommendenWoche in die 10.
Runde. Das EU-Parlament will am
Mittwoch über seine Bedingungen
für ein »Ja« abstimmen.

Von Haidy Damm

Rund einen Monat ist es her, als der
Präsident des EU-Parlaments, Martin
Schulz, die Debatte und Abstimmung
über eine Resolution zum Freihan-
delsabkommen zwischen den USA
und Europa (TTIP) in Straßburg kurz-
fristig absagte und an den zuständi-
gen Ausschuss verwies. Zu vage schien
ihm trotz Vorverhandlungen die Zu-
stimmung besonders seiner sozialde-
mokratischen Kollegen. Am Dienstag
gab es nun den zweiten Aufschlag für
die Debatte, am heutigen Mittwoch
folgt die Abstimmung. Diesmal scheint
es dem EU-Berichterstatter und Vor-
sitzenden des Handelsausschusses,
Bernd Lange (SPD), gelungen, Kon-
servative und Sozialdemokraten in ein
Boot zu holen.
Hauptstreitpunkt zwischen den

beiden Fraktionen, die zusammen die
Mehrheit im Parlament stellen, waren
die umstrittenen Klagerechte für In-
vestoren: Während Konservative für
hohen Anlegerschutz streiten, wollen
Sozialdemokraten angesichts massi-
ver Proteste am liebsten gar keine pri-
vaten Schiedsgerichte (ISDS) mehr
und sehen eine Chance in deren zu-
künftiger Umgestaltung zu internati-
onalen Handelsgerichtshöfen. EU-
Kommissarin Cecilie Malmström hat-
te einen entsprechenden Vorschlag
gemacht. Abgeordnete beider Frakti-
onenwarben für den Kompromiss, der
eine »ausgezeichnete Grundlage für
weitere Verhandlungen« sei, so der
sozialdemokratische Abgeordnete
David Martin. Die S&D-Gruppe lob-
ten in der knapp vierstündigen De-
batte vor allem die Verankerung von
ILO-Kernarbeitsnormen als Verhand-
lungsmandat, auch beim ISDS habe
man »Fortschritte gemacht«.

Ska Keller, EU-Abgeordnete der
Grünen, sprach von einem »faden-
scheinigen Kompromiss«: »Hier wer-
den zwei Positionen zusammenge-
klatscht, die unvereinbar sind«, sagte
sie amDienstag in Straßburg. Zwar sei
vorgesehen, die Schiedsgerichte zu
ersetzen, »doch was mit einem ›neu-
en System‹ gemeint ist, wird noch
nicht einmal im Ansatz erklärt«. Grü-
ne und Linke lehnen ISDS grundsätz-

lich ab. »Was wir stattdessen brau-
chen, sind gemeinsame Vereinbarun-
gen zur Förderung des regionalen
Handels, zur Bekämpfung von Aus-
beutung in den globalen Produkti-
onsketten, zur Bekämpfung von Um-
weltdumping. TTIP ist darauf die fal-
sche Antwort«, sagte der linke EU-Ab-
geordnete Helmut Scholz. Er warb für
einen Änderungsantrag, in dem »die
Aufnahme von Mechanismen für die

Beilegung von Streitigkeiten zwi-
schen Investoren und Staaten in das
TTIP« abgelehnt wird, »da andere
Möglichkeiten zur Durchsetzung des
Investitionsschutzes – beispielsweise
innerstaatliche Rechtsmittel – zur
Verfügung stehen«. Ähnlich hatte sich
im April auch der EU-Rechtsaus-
schuss mit knapper Mehrheit positio-
niert. In seiner Stellungnahme sah der
Vertreter des Ausschusses, Dietmar
Köster (SPD), im ISDS weiterhin den
»entscheidenden Schwachpunkt«.
Auch nationalistische und rechts-

extreme Fraktionen sprachen sich ge-
gen Klagemöglichkeiten für Investo-
ren und TTIP generell aus.
EU-Kommissarin Malmström nutz-

te die Debatte, um im Parlament für
ihren Kompromiss zu werben. Das Ab-
kommen sei eine »historische Chan-
ce«, ISDS aus Handelsabkommen zu
werfen. Ihr Plan ist, langfristig private
Schiedsgerichte durch internationale
Handelshöfe zu ersetzen. So sieht es
auch der Lange-Bericht vor, nach dem
die EU-Verhandler »eine dauerhafte
Lösung für die Beilegung von Strei-
tigkeiten zwischen Investoren und
Staaten« vorschlagen sollen, »bei der
zur Beilegung der Investor-Staat-
Streitigkeiten nicht auf private
Schiedsgerichte zurückgegriffen
wird«. Am Mittwoch wird zunächst
über diesen Vorschlag abgestimmt.
Sollte er angenommen werden, fallen
alle weiteren Änderungsanträge zum
Thema ISDS weg. Bindend für die EU-
Kommission ist das Ergebnis nicht, es
konkretisiert die Bedingungen, unter
denen das EU-Parlament den Vertrag
annehmen würde.
Für bereits verhandelte Abkom-

men könnte die Debatte jedoch Aus-
wirkungen haben. Auch in den Han-
delsabkommen zwischen der EU und
Kanada (CETA) sowie mit Singapur
sind ISDS verankert. Beide müssten
nun mit großer Mehrheit abgelehnt
werden. So sagte es auch Joachim
Schuster (SPD): »ISDS wie bisher leh-
nen wir ab. Damit ist klar, sie sind so
nicht zustimmungsfähig.«

Unterschiedliche Kritik von linken EU-Abgeordneten an TTIP. Foto: dpa/Patrick Seeger

Mutterglück
und
Teilzeitjob
Studie: Frauen winkt nach
der Geburt des Kindes vor
allem viel Familienarbeit

Berlin. Fast die Hälfte der Eltern
wünscht sich, dass sie Familien-
und Berufsarbeit gleichmäßiger
untereinander aufteilen können.
Das ist eines der zentralen Er-
gebnisse einer Allensbach-Um-
frage, die das Institut für Demos-
kopie und Bundesfamilienminis-
terin Manuela Schwesig (SPD) am
Dienstag in Berlin vorstellten.
Diesen Wunsch zu verwirklichen,
ist aber nur einem Drittel der Paa-
re möglich.
Die meisten Eltern wechseln der

Umfrage zufolge nach der Geburt
des ersten Kindes auf das Modell:
Vater Vollzeit – Mutter Teilzeit (55
Prozent). Vor der Geburt sind 71
Prozent der Paare in Vollzeit er-
werbstätig, nach der Geburt 15
Prozent. Etwa jede fünfte Mutter
(17 Prozent) gibt die Berufstätig-
keit nach der Geburt des ersten
Kindes ganz auf.
An der Arbeit selbst liegt der

Rückzug der Frauen nicht. 79 Pro-
zent derMütter und 72 Prozent der
Väter geben an, der Job habe ih-
nen Freude gemacht, als sie noch
keine Kinder hatten. Bedeutsam
für die Aufgabenverteilung nach
der Geburt sind vielmehr die Be-
treuungssituation und das Ein-
kommen. 70 Prozent der Paare er-
klärten, die Betreuungsmöglich-
keiten hätten den Ausschlag dafür
gegeben, dass die Mutter in Teil-
zeit geht. Bei 60 Prozent ist das
Einkommen entscheidend. Da der
Mann mehr verdient, behält er sei-
ne Vollzeittätigkeit, die Frau geht
auf Teilzeit herunter.
Das Institut für Demoskopie Al-

lensbach hat für die Studie mehr
als 3000 Mütter und Väter be-
fragt, die mit kleinen Kindern un-
ter sechs Jahren zusammenleben.
epd/nd Kommentar Seite 4

Kind oder Karriere
Studie: Frauen in Führungspositionen meist unverheiratet

Noch immer haben es Frauen weit-
aus schwerer als Männer, in Chef-
etagen vorzurücken. Ein wichtiger
Grund ist dabei die Doppelbelas-
tung durch Beruf und Familie.

Von Simon Poelchau

Kind und Karriere – für viele Frauen
sind dies immer noch unvereinbare
Gegensätze. »Zwar sind in den ver-
gangenen Jahren immer mehr Frau-
en in Führungspositionen gekom-
men, doch gibt es keinen Anlass sich
auszuruhen«, sagt Elke Holst vom
Deutschen Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW). Dort ist sie als For-
schungsdirektorin Gender Studies
die Expertin in Sachen Gleichstel-
lung und Geschlechterforschung.
Zusammen mit zwei weiteren For-
scherinnen erstellte sie den »Füh-
rungskräfte-Monitor 2015«, der am
Dienstag veröffentlicht wurde.
Demnach waren im Jahr 2013

rund 29 Prozent der leitenden An-
gestellten Frauen. Dies sind zwar sie-
ben Prozent mehr als im Jahr 2001.
»Seit Mitte der 2000er Jahre hat sich
der Anstieg jedoch verlangsamt«, so
Holst. Zudem verwendet sie in ihrer
Studie eine relativ breite Definition
von Führungskräften. Demnach sind
in der Privatwirtschaft nicht nur sol-
che Angestellte Führungskräfte, die
umfassende Führungsaufgaben ha-
ben oder in sonstigen Leitungsfunk-
tionen arbeiten, sondern auch jene,
die hoch qualifizierte Tätigkeiten
ausüben. Auf knapp vier Millionen
Angestellte trifft dies hierzulande zu.
Dabei sitzen Frauen meist auf

schlechteren Führungspositionen als
Männer. So sind ihnen mit durch-
schnittlich 20 Mitarbeitern deutlich
weniger unterstellt als den männli-
chen Kollegen (27 Untergebene).
Auch macht die Verdienstlücke im
Durchschnitt 20 Prozent aus. Nimmt
man für deren Berechnung indes den
sogenannten Median, also jenen

Verdienst, bei dem genau die eine
Hälfte mehr und die andere weni-
ger verdient, so beträgt die Ein-
kommenslücke sogar 29 Prozent.
Ein wichtiger Grund, warum

Frauen in Führungspositionen noch
immer in der Minderheit sind, dürf-
ten ihre langen Arbeitszeiten sein.
Mit durchschnittlich 45 Wochen-
stunden arbeiten sie nur eine Stun-
de weniger als ihre männlichen
Chefkollegen, wobei sowohl Män-
ner als auch Frauen gerne ihre Ar-
beitszeit um sieben bis acht Wo-
chenstunden verkürzen würden.
Doch während es bei den Män-

nern wohl eher darum geht, etwas
mehr unbeschwerte Zeit mit den Kin-
dern zu verbringen, wollen Frauen
die Doppelbelastung von Beruf und
Familie etwas mindern. »Auch in
Führungsetagen wird die Hausarbeit
noch sehr traditionell gestaltet«, er-
klärt Mitautorin Anne Busch-Heiz-
mann. So leisten etwa 82 Prozent al-
ler vollzeiterwerbstätigen Frauen in
Führungsposition neben ihrer Arbeit
im Büro an Werktagen mindestens
noch eine Stunde Hausarbeit. Bei
Männern sind es nur 54 Prozent.

Das hat Auswirkungen auf den
Lebensstil der Frauen in Chefeta-
gen: Sie haben weitaus seltener
Kinder als ihre Vorstandskollegen.
71 Prozent von ihnen leben ohne
Kinder unter 16 Jahren in einem
Haushalt, bei den Männern sind es
lediglich 63 Prozent. Zudem sind
weniger als die Hälfte der Füh-
rungsfrauen verheiratet, während
es bei denMännern 62 Prozent sind.
Dafür ist der Anteil der Frauen in
den Chefetagen, die Singles sind,
mit 20 Prozent höher als jener der
Männer.
Forscherin Holst schlägt deshalb

einen Fünf-Punkte-Plan vor, mit dem
mehr Frauen in Führungspositionen
gehievt werden sollen. Demnach sol-
len die Unternehmen nicht nur ihre
interne Kultur ändern sowie leitende
Positionen transparenter besetzen. Es
soll zum Beispiel auch die Personal-
entwicklung auf verschiedene Le-
benslaufmodelle und die Vereinbar-
keit von Beruf und Familie ausge-
richtet werden. Schließlich beginnt
die Karriere meist im selben Alter, in
dem auch eine Familie gegründet
wird.

Nur knapp jede dritte Führungskraft ist weiblich. Foto: dpa/Rolf Vennenbernd

Minimalinvasive Reform
Erbschaftsteuer: Firmenprivilegien kaum angetastet

Der Aufschrei der Wirtschaftsver-
bände hat sich gelohnt: Die von der
schwarz-roten Koalition geplante
Erbschaftsteuerreform behält die
meisten Ausnahmen bei.

Von Kurt Stenger

Nach dem bisherigen Erbschaftsteu-
errecht müssen dank großzügiger
Ausnahmebestimmungen nur die al-
lerwenigsten Unternehmensnachfol-
ger zahlen, wenn sie den Betrieb lan-
ge genug weiterführen und die Be-
schäftigten halten. Das Bundesver-
fassungsgericht hatte dies Ende 2014
für grundgesetzwidrig erklärt und
schärfere Regeln vor allem für für
größere Unternehmen gefordert. Sol-
che Firmenerben dürften nur dann
verschont werden, wenn sie in einer
»Bedürfnisprüfung« nachweisen, dass
sie die Steuer nicht verkraften.
Nach einigem Hin und Her hat sich

die Koalition amMontagabend auf ei-
ne Neuregelung geeinigt, die einen
früheren Entwurf aus dem Hause von
Finanzminister Wolfgang Schäuble
abschwächt. Grundsätzlich wird Un-
ternehmensvermögen weiterhin von
der Erbschaftsteuer verschont, wenn
der Nachfolger den Betrieb weiter-
führt und Beschäftigung sichert. Tut
er dies fünf Jahre lang, gibt es einen
Abschlag von 85 Prozent, nach sie-
ben Jahren sogar von 100 Prozent.
Neu hingegen ist, dass die Nach-

folger ab einer Summe von 26 Milli-
onen Euro je Erbfall ihre privaten
Vermögensverhältnisse aufdecken
müssen – in einem früheren Refe-
rentenentwurf sollte die Grenze aber
schon bei 20 Millionen liegen. Bei Fa-
milienunternehmen mit Kapitalbin-
dungen liegt diese Schwelle jetzt bei
52 Millionen statt bei 40 Millionen
Euro. Jenseits dieses Schwellenwer-
tes kommt es zu einer »Bedürfnis-
prüfung«. Wer nur hauptsächlich be-
trieblich genutztes Vermögen hat,
profitiert von den Verschonungsre-

geln, aber wenn er hohe Finanzre-
serven, teure Immobilien und wert-
volle Kunstwerke besitzt, muss er
entsprechend mehr Steuern zahlen.
Privates Vermögen kann nur bis zur
Hälfte herangezogen werden.
Wer die Einbeziehung des Privat-

vermögens nicht will und den Blick
des Fiskus in die Bücher scheut, kann
auf ein Abschmelzmodell zurück-
greifen. Dann würde ein geringerer
Teil des Unternehmensvermögens
von der Steuer verschont und der
Steuerrabatt bei Weiterführung des
Betriebs beträgt maximal 35 Prozent.
Unterhalb dieser Grenzen kann der

Erbe oder Beschenkte künftig weiter
automatisch in den Genuss der Ver-
schonung kommen. Wenn das Un-
ternehmen lange genug weiterge-
führt und Arbeitsplätze erhalten wer-
den, entfällt die Erbschaftsteuer
größtenteils oder komplett.
Bisher müssen Unternehmen mit

bis zu 20 Beschäftigten nicht nach-
weisen, dass sie die üblichen Aufla-
gen für die Lohnsumme einhalten, um
von dem üppigen Steuerrabatt zu
profitieren. Wie von Schäuble ge-
plant, gilt das künftig nur noch für
Betriebe mit bis zu drei Mitarbeitern.
Danach gibt es nach Beschäftigten-
zahl gestaffelte Auflagen, wie hoch
die Lohnsumme über einen längeren
Zeitraum nach dem Erbe sein muss,
um von den Steuerprivilegien profi-
tieren zu können.
Bislang hatten Erben Teile ihres

Privatvermögens dem Schein nach als
Betriebsvermögen ausgewiesen und
von den Steuerrabatten für Firmen
profitiert. Künftig können nur Ver-
mögenswerte im Unternehmen ver-
schont werden, die dem Hauptzweck
nach betrieblich genutzt werden.
Hinzu kommt ein pauschaler Auf-
schlag für Finanzreserven.
Minister Schäuble bezeichnet die

Reform als »minimalinvasiv«. Und
tatsächlich gibt es lediglich punktu-
elle Änderungen.
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Beim Riestern profitieren
vor allem Wohlhabende

Frankfurt amMain. Ein großer Teil
der staatlichen Riester-Fördergel-
der landet einem Zeitungsbericht
zufolge bei Personen mit deutlich
überdurchschnittlichem Einkom-
men. Wie die »Frankfurter Allge-
meine Zeitung« berichtet, geht das
aus einer Studie von Forschern des
Deutschen Instituts für Wirt-
schaftsforschung (DIW) und der
Freien Universität Berlin hervor.
Demnach entfallen 38 Prozent der
Gesamtförderung auf die oberen
zwei Zehntel der verfügbaren Ein-
kommen in der Gesamtbevölke-
rung. Grundlage der Studie sind
Statistiken der Bundesbank. Von
den 2,79 Milliarden Euro Förder-
geld, die der Staat im Jahr 2010 –
auf das sich die Untersuchung be-
zieht – ausgeschüttet hat, entfie-
lenmehr als eineMilliardeEuro auf
Menschen, die mehr als 60 000
Euro Nettoeinkommen im Jahr
hatten. Auf die unteren beiden
Zehntel der Einkommensbezieher
entfielen demnach nur sieben Pro-
zent der Gesamtfördersumme. Das
Ergebnis sei erstaunlich, weil die
Riester-Zulage von 154 Euro für
eine Einzelperson im Jahr gerade
Klein- und Mittelverdienern zu-
gutekommen sollte, berichtet das
Blatt. «Man braucht aber offenbar
ein gewisses Einkommen, um sich
die Teilnahme an der Riester-Ren-
te überhaupt leisten zu können«,
betonte FU-Ökonom Johannes Kö-
nig. dpa/nd

Samsung erwartet
erneut Gewinnrückgang
Seoul. Der langjährige Smart-
phonemarktführer Samsung er-
wartet für das zweiteQuartal 2015
erneut einen Gewinnrückgang.
Der operative Gewinn in den Mo-
naten April bis Juni werde auf 6,9
Billionen Won (etwa 5,5 Milliar-
den Euro) geschätzt, hieß es am
Dienstag im Ergebnisausblick des
führenden südkoreanischen
Elektronikunternehmens. Das
wäre im Jahresvergleich ein Rück-
gang um vier Prozent. Nach Ein-
schätzung von Analysten blieb
Samsung beim Absatz seiner neu-
en Flaggschiffsmartphones Gala-
xy S6 und S6 Edge unter den Er-
wartungen. dpa/nd

Dutzende tote Rinder auf
Bauernhof entdeckt
Behrendorf. Auf einem Bauern-
hof in Nordfriesland sind min-
destens zwei Dutzend vernach-
lässigte Rinder verendet. Von den
Tierkörpern seien einige schon
verwest gewesen, teilte die Poli-
zei am Dienstag mit. In Ställen ha-
be der Kot eine Höhe von 40 Zen-
timetern erreicht. Noch lebende
Rinder seien bei einer Routine-
kontrolle am Donnerstag vergan-
gener Woche in erbärmlichem
Zustand gewesen. Die Kontrol-
leure fanden bislang 25 verende-
te Rinder und 3 tote Schafe. Es sei
mit noch mehr Kadavern zu rech-
nen, sagte ein Sprecher des Um-
weltschutzdienstes der Polizei.
Dem Besitzer sei das Halten von
Schafen und Rindern verboten
worden. Gegen ihn sei ein Ver-
fahren nach dem Tierschutzge-
setz eingeleitet worden. Ihm
drohten eine Geldstrafe oder bis
zu drei Jahre Haft. dpa/nd

American Apparel
schließt Filialen
New York. Der Modehersteller
American Apparel, der seit Jahren
gegen sinkende Umsätze kämpft,
will Filialen schließen und Stellen
streichen. In den kommenden 18
Monaten wolle das Unternehmen
30 Millionen Dollar (27 Millionen
Euro) einsparen, teilte American
Apparel am Montag mit. Einzel-
heiten nannte das Unternehmen
nicht. Es hat 239 Filialen in rund
20Ländern, 135davon in denUSA.
Rund 10 000 Menschen arbeiten
für die Firma. American Apparel
legt in seinen Kampagnen großen
Wert auf die Feststellung, aus-
schließlich in den USA zu produ-
zieren – und nicht wie die Kon-
kurrenz in Niedriglohnländern in
Asien. AFP/nd

Frankreichs arme Kinder
Kinderhilfswerk warnt vor dramatischen Folgen weiterer Ausgrenzung
In Frankreich leben mehr als drei
Millionen Kinder unter der Ar-
mutsschwelle. UNICEF schlägt nun
Alarmund drängt auf politische An-
strengungen.

Von Andrea Klingsieck, Paris

Für ein Land, das sich das Ziel der
Gleichheit als Devise auf alle Rathäu-
ser geschrieben hat, könnte die Bi-
lanz kaum düsterer sein. In seinem
jüngsten Bericht zur Lage der Kinder
in Industrieländern zieht das Kinder-
hilfswerk UNICEF eine für Frankreich
alarmierende Bilanz und appelliert an
die Regierung, sich stärker für die
Umsetzung der 1990 unterzeichneten
UN-Kinderrechtskonvention zu enga-
gieren. Dem Bericht zufolge lebt in
Frankreich jedes fünfte Kind unter der
Armutsgrenze; das sind mehr als drei
Millionen Minderjährige. 31 000 Kin-
der sind obdachlos, etwa 9000 leben
in regelrechten Slums. Im Jahr 2013
musste die Sozialambulanz »Samu so-
cial« 29 000 Familien mit Kindern be-
herbergen – vier Mal so viel wie noch
2004. Infolge der Wirtschaftskrise in
der Europäischen Union sind zwi-
schen 2008 und 2012 zusätzlich rund
440 000 Kinder mit ihren Eltern un-
ter die Armutsgrenze abgerutscht.
Vergleicht man die Kinderarmuts-
quoten weltweit, liegt Frankreich mit
18,6 Prozent auf dem 30. Platz – zwi-
schen Ungarn und Mexiko.
Der UNICEF-Bericht beklagt ins-

besondere die Lebensbedingungen
unbegleiteter minderjähriger Auslän-
der und jener Minderjährigen, die in
Slums hausen. Zwischen 8000 und
10 000 Betroffene vermuten die So-
zialwissenschaftler, doch »diese Kin-
der sind unsichtbar, sie werden von
den staatlichen Statistiken nicht er-
fasst«. Ihrer Grundrechte beraubt, sei-

en diese Minderjährigen »besonders
verwundbar« und werden permanent
diskriminiert. »Unser Bericht ist ein
Warnschrei, um die französischen Be-
hörden dazu zu bewegen, schneller
und effizienter im Interesse jedes ein-
zelnen Kindes zu handeln«, erklärt
Michèle Barzach, Leiterin von UNICEF
Frankreich.
Nach Ansicht des Hilfswerks wer-

den die Lebensumstände und die mit
Armut meist einhergehende soziale
Ausgrenzung zahlreicher Kinder zu-

dem vom Schulsystem nicht ausrei-
chend berücksichtigt. Dem Bericht zu-
folge »vertieft« das Schulsystem die
»sozialen Ungleichheiten« zusätzlich.
Dazu tragen auch die steigenden ter-
ritorialen Unterschiede und eine star-
ke Konzentration extremer Armut in
manchen Städten und Vororten bei.
Die finanziellen Hilfen vonseiten des
Bildungssystems sind lächerlich ge-
ring. Die Sozialfonds der Schulen, mit
denen besonders arme Familien un-
terstützt werden können, haben sich

zwischen 2002 und 2012 von 73 auf
32 Millionen Euro geleert. Es fehlt an
Schulärzten, Krankenschwestern und
Sozialarbeitern. Das Stipendium für
bedürftige Schüler beläuft sich auf
maximal 357 Euro pro Jahr, das heißt
1,98 Euro pro Tag – was in der Regel
nicht einmal die Kosten für das Schul-
essen deckt.
Infolge der stark sinkenden staat-

lichen Unterstützung werden zahl-
reiche Gemeinden im nächsten Schul-
jahr den Preis der Schulkantine erhö-

hen müssen. In Toulouse beispiels-
weise war die Schulkantine für die
ärmsten Familien bisher kostenlos. Ab
sofort werden auch diese mehr als ei-
nen Euro pro Mahlzeit zahlen müssen
– eine wegen des französischen Sys-
tems der Ganztagsschule quasi un-
umgängliche Mehrausgabe.
Ein weiterer Anlass für »große Be-

sorgnis und Enttäuschung« ist für
UNICEF die aktuelle Jugendge-
richtsbarkeit in Frankreich und das
Ausbleiben einer grundlegenden Re-
form des Systems. So habe die Re-
gierung trotz ihrer Versprechen noch
immer nicht die speziellen Strafge-
richte für Minderjährige abgeschafft.
Die schrittweise Anpassung der Ge-
richtsbarkeit der Jugendlichen hin zu
jener der Erwachsenen, wie sie in den
letzten fünfzehn Jahren vollzogen
wurde, stehe in krassem Wider-
spruch zu den Prinzipien der UN-Kin-
derrechtskonvention.
Um die »große Kluft zwischen den

bereits existierenden Gesetzen und
deren Umsetzung« wenigstens an-
satzweise zu überbrücken, hat
UNICEF 36 konkrete Empfehlungen
ausgearbeitet. Die Organisation for-
dert unter anderem einen gleichen
Zugang zu Schulausbildung für alle,
insbesondere für unbegleitete min-
derjährige Ausländer und obdachlose
Kinder. Auch solle die Regierung die
Mittel für den Kampf gegen den vor-
zeitigen Schulabbruch besser vertei-
len. Derzeit brechen pro Jahr 140 000
Jugendliche die Schule ohne Ab-
schluss ab. Auch müsse es mehr An-
laufstellen für hilfsbedürftige Min-
derjährige geben. Dies bedeute nicht
zwingend Mehrkosten, so UNICEF:
»Die bereits existierenden Finanz-
mittel könnten schlicht besser und ef-
fizienter eingesetzt werden«, versi-
chert Barzach.

Roma-Kinder in einem Camp des Pariser Vorortes Villeneuve-Saint-Georges Foto: AFP/Jacques Demarthon

Gefährliche Niedrigstrahlung
Studie überprüft Krebsrisiko bei 300 000 AKW-Arbeitern – auch geringe radioaktive Belastung ist demnach schädlich

Nicht nur hohe Strahlendosen kön-
nen die Gesundheit gefährden und
Krebs auslösen. Zu diesem Ergeb-
nis kommt eine neue Studie.

Von Reimar Paul

Er wurde von anderen Wissenschaft-
lern belächelt und verhöhnt, von sei-
ner Universität mit zeitweisem Be-
rufsverbot belegt und vom Staat mit
Strafprozessen überzogen. Der Bre-
mer Physikprofessor und radikale
Atomkraftgegner Jens Scheer (1935
– 1994) stand mit seiner Auffassung,
dass schon kleinste Dosen radioakti-
ver Strahlung Krebs und andere
Krankheiten auslösen könnten, zu
Lebzeiten so gut wie alleine. Unter-
stützung erfuhr er allenfalls durch
seinen – inzwischen ebenfalls ver-
storbenen – Kollegen Ernest J.
Sternglass. Der 1938 aus Deutsch-
land emigrierte Sohn jüdischer El-
tern machte seit den 1960er Jahren

in den USA auf die Gefahren der so-
genannten Niedrigstrahlung auf-
merksam. Zugehört wurde ihm nicht.
Doch Scheer und Sternglass hatten

wohl Recht. Schon 2007 zeigte die
KiKK-Studie des Deutschen Kinder-
krebsregisters, dass Kinder im Umfeld
von AKW vermehrt an Leukämie er-
kranken. Und im vergangenen Jahr
stellten Forscher fest, dass schon eine
leicht erhöhte Hintergrundstrahlung
das Risiko für Leukämie und Hirntu-
more bei Kindern verdoppelte.
Die bisher größte Studie zu die-

sem Thema an mehr als 300 000
AKW-Arbeitern belegt nun: Es gibt
keine unschädliche Dosis. Schon ge-
ringste Belastungen durch Strahlung
reichen aus, um das Leukämie- und
Lymphkrebsrisiko zu erhöhen. Ent-
gegen der gängigen Lehrmeinung gibt
es dabei keine Untergrenze, eine an-
haltende Niedrigdosis wirkt genauso
krebserregend wie eine einzige hö-
here Akutbelastung.

Ein internationales Wissenschaft-
lerteam um Klervi Levraud vom fran-
zösischen Institut für Strahlenschutz
und Reaktorsicherheit wertete für die
neue Studie die Gesundheitsdaten
von rund 308 000 Beschäftigten aus,
die in Frankreich, Großbritannien
und den USA jeweils mindestens ein
Jahr lang in AKW gearbeitet hatten.
Weil diese Arbeiter Dosimeter tra-

gen müssen und die Werte registriert
werden, ließ sich im Nachhinein er-
rechnen, welcher radioaktiven Be-
lastung sie ausgesetzt waren. Die For-
scher ermittelten, wie viele Arbeiter
an einer Leukämie oder einem Lym-
phom erkrankten und wie viele da-
ran starben. Ihre Daten reichten da-
bei bis zu 60 Jahre weit zurück.
Dabei war die Strahlenbelastung

der Kraftwerksarbeiter im Durch-
schnitt relativ gering. Sie lag pro Jahr
nur etwa 1,1 Millisievert über der
mittleren Hintergrundstrahlung, die
zwei bis drei Millisievert beträgt. Ins-

gesamt hatten die Beschäftigten
durchschnittlich 16 Millisievert zu-
sätzliche Belastung angesammelt.
Trotz der eigentlich geringen Ex-

position starben im Untersuchungs-
zeitraum 531 Arbeiter an Leukämie,
814 an Lymphkrebs und 293 an an-
deren Krebsarten, wie die Wissen-
schaftler im Online-Fachmagazin
»Lancet Haematology« berichten. Das
sind deutlich mehr als statistisch zu
erwarten war: Da im Bevölkerungs-
mittel die Leukämierate bei 4,3 pro
10 000Menschen liegt, hättennur 134
Arbeiter an Blutkrebs sterben dürfen.
»Das ist eine solide, ungewöhnlich

umfangreiche Studie zu den Folgen
einer lang anhaltenden, sehr niedri-
gen Belastung mit ionisierenden
Strahlen«, urteilt Jørgen Olsen vom
dänischen Krebsforschungszentrum in
Kopenhagen in »Nature«. Die Ergeb-
nisse zeigten, dass es keine unge-
fährlichen Dosen der Strahlung gebt.
Selbst leicht erhöhte Werte können

demnach ausreichen, um das Leukä-
mierisiko zu erhöhen – wenn auch auf
den Einzelnen bezogen nur minimal.
Für die Arbeiter in AKW wird sich

dadurch vermutlich kaum etwas än-
dern. Die Grenzwerte der Internatio-
nalen Strahlenschutzkommission
ICRP für die maximale Strahlenbe-
lastung liegen für sie bei 20 Millisie-
vert pro Jahr. Die Studie weckt aber
Aufmerksamkeit für eine weitere, po-
tenziell gefährdete Berufsgruppe:
Menschen, die in der Radiologie ar-
beiten. »Diese medizinischen Ange-
stellten sind ebenfalls niedrigen Do-
sen von Röntgen- oder Gammastrah-
len ausgesetzt«, so die Forscher. Bis-
her sei eine genaue Abschätzungen ih-
res Leukämierisikos nicht möglich,
weil es keine Dosimeterdaten gebe.
Eine frühere Studie hatte festgestellt,
dass Leukämie bei Personen mit mehr
als 30-jähriger Tätigkeit in der Ra-
diologie doppelt so häufig vorkommt
wie im Bevölkerungsdurchschnitt.

Internationaler Protest gegen Uber
Mexiko-Stadt. Nach den zum Teil
gewaltsamen Protesten gegen den
Fahrdienstanbieter Uber in Frank-
reich formiert sich auch in anderen
Ländern der Widerstand gegen das
US-Unternehmen. Taxifahrerver-
bände in Lateinamerika und Spa-
nien schlossen sich am Montag zu
einerKampagnegegenUberunddas
spanische Pendant Cabify zusam-
men. »Wir starten gemeinsam eine
internationale Front gegen das il-
legale Vorgehen einiger Unterneh-
men wie Uber, die die Taxibranche
in Gefahr bringen«, sagte Daniel
Medina von den Organisierten Ta-
xifahrern von Mexiko-Stadt bei ei-
ner Telefonkonferenz in Mexiko.
»Auf dieser Front schließen wir uns
mit Spanien, Frankreich und Bra-
silien zusammen.«
Miguel Chacon von der Organi-

sation Elite Taxi aus Spanien kün-
digte für den 29. Juli Proteste vor

dermexikanischenBotschaft an, um
die mexikanischen Taxifahrer zu
unterstützen, die ein Verbot von
Uber und Cabify fordern. Uber zer-
störe in Spanien die wirtschaftliche
Grundlage der Taxifahrer, es han-
dele sich um ein Unternehmen, das
auf Schwarzarbeit fuße und seine
Fahrer schwarz bezahle, sagte der
bei der Telefonkonferenz zuge-
schaltete Chacon in Madrid.
Wie in Frankreich hatte es auch

in Mexiko, Brasilien und Kolumbien
Proteste gegen Uber gegeben. Das
Foto zeigt eineDemonstration inMe-
xiko-Stadt. Die drei Länder sind die
wichtigsten Märkte für Uber in La-
teinamerika. Taxifahrerverbände
werfen Uber unfaire Geschäftsprak-
tiken vor, weil die Fahrer keine Li-
zenzen vorweisen und andere Steu-
ern zahlen müssen und deshalb
günstigere Fahrpreise anbieten kön-
nen. AFP/nd Foto: AFP/Yuri Cortez
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IN BEWEGUNG

Wegwerfstopp für
Supermärkte
Berlin. Das Lebensmittel-Retter-
Netzwerk Foodsharing, die Aktion
Agrar sowie die Slow Food Ju-
gend Deutschland haben eine
Kampagne gegen Lebensmittel-
verschwendung gestartet. »In den
Tonnen landen wertvolle Lebens-
mittel, für deren Herstellung Men-
schen schwer gearbeitet haben und
große Mengen Rohstoffe, Wasser
und Energie verbraucht wurden«,
erklärte der Dokumentarfilmer
Valentin Thurn, Mitinitiator der
Kampagne. Jedes Jahr würden in
Deutschland 18 Millionen Tonnen
weggeworfen, damit wäre eine
Lkw-Karawane von Kapstadt nach
Berlin vollends ausgelastet, so
Thurn. Angesichts dieser Ver-
schwendung fordert die Kampag-
ne »Leere Tonne – Wegwerfstopp
für Supermärkte« ein Gesetz nach
dem Vorbild Frankreichs. Dort
müssen Supermärkte unverkaufte
Ware vergünstigt anbieten sowie
an soziale Organisationen weiter-
geben. Die Verfütterung an Tiere
soll ermöglicht werden. Was nicht
mehr für den Verzehr geeignet ist,
soll als letzte Möglichkeit energe-
tisch verwertet werden. nd

Freiheit statt Angst
in Hannover
Hannover. Bürgerrechtler und Da-
tenschützer wollen am Wochen-
ende in Hannover gegen Überwa-
chung demonstrieren (11. Juli, 13
Uhr, Kröpcke). Der Protest richtet
sich gegen die geplante Wieder-
einführung der Vorratsdatenspei-
cherung. Weitere Themen sind der
Geheimdienstskandal umNSA und
BND, die Abschwächung des Da-
tenschutzes auf EU-Ebene sowie
der allgemeine Trend zur Über-
wachung der Bevölkerung durch
Staat und Wirtschaft. Die De-
monstration ist eine von 30 Stati-
onen der bundesweiten »Freiheit
statt Angst«-Tour des Arbeitskreis
gegen Vorratsdatenspeicherung
(AK-Vorrat). nd

60 Jahre nach dem
Russel-Einstein-Manifest
Berlin. Anlässlich des 60. Jahres-
tages der Vorstellung des Russell-
Einstein-Manifests gegen Massen-
vernichtungswaffen veranstalten
kritische Naturwissenschaftler in
Berlin einen runden Tisch zur Ak-
tualität der Botschaften dieses Do-
kuments (9. Juli, 18 Uhr, Apart-
Hotel, Reinhardtstr. 27a-31). Sie
greifen damit ein Anliegen auf, das
Bertrand Russell und Albert Ein-
stein in dem Manifest formuliert
haben. Dieses beginnt mit den
Worten: »Angesichts der tragi-
schen Situation, welcher die
Menschheit gegenwärtig gegen-
übersteht, meinenwir, daß sich die
Wissenschaftler zur Aussprache
zusammenfinden sollten, um die
Gefahren, welche aufgrund der
Entwicklung der Massenvernich-
tungsmittel entstanden sind, ab-
zuschätzen.« 60 Jahre später dis-
kutieren unter anderem der frü-
here Bundesminister Egon Bahr,
der Nobelpreisträger für Chemie
Harold Kroto und der Physiker und
langjährige Pugwash-Beauftragte
Klaus Gottstein über heutige He-
rausforderungen für die Sicher-
heit. Mit Pugwash wird eine Me-
thode bezeichnet, durch die Wis-
senschaftler über Blockgrenzen
hinweg zur Beendigung des Kal-
ten Krieges und des bipolaren
Wettrüstens beigetragen haben. nd
http://natwiss.de

Ein Vierteljahrhundert Protest im Bankenviertel
Die Ordensleute für den Frieden sind der festen Überzeugung, dass der Kapitalismus mit dem christlichen Glauben unvereinbar ist

Eine Gruppe gläubiger Christen
streitet für eine gerechte Weltord-
nung – und tritt dabei Politik, Kir-
chen und Konzernen auf die Füße.

Von Mona Grosche

Wie Unruhestifter sehen sie nicht aus,
die meist älteren Damen und Herren,
die sich an diesem Tag Mitte Juni vor
der Zentrale der Deutschen Bank in
Frankfurt am Main versammelt ha-
ben. In Freizeitkleidung und zum Teil
im Habit, könnte man sie für eine
Gruppe versprengter christlicher Pil-
ger halten, die sich im Weg geirrt ha-
ben. Wären da nicht die Plakate und
Transparente, die zeigen, dass sie ge-
nau da sind, wo sie hinwollen. Seit
nunmehr 25 Jahren treffen sie sich
hier jeden ersten Donnerstag im Mo-
nat zu Mahnwachen gegen das kapi-
talistische Wirtschaftssystem.
»Diese Wirtschaft tötet« steht auf

ihren Schildern oder auch »Unser
Wirtschaftssystem geht über Lei-
chen«. »Weil wenige reich sind, sind
viele arm« mahnt ein großes Kreuz,
während eine Slumhütte, die »Villa
Armut«, die Not der Menschen im Sü-
den symbolisiert. Ein »Tor der Hoff-
nung« zeigt, dass man auch bei der
300. Mahnwache durchaus noch an
Veränderung der bestehenden Ver-
hältnisse glaubt. Kaum jemand in den
vorbeifahrenden Autos und unter den
wenigen Passanten wundert sich noch

über diese Leute, die unermüdlich den
Protest ins Bankenviertel tragen. Die
Initiative Ordensleute für den Frieden
(IOF) ist längst ein Begriff in der po-
litischen Landschaft geworden – und
das weit über Frankfurt hinaus.
Den Anstoß zu ihrem Engagement

gab der NATO-Doppelbeschluss
1979. Weil einige Ordensleute und
ihre Freunde der wachsenden Gefahr
eines Atomkriegs nicht tatenlos zu-
sehen wollten, zogen sie mit zur

Großdemonstration der Friedensbe-
wegung im Oktober 1983 nach Bonn.
Die IOF war aus der Taufe gehoben.
Fortan setzte sich die engagierte
Gruppe mit Mahnwachen am Cruise-
Missiles-Standort Hasselbach im
Hunsrück für ein Ende des Wettrüs-
tens ein. Doch auch als man die Ra-
keten abzog, legten ihre Mitglieder
nicht die Hände in den Schoß. Gera-
de durch die weltweite Arbeit ihrer
Orden hatten sie inzwischen viel über

Hintergründe von Kriegen und glo-
baler Ungleichheit gelernt. »Ohne
Gerechtigkeit für alle gibt es keinen
Frieden«, war ihre ebenso ernüch-
ternde wie grundlegende Erkenntnis.
Deshalb zogen sie mit ihrem Pro-

test weiter, vor einen anderen »Ort
des Unheils«: die Deutsche Bank. Da-
bei sehen sie diese als Symbol für die
kapitalistische Wirtschaftsordnung
insgesamt: »Wären wir in Stuttgart
gewesen, hätte es auch Daimler sein
können«, erklärt Gregor Böcker-
mann, ein ehemaliger Afrikamissio-
nar, der seit vielen Jahren bei der IOF
aktiv ist. »Wir sind der festen Über-
zeugung, dass der Kapitalismus mit
dem christlichen Glauben unverein-
bar ist«, erläutert der heute 74-jähri-
ge den Tenor ihres politischen Enga-
gements. Zwar habe man zu Beginn
der Mahnwachen noch »Schulden-
streichung für die 3. Welt« gefordert,
aber in der intensiven Auseinander-
setzung mit der Weltwirtschaftsord-
nung erkannt, dass der Kapitalismus
nicht reformierbar sei: »Der Mensch
wird geopfert für ein System, in dem
das Geld den höchsten Wert dar-
stellt«, so Böckermann.
Da die resoluten Ordensleute

schnell merkten, dass Mahnen als
Protest nicht wirklich ausreicht, set-
zen sie zusätzlich auf Aktionsformen
des zivilen Ungehorsams wie Blo-
ckaden der Tiefgarage der Deutschen
Bank 1996 oder eine Gülleaktion un-

ter dem Motto »Geld stinkt doch!«
1998. Auch in Sachen internationa-
ler Politik mischte man unter ande-
rem 2003 bei Autobahnblockaden
zum Golfkrieg oder 2007 bei Protes-
ten zum G8-Gipfel in Heiligendamm
mit. Ebenso wenig macht ihr Protest
vor der hiesigen Amtskirche halt,
denn deren Vertreter »stecken unter
einer Decke mit den Mächtigen«, wie
Böckermann betont. Zuletzt besuch-
ten sie 2009 den Limburger Dom und
entrollten außen ein riesiges Trans-
parent »Ihr könnt nicht Gott dienen
und dem Mammon«.
Unterstützung bekommt die IOF

mittlerweile von »ganz oben«. Im-
merhin kritisiert Papst Franziskus den
Kapitalismus ebenso unverblümt wie
sie. Viel Grund zur Freude ist das nach
Ansicht von Böckermann jedoch noch
nicht: »In den letzten 25 Jahren ist die
Schere zwischen Arm und Reich nicht
kleiner, sondern nur noch größer ge-
worden.« Dies sei mittlerweile auch
hierzulande deutlich spürbar: »Über-
triebener Luxus auf der einen, stei-
gende Arbeitslosigkeit und Armut auf
der anderen Seite«. Dennoch wären
Böckermann und seine Mitstreiter
wohl keine gläubigen Christen, wenn
sie bei aller Sorge nicht den Keim der
Hoffnung auf Abschaffung des Kapi-
talismus in sich trügen: »Auch wenn
nicht viel danach aussieht – ich habe
durchaus Hoffnung, dass dies noch zu
meinen Lebzeiten geschieht.«Auch außerhalb von Frankfurt mit Botschaft unterwegs Foto: IOF

»Wir feiern, dass wir leben«
Michael Zander über eine Protestparty von Behinderten und warum christliche Lebensschützer nicht eingeladen sind

Freaks, Krüppel, Verrückte, rollt,
humpelt, tastet euch vor –manmuss
selbstbewusst sein, um sich Ihrer
Einladung zur Demo anzuschlie-
ßen.
Das stimmt wohl. Wir eignen uns hier
Schmähbegriffe selbstbewusst als Ei-
genbezeichnung an.

Verletzen Angriffe dadurch weni-
ger?
Ich sehe das als kämpferisches State-
ment.

Behinderte und Menschen mit Psy-
chiatrieerfahrung wollen feiern –
gibt es wirklich Grund dafür?
In der Tat gibt es gravierende Miss-
stände in der Gesellschaft. Wir feiern
mit unserer Parade deshalb auchnicht
die gesellschaftlichen Zustände, son-
dern die Betroffenen ihr Selbstbe-
wusstsein und ihre Erfolge in ihrem
Ringen um Emanzipation. Die Bot-
schaft ist: Wir zeigen uns und feiern,
trotz all der Widrigkeiten, die es zu
überwinden gilt.

Welche Erfolge sehen Sie?
Die Ratifizierung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention in Deutschland
war ein großer Schritt. Sie schafft ei-
ne völkerrechtliche Grundlage für die
Wahrung von Menschenrechten be-
hinderter Menschen und hat inhalt-
lich viele Forderungen aus den sozi-
alen Bewegungen aufgegriffen. Das
liegt unter anderem daran, dass eine
der Verfasserinnen die deutsche Ju-
ristin Theresia Degener ist, die selber
aus der Behindertenbewegung
kommt. Die Konvention fordert von
den Vertragsstaaten, einen gesell-
schaftlichen Wandel einzuleiten, der
Teilhabe ermöglicht.

Zum Beispiel in Schulen?
Es geht um Bildung, aber auch um Ar-
beit und Leben in der Gemeinde. Be-
hinderte sollen nicht mehr abgeson-

dert in besonderen Institutionen le-
ben müssen. Die Konvention umfasst
zudem nicht nur Menschen, die wir
gewöhnlich mit dem Begriff Behin-
derung assoziieren, also körperbe-
hinderte oder Menschen mit Lern-
schwierigkeiten, sondern auch Men-
schen mit Psychiatrieerfahrung.

Wie passen »behindert« und »ver-
rückt« zusammen?
Ihr Stigma kann sehr unterschiedlich
sein. Ein Vorurteil besteht etwa da-
rin, Psychiatrisierte als potenziell ge-
fährlich anzusehen, während behin-
derte Menschen oft bemitleidet wer-
den. Beide Gruppen kennen jedoch
die Erfahrung, dass die Mehrheits-
gesellschaft sie durch Therapien an
ihre Normen anpassen will. Auch die
Ausgrenzungserfahrung verbindet
sie, zum Teil sind Behinderte und
»Verrückte« in ähnlichen Einrichtun-
gen untergebracht oder arbeiten in
Behindertenwerkstätten.

Über die Inklusion in Schulen gibt
es viele Klagen. Wie zufrieden sind
Sie mit der Umsetzung der Kon-
vention?
Die Sache ist ambivalent. Auf der ei-
nen Seite ist der Umstand, dass es
diese UN-Konvention überhaupt gibt
– Deutschland hat sich ja relativ spät
erst dazu durchgerungen – ein Er-
folg. Zugleich gibt es nun einen In-
klusionsdiskurs, der über »politische
Sonntagsreden« nicht hinausgeht und
bei dem die ausgrenzenden gesell-
schaftlichen Realitäten verschwin-
den. In Wahrheit setzt Deutschland
Inklusion in entscheidenden Berei-
chen nicht um.

Können Sie Beispiele nennen?
Die so genannten Werkstätten für
Menschen mit Behinderungen kom-
men ihrer Aufgabe nicht nach, mög-
lichst viele Leute auf den regulären
Arbeitsmarkt zu vermitteln. Es gibt

nicht genug Möglichkeiten für Be-
hinderte, in der Gemeinde zu woh-
nen, weil es zum Beispiel bundesweit
zu wenig Angebote für persönliche
Assistenz gibt. Fixierung und
Zwangsmedikamentierung in der
Psychiatrie werden in Deutschland
nicht als Misshandlung oder Folter
anerkannt. Flüchtlingen mit Behin-
derungen werden reguläre Gesund-
heitsleistungen und Sozialunterstüt-
zungen vorenthalten. All das hat auch
der Fachausschuss der Vereinten Na-
tionen in seinem letzten Bericht von
April an Deutschland kritisiert.

Zugleich gibt es das Streben, zu ver-
hindern, dass Behinderte über-
haupt geboren werden. Das Leiden
an Behinderungen spielt auch in der
Sterbehilfedebatte eine Rolle. Ha-
ben Sie den Eindruck, dass die Ak-
zeptanz von Behinderung und Be-
hinderten zugleich sinkt?

Ja, ich sehe das mit Sorge. Es gibt ei-
nen Trend zu selektiven Schwanger-
schaftsabbrüchen, wennman etwa an
den Schwangerschaftstest für Triso-
mie 21 denkt.

Konservative und Kirchen scheinen
heutzutage die besten Interessen-
vertreter von Behinderten zu sein ...
Das muss ich vehement zurückwei-
sen! Das Thema wird von christli-
chen Fundamentalisten instrumen-
talisiert, die ein totales Abtreibungs-
verbot fordern und vorgeben, sie
würden damit etwas für Behinderte
tun. Religiös-fundamentalistische
Kreise sind keine potenziellen Bünd-
nispartner, weil sie zugleich die
Rechte von Frauen und übrigens auch
von behinderten Frauen mit Füßen
treten. Es muss ein Recht auf
Schwangerschaftsabbruch geben,
zugleich muss man diese Entwick-
lung kritisch sehen, wie das feminis-

tische, säkulare aufgeklärte Kreise
auch tun.

Viele Debatten sind von Ängsten ge-
prägt und der Vorstellung, dass Be-
hinderte ein unvollkommenes, un-
glückliches Leben haben. Verste-
hen Sie solche Unsicherheiten?
Die Parade will im Grunde genau die-
ser Vorstellung entgegenwirken. Wir
feiern uns in gewisser Weise selbst.
Wir feiern, dass wir leben und zeigen
damit, dass das Leben mit Behinde-
rung nicht schlecht sein muss, wenn
die entsprechenden gesellschaftlichen
Umstände gegeben sind. Auf diese
Demonstration kommen Leute, die
man sonst nicht unbedingt auf De-
monstrationen sieht, beispielsweise
aus Behinderteneinrichtungen. Die
demonstrieren hier anders als üblich
eben nicht gleichzeitig mit demWohl-
fahrtsverband, der sie versorgt. Und
das ist, glaube ich, etwas Besonderes.

Michael Zander bereitet die Pride-
Parade »Behindert und verrückt fei-
ern« in Berlin vor. Mit dem
Aktivisten der Behindertenbewegung
sprach Ines Wallrodt.
Foto: privat

Die erste bundesweite Pride Parade fand 2013 in Berlin statt. Foto: dpa/Paul Zinken

Worum es geht
Darum geht’s: Behinderte, »Ver-
rückte« und »Normalgestörte« feiern
eine Pride-Parade (Stolz-Parade)
nach dem Vorbild der Lesben- und
Schwulenbewegung

Motto: Party statt Pathologisierung,
Kritik statt Sonntagsreden!

Wann: Samstag, 11. Juli, 16 Uhr,
Hermannplatz in Berlin

Wie viel Menschen werden erwar-
tet: einige Tausend

Wie eine barrierefreie Demo aus-
sieht: eine Aufrufversion in leichter
Sprache und zum Anhören, Überset-
zung der Redebeiträge in Gebärden-
sprache, ein Mitfahrauto für Teilneh-
mer, die erschöpft sind, Stühle zum
Ausruhen, Infos zu barrierefreien
Toiletten an der Demostrecke

Wichtige Initiativen: Arbeitskreis
mit_ohne Behinderung (ak moB),
Gen-ethisches Netzwerk, Mondkalb –
Zeitschrift für das organisierte Ge-
brechen

mehr Infos:
www.pride-parade.de nd
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NACHRICHTEN

Kevin Trapp vom Fußball-Bun-
desligisten Eintracht Frankfurt
wechselt zum französischen Meis-
ter Paris St. Germain. Der 24-jäh-
rige Torhüter soll Medienberich-
ten zufolge fünf Millionen Euro im
Jahr verdienen. Frankfurt kassiert
9,5 Millionen Euro Ablöse.

Das Skandalteam Astana ist aus
der Bewegung für einen glaub-
würdigen Radsport (MPCC) vor-
läufig ausgeschlossen worden. Der
Rennstall lässt Lars Boom bei der
Tour de France fahren, obwohl dies
bei Booms zu niedrigem Cortisol-
spiegel gegen MPCC-Regularien
verstößt. Die Welt-Antidoping-
Agentur sieht keine Sperre vor.

Budapest hat die letzte Hürde für
seine Bewerbung um die Olympi-
schen Spiele 2024 genommen.
Ungarns Parlament verabschie-
dete den Gesetzentwurf mit
151:33 Stimmen. Auch Hamburg
bewirbt sich um die Austragung.

Dirk Bauermann übernimmt das
Basketballnationalteam Irans und
soll den dreimaligen Asienmeister
zu den Olympischen Spielen 2016
in Rio de Janeiro führen.

Andrea Pirlo wechselt von Ju-
ventus Turin zu New York City FC.
In der Major League Soccer trifft
der italienische Fußballnational-
spieler auf weitere Stars wie Ka-
ká, David Villa, Frank Lampard
und Steven Gerrard. Pirlo ge-
wann zuletzt mit Juventus vier
Meistertitel in Serie und zuletzt
auch den italienischen Pokal.

Chris Fleming wird nach der Bas-
ketball-EM Assistenztrainer bei
den Denver Nuggets in der NBA.
Er darf zugleich weiter das deut-
sche Nationalteam trainieren.

Rick Zabel feierte am 45. Ge-
burtstag von Vater Erik seinen ers-
ten Sieg als Radprofi. Der 21-Jäh-
rige gewann die dritte Etappe der
Österreich-Rundfahrt. Zabel sieg-
te im Massensprint vor dem Spa-
nier Angel Vicioso. Agenturen/nd

In Zahlen

Radsport: Tour de France, 4. Etap-
pe, Seraing - Cambrai (223,5 km): 1.
Martin (Cottbus) 5:28:58 h, 2. De-
genkolb (Gera) + 3 s, 3. Sagan (Slo-
wakei) + gleiche Zeit. Gesamt: 1.
Martin 12:40:26 h, 2. Froome (Groß-
britannien + 12 s, 3. van Garderen
(USA) + 25.

Tennis: Wimbledon, Achtelfinale,
Frauen: Muguruza (Spanien) - Woz-
niacki (Dänemark) 6:4, 6:4. Männer:
Federer (Schweiz) - Bautista-Agut
(Spanien) 6:2, 6:2, 6:3, Murray
(Großbritannien) - Karlovic (Kroati-
en) 7:6, 6:4, 5:7, 6:4, Wawrinka
(Schweiz) - Goffin (Belgien) 7:6, 7:6,
6:4, Simon (Frankreich) - Berdych
(Tschechien) 6:3, 6:3, 6:2, Cilic (Kro-
atien) - Kudla (USA) 6:4, 4:6, 6:3, 7:5.

TV-Tipp

9.00 - 13.00 Eurosport: Sommeruni-
versiade in Gwangju. 14.15 - 17.45
Eurosport, 16.05 - 17.25 ARD: Rad-
sport: Tour de France, 5. Etappe: Ar-
ras-Amiens Métropole (189,5 km).

Ich will selbst Erfolge einfahren
John Degenkolb verpasst beim Erfolg Tony Martins seinen ersten Tour-Etappensieg

Die 4. Etappe am Dienstag verlief
über einige Pflastersteinabschnitte
von Paris-Roubaix. Sie haben die-
ses Rennen in diesem Jahr gewon-
nen und als Siegestrophäe auch ei-
nen Originalpflasterstein mit nach
Hause nehmen dürfen. Haben sie
den vor der Abfahrt zur Tour noch
einmal in die Hand genommen und
sich verabschiedet?
Nein, ich habe da jetzt nicht »Tschüss«
gesagt. Aber natürlich habe ich mich
speziell auf diese Etappe gefreut. Da
galt es einige Finessen zu zeigen, und
meine Form war auch ganz passabel.
Es hat leider nicht geklappt. Ich bin
total enttäuscht.

John Degenkolb, das ist mittler-
weile Ihre dritte Tour de France.
Gehen Sie mittlerweile gelassener
an die Rundfahrt ran?
Ja klar, man wird mit der Zeit erfah-
rener und macht sich nicht mehr so ei-
ne große Platte. Aber als ich beim Pro-
log auf die Strecke gegangen bin und
all die Zuschauer sah, da war das ein
Gefühl, als wenn ich in ein Haifisch-
becken geworfen worden wäre. Da
bleiben selbst die Erfahrensten nicht
cool. Das ist schon eine Grenzerfah-
rung. Und man muss mit dem emoti-
onalen Druck umgehen können.

Wer sind die Haie, wer das Futter?
Bitte nicht falsch verstehen. Es ist ein-
fach eine megageile Sache, wie viele
Leute hier bei der Tour an der Stre-
cke stehen. Aber man lässt sich dann
doch schnell beeinflussen und kon-

zentriert sich vielleicht nicht mehr auf
das Wesentliche, dass da zum Beis-
spiel wäre, wie schnell man durch ei-
ne Kurve gehen kann.

Viele Leute meinten, diese Etappe
geht ohnehin an Degenkolb. Haben
solche Aussagen den Druck für Sie
noch verstärkt?
Ich habe nie geglaubt, dass man die-
se Etappe so einfach mit Paris-Rou-
baix vergleichen konnte. Sie war et-
was anderes, eine andere Situation,
andere Fahrerfelder. Deshalb musste
ich mir gar keinen Druck machen.
Aber es haben natürlich viele Leute
danach gefragt. Da musste ich ant-
worten und locker bleiben.

Bei der Tour sind Sie ohne Marcel
Kittel unterwegs. Bedauern Sie das,
weil ein Kumpel nicht dabei ist und
Sie gesehen haben, wie hart eine
Entscheidung im Team ausfallen
kann? Oder sind Sie sogar froh, weil
jetzt bei Sprints für Sie gefahren
wird und sogar das Grüne Trikot als
Ziel am Horizont erscheint?
Es herrschen geteilte Gefühle in mir.
Ich bin nach meinen Siegen bei den
Frühjahrsklassikern mittlerweile in
einer Position, in der ich selbst Er-
folge einfahren möchte. Daraus brau-
che ich gar kein Hehl zu machen. Da
spielt mir in die Karten, wie es ge-
kommen ist. Ich bin aber auch trau-
rig für Marcel, dass er die Enttäu-

schung hinnehmen musste, hier nicht
dabei zu sein. Ich sehe es hier nun als
eine große Chance fürmich selbst und
hoffe, dass ich diese Chance nutzen
kann. Ich denke, im nächsten Jahr
wird Marcel wieder dabei sein und
seinen ganzen Frust in die Sprintan-
künfte stecken.

Werden Sie da noch Teamkollegen
sein?
Ich gehe mal davon aus. Wir stehen
ja beide bis Ende des nächsten Jah-
res unter Vertrag. Und ich gehe nicht
davon aus, dass die Probleme be-
züglich seiner Nichtnominierung so
groß sind, dass sie nicht lösbar wä-
ren.

Radprofi John Degenkolb fühlt sich
auf Pflastersteinen wohl. Einen sol-
chen Brocken hat der 26-Jährige aus
Gera sogar als Trophäe nach seinem
Sieg bei Paris-Roubaix zu Hause. Für
die 4. Etappe der Tour, die über viele
solcher Steine rüttelte, hatte er sich
viel vorgenommen. Hinter Tony
Martin wurde er letztlich Zweiter.
Er sprach mit Tom Mustroph über
Ambitionen, Druck und einen
Teamkollegen, der fehlt.
Foto (rechts): dpa/Etienne Laurent

TOM AUF TOUR

Abschied von alten Zeiten
Tom Mustroph über
unattraktive Neuerungen

Radsport ist eine anachronistische
Angelegenheit. Es gibt mittlerweile
wesentlich schnellere Transportmit-
tel für Menschen. Der Streckenver-
lauf einer Tour de France ist zudem
alles andere als rational und effektiv.
Er verbindet sehr selten weit vonei-
nander entfernte Punkte auf kürzes-
tem Wege miteinander. Oft schlägt
der Parcours Schleifen, kehrt
manchmal gar zurück an den Aus-
gangsort.
Die Überführungsstrecken, also

die Distanzen zwischen dem Ziel der
alten und dem Start der neuen Etap-

pe summierten sich in den vergan-
genen Jahren ungefähr auf die Länge
der Tour selbst. Rechnet man hinzu,
dass die Hotels der Mannschaften
selten auf gerader Linie zwischen
Ziel- und Startort liegen, so legen die
Tourfahrer mehr Kilometer ohne Rad
als auf demselben zurück.
Ein bei aller Antiquiertheit reiz-

voller Aspekt der »Mutter aller Rad-
rennen« war bisher, dass sich die
Fahrer am Start noch tatsächlich mit
eigenhändiger Unterschrift für die
Etappe des Tages eintragen mussten.
Dies stellte zugleich einen selbst-
ständigen Autogrammgenerator dar.
In diesem Jahr wird die Tour hier
jedoch modern. Sie hat das alte Ein-

schreiberitual abgeschafft. Statt ei-
nen Stift in die Hand zu nehmen,
drücken die Fahrer jetzt nur noch auf
einen Touchscreen, auf dem dann
eine Seite mit ihrem Namen er-
scheint. »Das ist zwar modern. Aber
die alte Form war mir lieber«, sagt
Katjuscha-Profi Tiago Machado
stellvertretend für viele Fahrer.
Die Organisatoren versprechen

sich dadurch einen zusätzlichen
Schauwert. Kameras halten den Weg
jedes Fahrers zum elektronischen
Berührapparat fest. Auch wird auf
den Großleinwänden im Startareal
für das Publikum als kleine Statistik
eingeblendet, wie viele Teamkolle-
gen des aktuellen Fingerdruckabge-

bers am jeweiligen Tag schon diese
Prozedur vollzogen haben.
Die Kameras wurden erst mal

wieder abgeschaltet, da zu Beginn
der Tour manch Fahrer noch zöger-
te, nach dem alten Einschreibetisch
suchend umherblickte und partout
die Stelle zum Drücken nicht fand.
Das hat sich mittlerweile verbessert.
Radprofis sind schließlich lernfähig.
Wenn sie nicht gerade arbeiten, fah-
ren sie schließlich auch mal mit dem
Auto in den Urlaub oder zum Shop-
pen. Mit der Abschaffung des alten
Einschreiberituals hat die Tour aber
ein charmantes Überbleibsel aus al-
ten Zeiten aufgegeben. Nicht jede
Modernisierung ist attraktiv.

FifA für faire
Fußballkluft
Initiative will nachhaltiges
und soziales EM-Shirt

Von Stephan Fischer

Das Stück Stoff des Anstoßes fällt
kaum ins Gewicht: Rund 150
Gramm bringt ein modernes Fuß-
balltrikot im Schnitt auf die Waa-
ge. Der Preis wiegt dafür umso
schwerer: Für das aktuelle Trikot
der deutschen Nationalmann-
schaft sind derzeit rund 85 Euro
fällig – diesen Preis, der aufs
Gramm umgerechnet eher an
Edelmetalle denn an ein schnödes
Stück Stoff erinnert, setzten sich
auch viele Bundesligisten als Ziel.
Denn so schnöde ist so ein Funk-
tionsshirt nicht. »Fans kaufen
nicht in erster Linie ein Trikot. Sie
kaufen eine Idee«, sagt Horst
Fetzer, Professor für Modedesign
an der Hochschule für Technik
und Wirtschaft in Berlin. Diese
Ideen haben sehr viel mit Identi-
fikation zu tun – mit einem Team,
einer Nationalmannschaft, einem
Spieler oder einer Spielerin. Tri-
kots können auch mit andere
Ideenn transportieren – so will der
FC St. Pauli bei seinem Aus-
wärtstrikot mit einer regenbo-
genfarbenen Applikation am Är-
mel ein Zeichen gegen Homo-
phobie setzen.
Ein Trikot kann aber auch ein

Zeichen gegen unfaire Produkti-
onsbedingungen in der Textil-
branche setzen – das wollen die

»Fans in fairen Anziehsachen (Fi-
fA)« mit einem Crowdfunding-
Projekt zur nächsten Europa-
meisterschaft 2016 in Frankreich
zumindest versuchen.
Bei Fußballtrikots kommt es

bisher vor allemauf dasDesignund
die Funktionalität an, auch wenn
die wenigsten Käufer darin selber
Fußball spielen. Faire Herstellung,
die außerdem die Umwelt nicht so
belastet, sind dagegen noch selten
Thema, auch wenn einzelne Her-
steller zur letzten Männer-Welt-
meisterschaft in Brasilien damit
warben, dass der Kunststoff für die
Shirts aus Recyclingmaterialien
gewonnen wurde. Die »FifA« legt
bei ihrem Projekt den Fokus ge-
nau auf diese beiden Themenfel-
der. Ihr Ziel: bis zur EM im nächs-
ten Jahr ein Shirt zu produzieren
und zu verkaufen, dass nach bes-
ten sozialen und ökologischen
Standards produziert wird. Auf der
Crowdfunding-Plattform Startnext
versuchen sie, andere Menschen
für die Idee zu gewinnen und bit-
ten um Spenden zur Anschubfi-
nanzierung. Das Trikot selbst soll
aus nachhaltigen Rohstoffen, die
ökologisch angebaut sind, gefer-
tigtwerden.GroßenWert legen die
Initiatoren auf sichere Arbeitsbe-
dingungen und faire Löhne für die
ArbeiterinnenundArbeiter, die das
Shirt in der Türkei nähen sollen.
Garantieren soll dies das Label
»GOTS«, »Global Organic Textile
Standard«.
Felix Päfflin, einer der vier Ini-

tiatoren, ist Fußballfan. Ein offizi-
elles Trikot würde er trotzdem
nicht tragen – zu viel Kommerz und
zu wenig ökologische und soziale
Fairness stecken für ihn in dem
Stück Stoff. Die Debatte über die
Preise und die Kosten für Trikots
entspann sich zuletzt 2014 nach
dem WM-Titel für Deutschland.
Trikothersteller Adidas verlangt
84,95 Euro für das Shirt, der Ge-
winn für denKonzern liegt bei rund
16 Euro. Wenn es über den fir-
meneigenen Onlineshop bestellt
wird, sogar bei rund 37 Euro, er-
rechneten Marktforscher. Der An-
teil der Näherin in China dürfte bei
rund 50 Cent liegen – und damit
für den fränkischen Sportartikel-
hersteller kaum ins Gewicht fal-
len.

www.startnext.com/fans

»Fans kaufen nicht
in erster Linie ein
Trikot. Sie kaufen
eine Idee.«
Horst Fetzer, Professor für
Modedesign HTW Berlin

Hambüchen gewinnt auf den letzten Drücker
Ausnahmeturner gewinnt doch noch Gold bei der Universiade, kurz bevor er für die Studentenspiele zu alt wird

Turner Fabian Hambüchen hat sei-
ne Rolle als Mitfavorit am Reck bei
den Olympischen Spiele 2016 un-
terstrichen. Bei der Universiade in
Gwangju war er selbst von den star-
ken Japanern nicht zu bezwingen.

Von Frank Thomas, Gwangju

Erst der gewohnte Urschrei, dann die
geballte Faust: 17 Tage nach seinem
Sieg bei den Europaspielen in Baku
hat Fabian Hambüchen erstmals auch
bei einer Universiade gewonnen. Im
südkoreanischen Gwangju sicherte
sich der deutsche Ausnahmeturner
den Titel der Studentensportler am
Reck. »Das war einfach nur cool. Die-
ser Sieg hat für mich einen sehr ho-
hen Stellenwert, weil ich wegen der

Alterslimitierung hier heute meine
letzte Chance bei einer Universiade
hatte«, meinte der 27-Jährige.
Den Triumph kostete der Wetz-

larer am Dienstagabend mit Team-
gefährten in einer Bar gehörig aus.
»Im Athletendorf gibt es ja keinen Al-
kohol«, begründete er schmunzelnd.
»Aber wir haben schon in der Halle
angestoßen, damit es bei der Do-
pingkontrolle besser läuft«, so Ham-
büchen. In einer starken Reckübung
mit nur kleineren Haltungsfehlern
hatte der Student der Sporthoch-
schule Köln vor allem dank seiner
Höchstschwierigkeiten dominiert, die
kein anderer Konkurrent aufweisen
konnte. Da half den beiden starken
Japanern Shogo Nonomura und Yuya
Kamoto auch die perfekte Ausfüh-

rung ihrer Übungen nichts mehr, sie
mussten mit den weiteren Podest-
rängen vorliebnehmen.
Schon vor der Universiade war

Hambüchen als »Welthochschul-
sportler des Jahres« geehrt worden
und hatte zur Eröffnung die Fahne der
deutschen Mannschaft in die Arena
getragen. Vor zwei Jahren hatte er in
Kasan zwei Silbermedaillen (Mehr-
kampf und Boden) erkämpft, war am
Reck aber im Vorkampf gescheitert.
Mit dem Erfolg unterstrich Ham-

büchen, dass er acht Jahre nach dem
GewinndesWM-Titels in Stuttgart bei
den Olympischen Spielen in Rio nach
wie vor zu den Favoriten an seinem
Spezialgerät gehört. Olympiasieger,
Welt- und Europameister Epke Zon-
derland aus den Niederlanden war

aber in Gwangju wie schon in Baku
nicht am Start. Das nächste Duell der
beiden wird bei der WM im Oktober
in Glasgow erwartet.
Am Boden belegte Hambüchen

beim Sieg des Japaners Naoto Haya-
saka den fünften Platz. Ein Schritt zu
viel nach einem Tsukahara auf der
letzten Bahn brachte ihn ins Strau-
cheln und verhinderte einen weiteren
Podestplatz. »Bei diesem Weltklasse-
niveau reicht es dann nicht«, meinte
Hambüchen. Auf den Start im Mehr-
kampffinale hatte er wegen der Fol-
gen einer Fingerverletzung verzich-
tet. Erfolgreichster Athlet der Turn-
wettbewerbe war Europameister Oleg
Wernjajew aus der Ukraine, der sich
nach dem Sieg im Mehrkampf auch
Barrengold sicherte. dpa/ndFabian Hambüchen Foto: imago/Schreyer
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Bangkok wolkig 36°
Buenos Aires heiter 18°
Chicago wolkig 23°
Delhi wolkig 38°
Dubai heiter 39°
Havanna wolkig 35°
Hongkong wolkig 36°
Johannesburg wolkig 15°
Kairo sonnig 35°
Kapstadt wolkig 18°
Las Palmas sonnig 36°
Los Angeles sonnig 22°
Mexico City Schauer 23°
Miami wolkig 33°
Moskau heiter 25°
Nairobi wolkig 27°
New York wolkig 29°
Peking sonnig 34°
Rio de Janeiro bedeckt 29°
San Francisco wolkig 18°
Seoul heiter 32°
Singapur Schauer 34°
Sydney heiter 15°
Tel Aviv wolkig 31°
Tokio Schauer 27°
Toronto wolkig 22°
Vancouver sonnig 30°

Wetter in der Region

Biowetter Pollenflug

Aussichten der nächsten Tage

04:53 Uhr SA
21:29 Uhr SU

00:09 Uhr MA
13:01 Uhr MU

Nullgradgrenze:

Heute erwärmt sich die Luft tagsüber auf 23 Grad. Dazu ziehen kaum
Wolken vorüber. Vielerorts ist es heiter. Der Wind weht mäßig bis frisch
aus westlichen Richtungen. In der Nacht lösen Wolken zuweilen die 
funkelnden Sterne ab. Dabei werden bis 14 Grad erreicht.

Bluthochdruck
Kopfschmerzen
Rheumaschmerzen
Atemwegsbeschwerden
Herzbeschwerden
Erkältungsgefahr

Brennnessel
Spitzwegerich
Gräser
Linde
Sauerampfer

des 24h-Tages

Donnerstag

13

20

SamstagFreitag

13

18

10

26

17
22

min
max

15
21

16
23

12
18

16
24

Wind in km/h

keine gering mittel

BelastungBelastung

stark

14
19

36

2800 Meter

Frankfurt

Hannover

München
Stuttgart

Mainz

Berlin

Köln Erfurt

Hamburg

Sudoku
Das Zahlenrätsel muss so vervoll-
ständigt werden, dass in jeder 
waagerechten und jeder senk-
rechten Zeile sowie in jedem der 
neun Unterquadrate jede Ziff er 
von 1 bis 9 nur einmal auftaucht.
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soEinDing.de! SUDOKU - März 2012 (http://sudoku.soeinding.de)

Sudoku Nr. 21 (standard)
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Sudoku Nr. 22 (standard)
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Sudoku Nr. 23 (standard)
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Elegant wie ein Elefant

Amritsar. Elefanten gehören zum alltäglichen
Straßenbild in Amritsar (Indien). Etwa 25 000
asiatische Elefanten leben auf dem Subkonti-
nent, einige Tausend bis heute als Nutztiere –
wie dieser bunt bemalte Bulle in Amritsar. Die
Inder verehren Elefanten, auch weil es Ga-
nesha gibt, den elefantenköpfigen hinduisti-

schen Gott, der Hindernisse beiseite schafft: Er
wird vor schwierigen Aufgaben zur Hilfe ge-
rufen. Angeblich kann man einer Inderin ein
Kompliment machen, indem man ihr sagt, sie
habe den eleganten Gang eines Elefanten.
Die indischen Lastenelefanten werden von

Mahuts geritten und gepflegt. Der Mahut ist

der Führer des Elefanten, meist lebt er jahr-
zehntelang mit dem Tier zusammen. Er sitzt
im Nacken des Tieres und steuert es mit Wor-
ten, dem Druck seiner Füßen und einem Ele-
fantenstab. Vor allem für Waldarbeiten sind
die Tiere gefragt, sie könne große Lasten si-
cher durch schwieriges Gelände transportie-

ren. Allerdings gibt es in Indien jährlich etwa
300 Todesfälle durch Elefanten – meist durch
Arbeitselefanten, die deutlich aggressiver sind
als ihre Artgenossen in freier Wildbahn. Oft
haben auch brutale und tierquälerische Ma-
huts daran ihren Anteil. nd
Foto: AFP/Narinder Nanu

NACHRICHTEN

Beim traditionellen Stiertreiben
im spanischen Pamplona haben am
Dienstag zwei US-Touristen und
ein Brite Verletzungen durch Stier-
hörner erlitten. Ein 30-Jähriger
wurde laut Angaben der Regio-
nalverwaltung von einem Stier im
Analbereich verletzt, ein 38-jähri-
ger US-Urlauber erlitt eine Stich-
verletzung unter der Achsel, ein
weiterer leichtere Verletzungen
durch ein Stierhorn. Acht weitere
Teilnehmer erlitten Gehirner-
schütterungen oder Prellungen.

Ein 14-jähriges Mädchen ist im
Salzhaff (Kreis Rostock) am Ufer
von einem Kite-Schirm am Kopf
getroffen und verletzt worden. Sie
ging mit einer Freundin am Was-
ser spazieren, als sie vom Schirm
eines Kitesurfers getroffen wurde,
so ein Sprecher der Wasser-
schutzpolizei am Dienstag. Der
Surfer verließ den Unfallort, ohne
seine Personalien zu hinterlassen.

Beim Brand eines Chemielabors
in Grabe bei Mühlhausen sind am
Dienstag zwei Frauen verletzt
worden. Eine 63-Jährige erlitt
schwerste Verbrennungen und
wurde in eine Spezialklinik geflo-
gen, so die Landespolizeiinspekti-
on Nordhausen. Es soll im Labor
zu einer Verpuffung gekommen
sein.Der dadurch ausgelöste Brand
konnte von der Feuerwehr rasch
gelöscht werden, hieß es.

Dutzende Waldbrände hüllen
derzeit Teile von Westkanada in
eine trübe Wolke, die auch Van-
couver erfasst hat. Der Himmel
über der Metropole ist seit Tagen
diesig, weil Blitzschläge und
menschliche Fahrlässigkeit bei
sommerlichen Temperaturen für
mehr als 20 größere Brände in der
Provinz gesorgt haben. Vereinzelt
mussten sogar Siedlungen eva-
kuiert werden.

Ein Politiker hat in Indien 30 Büf-
fel auf die Straße laufen lassen und
damit die Polizei stundenlang be-
schäftigt. Der Landtagsabgeord-
nete des Bundesstaates Uttar Pra-
desh sei nicht damit klar gekom-
men, dass ihn ein Tiertransporter
überholt habe, so die »Times of In-
dia« am Dienstag. Deshalb habe er
den Lastwagen wiederum über-
holt, zum Anhalten gezwungen
und die Tiere herabgetrieben. Be-
wohner hätten die grasenden Büf-
fel schnell vomStraßenrand zu sich
in den Hof geführt, so das Blatt.

Freiberg in Sachsen freut sich über
zwei kleine Chinesen namens Frei
und Berg. Die Eltern hatten sich
einst an der Freiberger Bergaka-
demie kennengelernt und die Na-
men ihrer Kinder als Liebeserklä-
rung an die Stadt ausgewählt. Der
2012 geborene Frei Fulai Shen
hatte sich im »Silbernen Buch« der
Stadt bereits mit einem Handab-
druck verewigt. Nun darf die im
März geborene Berg Beige Elisa-
beth Shen ihren Fußabdruck hin-
terlassen, wie die Stadt am Diens-
tag mitteilte. In China kann jedes
Wort, das imWörterbuch steht, als
Name verwendet werden. Auch
»Frei« und »Berg« haben im Chi-
nesischen eine Bedeutung. Frei
heiße »das Glück kommt«, Berg
bedeute »liebe Tochter des Kö-
nigs«, so die Stadt. Agenturen/nd

Stalin verprügelt Lenin
Grund für derartige Tätlichkeiten ist meist das Geld
Josef Stalin hat in Moskau Wladi-
mir Iljitsch Lenin in einem Fuß-
gängertunnel unweit des Kremls
verhauen. Prügeleien unter den
Doppelgängern bekannter Politiker
sind dort keine Seltenheit.

Von Axel Eichholz, Moskau

Josef Stalin traf Wladimir Lenin in ei-
nem Fußgängertunnel unweit des
Kremls. Beide wollten während einer
Arbeitspause schnell einen Kaffee
trinken. Der Diktator machte seinem
historischen Vorgänger den Vorwurf,
dieser sei zur Konkurrenz übergelau-
fen. Der Führer des Weltproletariats
antwortete unwirsch, worauf er einen
Fußtritt »unterhalb der Rückenpar-
tie« und mehrere Schläge mit dem Re-
genschirm des Nachfolgers erhielt.
Igor Gorbunow alias Lenin ließ

sich vom Arzt »Prellungen der wei-
chen Körpergewebe« bescheinigen
und zeigte den als Stalin bekannten
Latif Waliew bei der Polizei an. Ale-
xander Rybak, Oberstaatsanwalt der

Moskauer Metro, der der Fußgän-
gertunnel gehört, sagte der lokalen
Agentur »Moskwa«, Streit unter Po-
litikerdoppelgängern sei keine Sel-
tenheit.
Der Grund für Tätlichkeiten ist

meist simpel: Geld. An Sonn- und Fei-
ertagen verdienen falsche Generalse-
kretäre jede Menge Trinkgeld am Tag.
Wer lässt sich schon ein Foto mit Le-
nin vor dessen eigenem Mausoleum
entgehen?Die häufigsten Kunden sind
einheimische Hochzeitspaare, bei de-
nen der Besuch des Roten Platzes ein
Muss ist, sowie Touristen. Deshalb
tummeln sich stets ein Dutzend Le-
nins und Stalins in der Gegend.
Handgreiflichkeiten schaden der

ganzen Doppelgängergilde, weil die
Behörden sie danach vom Haupt-
platz in umliegende Gassen und Un-
terführungen vertreiben, so wie vor
einem Jahr. Damals lieferten sich Le-
nin und Stalin vor den Augen von
hunderten Zuschauern direkt auf den
Quadern des Roten Platzes einen
Kampf. Richtig dramatisch wurde es,

als »Stalins« Frau in die Schlägerei
eingriff. Eine notärztliche Ambulanz
musste kommen, und die Beteiligten
landeten auf der nahen Polizeistati-
on Kitai Gorod.
Lenin beschrieb den Vorfall später

in Ausdrücken, die des Staatsgrün-
ders unwürdig waren. »Die trat mir
richtig in die Eier«, klagt der falsche Il-
jitsch auf einem bis heute im Internet
verfügbaren Video. Das habe furcht-
bar weh getan. Zar Peter der Große
eilte damals herbei und setzte dem
unwürdigen Klassenkampf ein Ende.
Dem Aserbaidshaner Waliew flog in
der Hitze des Gefechts Stalins Perü-
cke vom Kopf, und alle konnten eine
Glatze erblicken, die eigentlich ein
Markenzeichen seines Gegners war.
Der Streit war das Ende eines miss-
glückten Versuchs, den Roten Platz
unter zwei Hauptclans aufzuteilen.
Der damalige Lenin, ein anderer als

der jetzige, warf dem falschen Stalin
vor, demhistorischenVorbild gar nicht
ähnlich zu sehen. Eigentlich nennt sich
alles, was Schnauzer und Uniform

trägt, Pfeife raucht und mit kaukasi-
schem Akzent russisch spricht, am Ro-
ten Platz Stalin. Genauso wird jede
Glatze mit dem markanten Bärtchen,
einer Schirmmütze,Westenanzug und
Krawatte als Lenin akzeptiert.
Der falsche Wladimir Putin hat es

daran gemessen unvergleichlich
schwerer. Von ihm wird wirklich
Ähnlichkeit verlangt, denn die Bil-

der des russischen Präsidenten hän-
gen überall. Andere historische Fi-
guren haben es dagegen leichter,weil
nicht so viele wissen, wie sie tat-
sächlich ausgesehen haben. Somacht
die große Zarin Katarina II. nicht den
Eindruck einer gebürtigen deut-
schen Prinzessin, sondern eher den
der Chefin eines illegalen Moskauer
Bordells.

Zwei Lenins (links) treffen Stalin auf dem Roten Platz. Foto: AFP/Alexey Sazonow
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Seit dem 1. Juli 2015 kann die vielfach beanspruchte Elternzeit deutlich flexibler gestaltet werden. Foto: dpa/Andy Rain

Gesetzesänderungen zum 1. Juli 2015

Von der Rente bis zum flexiblen Elterngeld
Zum 1. Juli 2015 ist eine Rei-
hevonGesetzesänderungen in
Kraft getreten, über die wir im
Überblick informieren.

Renten
Für 20,6 Millionen Rentner
steigen zum 1. Juli 2015 die ge-
setzlichen Renten um 2,5 Pro-
zent im Osten und 2,1 Prozent
im Westen.

Elterngeld
Die Elternzeit kann deutlich fle-
xibler genutzt werden. Bisher
erhielt ein Elternteil mindes-
tens zwei bis maximal zwölf
Monate lang Elterngeld. Wenn
der Partner ebenfalls mindes-
tens zwei Monate lang für das
Kind zu Hause bleibt, kann das
Paar insgesamt für 14 Monate
Unterstützung beziehen. Nun
gibt es auch das ElterngeldPlus.
Väter und Mütter können den
Zeitraum verdoppeln, wenn sie
einer Teilzeitbeschäftigung
nachgehen. Außerdem wird das
ElterngeldPlus noch vier Mo-
nate länger gezahlt, wenn Va-
ter und Mutter in dieser Zeit

beide zwischen 25 und 30 Stun-
den pro Woche arbeiten.

Schwarzfahren
Das sogenannte »erhöhte Be-
förderungsentgelt« steigt von 40
auf 60 Euro. Diesen Betragmuss
zahlen, wer in Bus oder Bahn
ohne Ticket erwischt wird oder
seinen Fahrschein nicht ord-
nungsgemäß entwertet hat.
Viele Verkehrsbetriebe schaffen
die Umstellung aber nicht
rechtzeitig. So gelten im Fern-
verkehr der Deutschen Bahn, in
Hamburg, München und im
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr
die Änderungen erst ab August.

Pfändungsfreigrenzen
Ab 1. Juli gelten höhere Pfän-
dungsfreigrenzen für Arbeits-
einkommen. Diese sollen si-
cherstellen, dass Schuldner
auch bei einer Pfändung ihres
Arbeitseinkommens über das
Existenzminimum verfügen und
ihre gesetzlichen Unterhalts-
pflichten erfüllen können. Nun-
mehr beträgt der monatlich un-
pfändbare Grundbetrag

1073,88 Euro. Dieser Betrag er-
höht sich, wenn gesetzliche Un-
terhaltspflichten zu erfüllen
sind, um monatlich 404,16 Eu-
ro für die erste und um monat-
lich je weitere 225,17 Euro für
die zweite bis fünfte Person.

Waisen
Bei volljährigen Waisen entfällt
künftig die Anrechnung des ei-
genen Einkommens auf die
Waisenrente. Damit können
Waisenrenten unabhängig von
den Einkommensverhältnissen
künftig immer in voller Höhe
gezahlt werden.

Kriegs- und Wehrdienstopfer
Versorgungsberechtigte wie
Kriegs- und Wehrdienstopfer,
aber etwa auch Impfgeschä-
digte sowie Opfer von Gewalt-
taten erhalten höhere Bezüge.
Das Plus beträgt 2,1 Prozent.

Lkw-Maut
Sie wird auf weitere 1100 Kilo-
meter autobahnähnlich ausge-
bauter Bundesstraßen ausge-
dehnt. Künftig gilt die Maut

auch für alle Lastwagen, die
einschließlich Anhänger min-
destens zwölf Tonnen wiegen.

Einlagensicherung
Zum 3. Juli 2015 ist europa-
weit das neue Einlagensiche-
rungsgesetz in Kraft getreten.
Die Ersparnisse von Bankkun-
den sind damit besser vor dem
Verlust bei Bankenpleiten ge-
schützt. Wie bisher bleibt es
beim gesetzlich garantierten
Schutz von bis zu 100 000 Euro
pro Kunde und pro Bank. Die-
ses Mindestschutzniveau soll ab
3. Juli in allen 28 EU-Staaten
gelten.
»Schutzwürdige« Einlagen

bis zu 500 000 Euro sind eben-
falls gesetzlich abgesichert. Das
sind etwa Einlagen aus dem
Verkauf einer Immobilie oder
einer betrieblichen Abfindung.
Der höhere Schutz greift aber
nur für sechs Monate. Im Fall ei-
ner Bankpleite sollen die gesi-
cherten Einlagen künftig bin-
nen sieben Tagen (bisher 20 Ta-
ge) an Sparer ausgezahlt wer-
den. dpa/nd
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Infos zur Rente

Neurentnerzahl
stieg um 175 400
Im Jahr 2014 gingen rund
175 400 Menschen mehr in Al-
tersrente als 2013. Eine Ursache
ist, dass geburtenstärkere Jahr-
gänge das Rentenalter erreicht
haben. Bei den Erstbezügen ei-
ner Rente wegen Todesfalls und
wegen verminderter Erwerbstä-
tigkeiten sind die Zahlen leicht
rückläufig (minus 4,3 bzw. mi-
nus 3,3 Prozent).

*
Hauptgrund der steigenden Zahl
der Neurentner ist die Rente mit
63. Rund 136 000 Menschen ha-
ben diese neue Möglichkeit ge-
nutzt, nach 45 Beitragsjahren ab-
schlagsfrei in Rente zu gehen. 71
Prozent sind Männer. Die Rente
mit 63 hat 2014 das durch-
schnittliche Renteneintrittsalter
bei den Männern auf 64 Jahre
sinken lassen. 2013 waren es im
Durchschnitt noch 64,1 Jahre.
Seit 2000 war das Durch-
schnittsalter der Männer bei
Rentenbeginn von damals 62,2
Jahren jedes Jahr gestiegen.

*
Das Durchschnittsalter zum Ren-
tenbeginn ist bei den Frauen in
etwa gleich hoch wie bei den
Männern, liegt aber für 2014
durch die Einführung der Müt-
terrenten nun bei 65,8 Jahren.
Das ist ein Einmaleffekt, weil vie-
le westdeutsche Frauen über 65
durch die Anerkennung eines
weiteren Kindererziehungsjah-
res für jedes vor 1992 geborene
Kind 2014 dieWartezeit von fünf
Jahren für einen erstmaligen
Rentenanspruch erreicht hatten.

*
Durch die höhere Mütterrente
sind die Altersbezüge für Frauen
um etwa ein Zehntel gestiegen.
Die durchschnittliche Altersren-
te für Frauen ist von Ende 2013
auf Ende2014umrund zehnPro-
zent gestiegen. Die durch-
schnittliche Monatsrente von
Frauen stieg danach von 572 Eu-
ro im Jahr 2013 auf 626 Euro im
Jahr 2014. Die verbesserte Müt-
terrente war am 1. Juli 2014 in
Kraft getreten. Danach bekom-
men Frauen für vor 1992 gebo-
rene Kinder einen zusätzlichen
Renten-Entgeltpunkt gutge-
schrieben. Das entspricht einem
Plus von 28 Euro pro Monat im
Westen und 25 Euro im Osten.

*
Hinsichtlich der von der Bun-
desregierung erst für Ende 2019
in Aussicht gestellten Anglei-
chung der Ostrente an das Ni-
veau der Westrente verstieg sich
Bundesfinanzminister Wolfgang
Schäuble (CDU) unlängst in die
Äußerung: »Die Löhne im Osten
sind niedriger, die Lebenshal-
tungskosten auch. In einer sol-
chen Situation die Rentner ab-
rupt auf 100 Prozent zu setzen,
könnte verzerren.« dpa/nd

Entwurf des Versorgungsstärkungsgesetzes der Bundesregierung

Facharzttermin soll binnen
vier Wochen vergeben werden
Lange Wartezeiten auf Fach-
arzttermine sind in Deutsch-
land keine Seltenheit. Än-
dern will das die Bundesre-
gierung mit dem Anfang Ju-
ni in den Bundestag einge-
brachten Entwurf des Ver-
sorgungsstärkungsgesetzes.

Die Frage nach einem Termin
beim Facharzt kann für Kas-
senpatienten in Deutschland
zur Geduldsprobe werden, ob-
wohl die Kassenärztlichen
Vereinigungen (KV) eigentlich
gesetzlich zur Sicherstellung
einer angemessenen und zeit-
nahen fachärztlichen Versor-
gung verpflichtet sind.
Der Entwurf für das Ver-

sorgungsstärkungsgesetz sieht
unter anderem vor, dass Kas-
senpatientenbinneneiner Frist
den benötigten Facharzt auf-
suchen können. Gelingt das
nicht beim niedergelassenen
Facharzt, soll eine ambulante
Behandlung im Krankenhaus
angeboten werden – zu Lasten
der jeweiligen Kassenärztli-
chen Vereinigung. Noch im
Sommer soll das Gesetz durch
sein. Terminservicestellen
würden dann im kommenden
Jahr Pflicht.

Sachsen Vorreiter: Termin-
servicestelle seit Ende 2014
Was derzeit schon in Sachsen
üblich ist, wo Kassenpatienten
maximal vier Wochen auf den
Arztbesuch warten, soll es
dann bundesweit geben. In
Sachsen istmanneueWege ge-
gangen: Ende2014 richtete die
dortige KV eine Terminser-
vicestelle ein, die Patienten bei
entsprechender Bedürftigkeit
binnen vierWochen zum Fach-
arzttermin verhelfen soll – die
erste Einrichtung dieser Art in
Deutschland.
Auf einer dreistufigen

Dringlichkeitsskala muss der
Patient vom Hausarzt in Ka-
tegorie B eingestuft werden –
A-Patienten sind so schwer er-
krankt, dass sie sofort undnoch
vom Hausarzt an einen Fach-
kollegen vermittelt werden. C-
Patienten können warten. Au-
ßerdem muss der B-Patient
dreimal selbst versucht haben,
einen Termin zu bekommen.
Jeder Patient, der eine ak-

tuelle qualifizierte Überwei-
sungzumFacharzterhaltenhat
und trotz ärztlich attestierter
Dringlichkeit und eigenen Be-
mühungen keinen Facharzt-
termin erhalten hat, kann sich
an die Servicestelle wenden.
Die Terminservicestelle der

KV Sachsen nahm Anfang No-

vember in Leipzig ihre Arbeit
auf. Angegliedertwurde sie am
bereits vorhandenen Patien-
tentelefon. Drei bis vier Mit-
arbeiter kümmern sich seither
auf zwei vollen Stellen um die
Terminvermittlung.
In den ersten sechs Mona-

ten des Bestehens wurden in
Leipzig 1142 Anrufer mit kon-
kretem Wunsch nach Termin-
vermittlung gezählt. Davon er-
füllten nach Angaben des Ge-
sundheitsministeriums in
Dresden 952 die notwendige
Voraussetzung. 876 konnten

schließlich erfolgreich an
Fachärzte und Psychothera-
peuten vermittelt werden, da-
von 626 wiederum innerhalb
der vorgesehenen vier Wo-
chen. 10 Patienten lehnten den
Angaben zufolge den ange-
botenen Termin ab, 41 zogen
ihn nach weiteren Eigenbe-
mühungen zurück.
Die Anfragen zeigen auch

den Bedarf an Fachärzten. Vor
allem Termine bei Neurolo-
gen, Psychotherapeuten oder
Augenärzten waren gefragt.
Insgesamt machten sie mehr
als die Hälfte aller Anfragen
aus.

Vorbereitungen des Modells
auch bei anderen KV
Die Vorbereitungen zur Ein-
richtung von Servicestellen
laufen angesichts des Geset-
zesverfahrens auch in den an-
deren der insgesamt 17 deut-
schen Kassenärztlichen Verei-
nigungen, sagt der Sprecher
der Bundesvereinigung, Ro-
land Stahl. Die Ausgestaltung
des Angebots werde aber re-
gional unterschiedlich ausfal-
len. So würden manche KV
wohl ein Onlineangebot ein-
richten, andere einen Tele-
fonservice und wieder andere

eine Kombination aus beidem.
Bei der KV Sachsen setzt man
aufs Telefon. Nach dem Wil-
len der Bundesregierung sol-
len gesetzlich Versicherte
künftig auch per App einen
schnellen Termin beim Fach-
arzt buchen können.

Ärzteschaft: Freie Arztwahl
wird in Frage gestellt
Allerdings sind die Termin-
servicestellen seitens der Ärz-
teschaft umstritten. Von ei-
nem Eingriff in die freie Arzt-
wahl ist die Rede. Gerade im

ländlichen Raum können Pa-
tienten auch Termine bei Ärz-
ten bekommen, deren Praxen
nicht gerade um die Ecke lie-
gen. Terminmanagement sei
Sache der Arztpraxen, so die
Bundesärztekammer.
Gegen ein Gesetz zur Fach-

arzttermin-Vergabe sprachen
sich die Thüringer Kassenärz-
te aus, weil das geplante Ver-
sorgungsstärkungsgesetz in
unzulässiger Weise in die Frei-
heit der Ärzte eingreife, sagte
die Erste Vorsitzende der Kas-
senärztlichen Vereinigung
Thüringen, Annette Rommel.
Auch sei das Gesetz unnö-

tig. Schon jetzt ermöglichten
niedergelassene Ärzte es ihren
Patienten, zeitnah einen Ter-
min bei einem Facharzt zu be-
kommen, wenn das medizi-
nisch notwendig sei. Termin-
vergaben dürften einzig und
allein nach medizinischen Ge-
sichtspunkten erfolgen. Jegli-
che Einflussnahme darauf sei
nicht akzeptabel.
Auch der Präsident der Lan-

desärztekammer Thüringen,
Mathias Wesser, kritisierte
diesen Teil des Gesetzesvor-
habens. Die ärztliche Selbst-
verwaltung in Thüringen habe
sich bewährt. dpa/nd

Künftig sollen Kassenpatienten schneller als bisher einen Behand-
lungstermin beim Facharzt erhalten. Foto: dpa/Patrick Pleul

Hartz-IV-Empfänger
klagte erfolgreich

Ein Hartz-IV-Empfänger
darf ohne entsprechende
Qualifikation nicht zur
Betreuung von Senioren
gezwungen werden.

Das entschied das rhein-
land-pfälzische Landessozi-
algericht in Mainz auf Be-
schluss vom 28. April 2015
(Az. L 3 AS 99/15 B ER). Da-
mit hatte ein Mann mit sei-
nemWiderspruch gegen ei-
ne Entscheidung eines Job-
centers im Kreis Mayen-
Koblenz Erfolg.
Der Mann war bis Ende

2004 als Bankkaufmann tä-
tig, anschließend arbeitete
er selbstständig als Versi-
cherungsmakler und bezog
Sozialleistungen. Als das
Jobcenter anordnete, dass
er für eine Firma tätig wer-
den soll, die unter ande-
rem Senioren, Kinder, Ju-
gendliche sowie Behinder-
te betreut, wehrte er sich.
Mit seinem Widerspruch
scheiterte er vor dem So-
zialgericht Koblenz, hatte
nun aber Erfolg vor dem
Landessozialgericht, das
eine sogenannte aufschie-
bende Wirkung seiner Be-
schwerde anordnete.
Es bestünden »ernstli-

che Zweifel an der Recht-
mäßigkeit des Verwal-
tungsaktes«. Wegen der
hohen fachlichen Anfor-
derungen sei die Betreu-
ung von Kindern, Behin-
derten und Senioren nicht
für Menschen ohne beruf-
liche Erfahrung oder Vor-
kenntnisse geeignet.
Das Jobcenter darf kei-

ne Sanktionen – etwa die
Kürzung des Regelsatzes –
verhängen. Hebe das Job-
center den Beschluss nicht
aufhebt, stehe dem Mann
der Klageweg offen. dpa/nd
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In über vier Millionen Haushalten bundesweit sind Putzhilfen tätig

Warum es sich lohnt, Putzhilfen
ganz legal zu beschäftigen
In deutschen Haushalten
grassiert die Schwarzarbeit:
Mehr als vier Millionen Haus-
halte bundesweit beschäfti-
gen eine Putzhilfe – und zwar
auf illegaler Basis, so das Ins-
titut der deutschen Wirt-
schaft in Köln.

DerHintergrund:Die Furcht vor
Zusatzkosten und zeitrauben-
der Bürokratie schreckt viele
Auftraggeber ab. Doch Vor-
sicht: Wer seine Putzhilfe
schwarz arbeiten lässt,mussmit
Bußgeldern rechnen. Zudem
drohen bei einem Arbeitsunfall
hohe finanzielle Belastungen.
Wie genau Privatleute ihre

Haushaltshilfe anmelden kön-
nen und was passieren kann,

wenn sie es unterlassen – dazu
die Juristin Michaela Zientek
vom D.A.S. Leistungsservice und
Rudolf Kayser, Unfallexperte der
ERGO Versicherung.

95 Prozent aller Putzkräfte
arbeiten bundesweit schwarz
Wer Beruf und Familie unter ei-
nen Hut kriegen muss, hat oft
nicht mehr genug Zeit für den
Haushalt. Deswegen beauftra-
gen immer mehr Menschen in
Deutschland eine Putzhilfe.
Doch wenn es um die Formali-
täten geht, drücken sich die
Auftraggeber. Die Folge: 95
Prozent aller Putzkräfte arbei-
ten bundesweit schwarz und
damit an der Steuer vorbei.
Die meisten Menschen füh-

len sich dabei nicht einmal im
Unrecht. Doch Schwarzarbeit in
den eigenen vier Wänden ist ei-
ne Ordnungswidrigkeit, die den
Arbeitgeber teuer zu stehen
kommen kann. Auf einen Ver-
stoß gegen die Anmeldepflicht
für private Haushaltshilfen

steht ein Bußgeld von bis zu
5000 Euro.

Nach einem Unfall drohen
horrende Rechnungen
Zwar gibt es im Gegensatz zum
gewerblichen Bereich in priva-
ten Haushalten keine behörd-
liche Kontrolle. Trotzdem ge-
hen Privatleute mit illegalen
Beschäftigungsverhältnissen
immer ein Risiko ein.
Auf die Schliche kommen die

Behörden Arbeitgebern vor al-
lem dann, wenn etwas schief
geht: Ein falscher Schritt auf der
nassen Treppe, ein unachtsa-
mer Moment beim Fensterput-
zen – schon ist das Unglück pas-
siert. Dass die meisten Unfälle
im Haushalt passieren, hat sich

herumgesprochen. Wenn sich
allerdings eine illegal beschäf-
tigte Putzfrau verletzt, stellt
sich die Frage, wer für die Fol-
gen des Unfalls aufkommt.
Zwar trägt, ebenso wie bei

einer korrekt angemeldeten
Hilfe, zunächst die gesetzliche
Unfallversicherung die Kosten
für medizinische Heilbehand-
lung und Rehabilitierung. Sie
kann sich das Geld aber im Fall
von Schwarzarbeit vom Ar-
beitgeber zurückholen.
Schlimmstenfalls muss dieser
nicht nur die Arzt- oder Kran-
kenhausrechnung bezahlen,
sondern auch eine lebenslange
Rente.
Die Putzhilfe muss keine

Nachteile befürchten – dem Ar-
beitgeber dagegen drohen un-
kalkulierbare finanzielle Risi-
ken. Außerdem steht dem
Haushalt weiterer Ärger ins
Haus: Die Sozialkassen können
eine Zahlung der nicht geleis-
teten Beiträge rückwirkend für
vier Jahre fordern.

Eine legale Putzhilfe ist
unterm Strich kaum teurer
Die gute Nachricht ist: Die An-
meldung einer Haushaltshilfe
ist längst nicht so aufwendig
wie viele glauben. Denn die Re-
gierung hat die bürokratischen
Hürden in den vergangenen
Jahren deutlich gesenkt. Auch
finanziell ist es unterm Strich
kaum teurer, die Putzhilfe legal
anzustellen.
Die meisten Putzhilfen blei-

ben nämlich unter der monat-
lichen 450-Euro-Grenze. Daher
können die Auftraggeber sie
ganz einfach als geringfügig
Beschäftigte melden. Sie müs-
sen nur den sogenannten Haus-
haltsscheck ausfüllen und an
die Minijob-Zentrale schicken

(siehe Haushaltsscheck auf der
Website www.minijob-zentra-
le.de). Alles Weitere läuft au-
tomatisch.

Was für die Beschäftigten
und für Arbeitgeber anfällt
Der Beschäftigte zahlt nichts
außer Rentenversicherungsbei-
trägen, von denen er sich auch
befreien lassen kann. Für den
Arbeitgeber fallen ohne Bei-
tragsanteil für die Rentenversi-
cherung höchstens 14,54 Pro-
zent des Entgelts an Steuern und
Abgaben an. Dafür kann er 20
Prozent seiner Ausgaben für die
Haushaltshilfe bis zu einem
Höchstbetrag von 510 Euro pro
Jahr steuerlich absetzen.
Auch die Vorteile für die Ar-

beitnehmer liegen klar auf der
Hand: Die Putzhilfe profitiert
nicht nur vom Unfallversiche-
rungsschutz, sondern auch von
höheren Rentenansprüchen
und hat auch ein Recht auf
Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfall. D.A.S./nd

95 Prozent aller Putzhilfen in deutschen Haushalten arbeiten schwarz. Foto: dpa/Ralf Hirschberger

Ergänzungen zu Urlaubsregelungen

Bei Kündigung bleibt Anspruch
nicht immer vollständig erhalten
Im nd-ratgeber vom 17. Juni
2015 sind wir an dieser Stelle
auf Urlaubsansprüche bei Kün-
digungen eingegangen. Stefan
Bell, Fachanwalt für Arbeits-
recht im Anwaltsbüro Bell &
Windirsch in Düsseldorf,
schrieb uns dazu wichtige Er-
gänzungen. Der Autor ist seit
über 30 Jahren Fachanwalt für
Arbeitsrecht.

Natürlich besteht auch im Falle
einer Kündigung ein Urlaubs-
anspruch. Er bleibt jedoch im
Falle einer Kündigung keines-
wegs immer vollständig erhal-
ten.
Das Bundesurlaubsgesetz

(BUrlG) legt den gesetzlichen
Mindesturlaubsanspruch fest.
Die Länge des Urlaubsanspruchs
bestimmt sich aber grundsätz-
lich nach dem von Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber geschlos-
senen Arbeitsvertrag. Dieser darf
jedochdenMindesturlaubvon24
Werktagen bei einer Sechstage-
woche gemäß § 3 Abs. 1 BUrlG
nicht unterschreiten, das ent-
spricht 20 Werktagen bei einer
Fünftagewoche. Eine Erhöhung
des Mindesturlaubsanspruchs ist
auch durch Arbeitsvertrag, Ta-
rifvertrag oder (freiwillige) Be-
triebsvereinbarung möglich.
Richtig ist, dass der volle Ur-

laubsanspruch für das gesamte
Jahr erst dann besteht, wenn das
Arbeitsverhältnis mindestens
sechs Monate bestanden hat. Vor
Ablauf dieser Wartefrist hat der
Arbeitnehmer nur einen An-
spruch auf Teilurlaub in Höhe ei-
nes Zwölftels des Jahresurlaubs
für jeden vollen Beschäfti-
gungsmonat. Bruchteile von Ur-
laubstagen sind dabei zwingend

aufzurunden, soweit sie min-
destens einen halben Tag erge-
ben.
Ein solcher Teilurlaubsan-

spruch besteht aber auch dann,
wenn das Arbeitsverhältnis zwar
nach Ablauf der Wartefrist en-
det, aber innerhalb der ersten
Hälfte eines Kalenderjahres (al-
so bis 30. Juni). Das heißt, dass
im Falle einer arbeitgeber- oder
arbeitnehmerseitigen Kündi-
gung erst ab der zweiten Hälfte
des Kalenderjahres der volle Ur-
laubsanspruch besteht.
Wurde dem Arbeitnehmer je-

doch bereits der gesamte Jah-
resurlaub in der ersten Hälfte des
Kalenderjahres gewährt, so kann
das dafür gezahlte Urlaubsent-
gelt (nicht zu verwechseln mit
Urlaubsgeld oder Urlaubsabgel-
tung) nicht vom Arbeitgeber zu-
rückverlangt werden.
Für die Zwölftelung ist es

grundsätzlich unerheblich, ob
nur der Mindesturlaub gewährt
wird oder ob dem Arbeitnehmer
aufgrund seines Arbeitsvertra-
ges, einer Betriebsvereinbarung
oder eines Tarifvertrages er-
höhter Urlaub zusteht.
Allerdings ist es zulässig, dass

gleichzeitig mit der Regelung
über den erhöhten Urlaub auch
bezüglich dieses erhöhten Teils
für den Arbeitnehmer ungünsti-
gere Regelungen getroffen wer-
den. So kann ein Tarifvertrag die
Zwölftelung des tariflichen
Mehrurlaubsanspruchs auch
noch in der zweiten Jahreshälfte
festlegen, was in vielen Tarif-
verträgen auch so geregelt ist.
Das Fazit: Ein Urlaubsan-

spruch bei Kündigung bleibt al-
so nicht immer vollständig er-
halten

Musterverfahren des Oberverwaltungsgerichts

Städte müssen Feuerwehrleuten
die Überstunden bezahlen
Die Städte Cottbus und Ora-
nienburg (Oberhavel) müs-
sen ihren Feuerwehrbeam-
ten die Überstunden be-
zahlen.

Der 6. Senat habe die Beru-
fungen der Städte gegen ent-
sprechende Urteile der Ver-
waltungsgerichte in einem
Musterverfahren zurückge-
wiesen. Das geht aus einem
Urteil des Oberverwaltungs-
gerichts (OVG) Berlin-Bran-
denburg vom 18. Juni 2015 (Az.
OVG 6 B 19.15, Az. OVG 6 B 26-
29.15, Az. OVG 6 B 31.15 und
Az. OVG 6 B 32.15) hervor.

Die Entscheidungen in sie-
ben weiteren Fällen, die alle-
samt die Feuerwehr Potsdam
betreffen, wurden vom Ober-
verwaltungsgericht Berlin-
Brandenburg für Juli ange-
kündigt.
In den jetzt verhandelten

Fällen hatten die Feuerwehr-
beamten erfolgreich geltend
gemacht, dass sie im Schicht-
dienst im Jahresdurchschnitt
56 Wochenstunden leisten
müssen. Dies verstoße gegen
die europäische Arbeitszeit-
richtlinie, die maximal 48Wo-
chenstunden zulasse, bestä-
tigte das Gericht. dpa/nd
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Mietrecht: Verhältnis Mieter - Vermieter

Auch das gibt's – skurrile Urteile
Das Verhältnis zwischen Mie-
ter und Vermieter ist nicht im-
mer konfliktfrei. Bei Ein-
schränkungen, die persönliche
Gewohnheiten oder Vorlieben
betreffen, reagieren Mieter
oftmals empfindlich. Anders-
rum stößt es dem Vermieter
sauer auf, wenn respektlos mit
seinem Eigentum umgegan-
gen wird.

Wie skurril die Auseinanderset-
zungen zwischen beiden Partei-
en manchmal sein können, be-
richten die Experten für Immo-
bilienrecht von MINEKO.

Die Spione lassen grüßen
Ein Mann kam vor Gericht, da er
an seinem Haus Kameraattrap-
pen anbrachte, die auf das
Grundstück seiner Nachbarin
zielten. Diese fühlte sich per-
manent beobachtet und erstat-
tete Klage auf Unterlassung. Das
Amtsgericht Winsen (Az. 23 C
1482/02) war vollkommen glei-
cher Meinung, dass die Kameras
einen Eingriff in das Privatleben
und damit das allgemeine Per-
sönlichkeitsrecht darstellten.

Notorischer Schnarcher
Das Amtsgericht Sinzig (Az. 4 C
1096/97) musste über einen un-
gewöhnlichen Fall entscheiden:
Ein Vermieter meldete Eigenbe-
darf bei einer seiner Wohnun-
gen an. Er wohnte im gleichen
Haus, benötigte aber noch eine
zweite, da er ein notorischer
Schnarcher sei und seine Frau
nicht mit ihm in einem Zimmer
schlafen könne. Alle Einwände
des Beklagten blieben erfolglos.

Von randalierenden Hunden ...
In einer Wohnung kam es we-
gen der darüber liegenden Woh-
nung zu einem Wasserschaden.
Ein Hund hatte das Waschbe-
cken im Bad mit Toilettenpapier
verstopft und den Wasserhahn
geöffnet. Der Beklagte war nicht
anwesend, hatte den Hund im
Badezimmer eingesperrt. Die
Nachbarn sollten ihn anrufen,
falls der Hund unruhig wird. Das
Landgericht Hannover (Az. V 19 S
1968/99) entschied zu Gunsten
des Hundes und seines Besit-
zers, da der Schaden nicht vor-
hersehbar gewesen sei. Immer-
hin wurde der Hund bereits

mehrfach eingesperrt ohne vor-
her auffällig geworden zu sein.

... und stillen »Höhepunkten«
Wer es gern laut und sinnlich
mag, sollte Geschlechtsverkehr
lieber auf Zeiten vor 22 Uhr le-
gen. Das Amtsgericht Rendsburg
(Az. 18 (11) C 766/94) entschied,
dass »lautes Stöhnen beim Se-
xualverkehr eine unzumutbare
Belästigung der Nachbarn« sei.
Zwischen 22 und 6 Uhr ist nun
beim Liebesspiel unbedingt Zim-
merlautstärke einzuhalten.

Nächtlicher Badespaß
Nachtbader oder -duscher kön-
nen aufatmen: Keine Hausord-
nung oder Mietvertrag in
Deutschland darf die nächtliche
Freude und Entspannung ver-
bieten. Klauseln dieser Art stel-
len eine »unangemessene Be-
nachteiligung des Mieters« dar
und schränken die »freie Entfal-
tung der Persönlichkeit zu stark
ein«, urteilte das Landgericht Köln
(Az. 1 S 304/96).

Bayerischer Putzfimmel
Müssen Mieter sich um die Sau-
berkeit im Treppenhaus küm-
mern, reicht einmal die Woche
fegen und wischen gänzlich aus.
Ein Vermieter in Regensburg ließ
allerdings zwei Mal die Woche
eine ganze Putzkolonne anrü-
cken und wollte die Kosten spä-
ter auf die Mieter umlegen. Das
Amtsgericht Regensburg (Az. 11 C
3715/03) entlastete die Mieter
und gab ihnen Recht, dass sie
nicht für den Putzfimmel des
Vermieters zahlen müssen.

Nebenkostenabrechnung
Der Mieter ist schon ausgezo-
gen, aber der Vermieter schmeißt
die Nebenkostenabrechnung
dennoch in den Briefkasten. Ob
der Mieter nun zahlen muss oder
nicht, darüber stritt man vor dem
Amtsgericht Bergheim (Az. 21 C
162/11).DerMieterbekamRecht:
»Eine Nebenkostenabrechnung
gilt nur dann als rechtzeitig ein-
gegangen,wennsie innerhalbder
Abrechnungsfrist in den ›Macht-
bereich‹ des Mieters gelangt ist.«
IstderMieterausgezogenunddie
Abrechnungsfrist verstrichen, ist
der alte Briefkasten außerhalb
dieses Bereichs.MINEKO/nd

Duschen und baden ist rund um die
Uhr erlaubt. Foto: dpa/Patrick Pleul

Schnarchen in der eigenen Woh-
nung erlaubt. Foto: dpa/Malte Christians

Neu seit 1. Juni 2015: das Bestellerprinzip

So läuft das jetzt mit Maklern
Am 1. Juni 2015 trat mit der Mietpreisbremse auch das so-
genannte Bestellerprinzip bei der Wohnungsvermittlung in
Kraft. Beauftragen Vermieter einen Makler, einen neuen Mie-
ter für eineWohnung zu finden, können sie diesen nicht mehr
vomMieter bezahlen lassen. Künftig gilt:Wer dieMaklerin be-
stellt, bezahlt sie auch. Was heißt das im Einzelfall?

Die Gesetzesänderung fügt ei-
nen neuen Absatz 1a in das
Wohnungsvermittlungsgesetz
ein, wörtlich: »Der Wohnungs-
vermittler darf vom Woh-
nungssuchenden für die Ver-
mittlung oder denNachweis der
Gelegenheit zum Abschluss von
Mietverträgen über Wohnräu-
me kein Entgelt fordern, sich
versprechen lassen oder an-
nehmen, es sei denn, der Woh-
nungsvermittler holt aus-
schließlich wegen des Vermitt-
lungsvertrags mit dem Woh-
nungssuchenden vom Vermie-
ter oder von einem anderen Be-
rechtigten den Auftrag ein, die
Wohnung anzubieten.«
Mieter müssen nur noch in

einer von mehreren Möglich-
keiten für den Makler zahlen:

Fall 1
Eine Vermieterin hat eine oder
mehrere Wohnungen frei und
beauftragt einen Makler, neue
Mieter dafür zu finden.
} In Zukunft muss sie den Mak-
ler dann auch selbst bezah-
len, egal, was der unternom-
men hat, um Nachmieter zu
finden. Der Makler muss des-
halb in Inseraten auch nicht
mehr – wie früher – auf seine
Maklertätigkeit und die Höhe
der Provision hinweisen.

Denn eine Provision wird für
den neuen Mieter nicht fällig.

Fall 2
Eine Wohnungssuchende mel-
det sich auf eine Wohnungs-
anzeige und stellt fest, dass sie
von einem Makler stammt.
} Sie muss den Makler nicht be-
zahlen, egal, woher er Kennt-
nis von der Wohnung hat.

Fall 3
Ein Mieter sieht im Schaufens-
ter eines Immobilienbüros oder
einer Bank Wohnungsangebote
und interessiert sich für eines.
} AuchdieserMietermussnichts
für die Vermittlung bezahlen.

Fall 4
Ein Wohnungssuchender be-
auftragt eine Maklerin, eine ge-

eignete Wohnung für ihn zu
finden. Die zieht aus ihrem
Fundus sofort ein paar passen-
de Angebote heraus, von denen
sie bereits Kenntnis hat odermit
deren Vermittlung sie schon
früher vom Vermieter beauf-
tragt war.
} Der Mieter muss nichts für die
Maklertätigkeit zahlen.

Fall 5
Eine Mieterin beauftragt einen
Makler, für sie eine geeignete
Wohnung zu finden. Der Mak-
ler wird exklusiv für sie tätig.
Schließlich findet er eine pas-
sende Bleibe.
} Nur in diesem Fall muss die
Mieterin auch künftig noch
den Makler bezahlen. Vo-
raussetzung ist ein Vertrag
zwischen Makler und Miete-
rin in »Textform« – schriftlich
auf Papier, als Fax, auch elek-
tronisch. Die Höhe der Provi-
sion darf – wie früher – zwei
Monatsmieten plus Mehr-
wertsteuer nicht übersteigen.

Aus: Mieterforum II/2015

Solche Wohnungsanzeigen dürften passé sein. Foto: dpa/Marijan Murat

So nutzen Sie den Mietspiegel
Der Mietspiegel gibt die orts-
übliche Vergleichsmiete wie-
der, bis zu der die Miete in ei-
nem laufenden Mietverhält-
nis maximal erhöht werden
kann. Beim Abschluss eines
neuen Mietvertrags darf die
Mietforderung die ortsübli-
che Vergleichsmiete um ma-
ximal 10 Prozent überschrei-
ten –wennnicht eine der zahl-
reichen Ausnahmen von der
Mietpreisbremse vorliegt.
DieDurchschnittswerte des

Berliner Mietspiegels haben
für den Einzelfall keine Be-
deutung. Man muss die orts-
übliche Vergleichsmiete für
eine bestimmte Wohnung
selbst ausrechnen.
Zunächst sucht man in der

Mietspiegeltabelle das für die
Wohnung zutreffende Miet-
spiegelfeld. Dazu muss man
wissen: das Jahr, in dem die

Wohnung erstmals bezugs-
fertig war, die Quadratme-
terzahl und die Wohnlage. Ob
sich das Gebäude in einer ein-
fachen, mittleren oder guten
Wohnlage befindet, findet
man im Straßenverzeichnis
des Mietspiegels. In den Fel-
dern sind ein Mittelwert so-
wie ein Unter- und Oberwert
angegeben.
Wie weit die ortsübliche

Vergleichsmiete vom Mittel-
wert in Richtung Unter- oder
Oberwert abweicht, hängt von
der Ausstattung der Woh-
nung ab. Sind Ober- bzw. Un-
terwert der Spanne noch nicht
mit den Sondermerkmalen
überschritten, kommt die
»Orientierungshilfe zur Span-
neneinordnung« zum Ein-
satz. Wohnwerterhöhende
und -mindernde Merkmale
werden in den fünf Katego-

rien abgewogen: Bad/WC,
Küche, Wohnung, Gebäude
und Wohnumfeld. Nun hat
man die präzise ortsübliche
Vergleichsmiete der konkre-
ten Wohnung.
Ein wirksames Mieterhö-

hungsverlangen muss korrekt
begründet sein. Die letzte
Mieterhöhung muss mehr als
ein Jahr zurückliegen. Die
Miete darf innerhalb von drei
Jahren höchstens um 15 Pro-
zent erhöht werden.
Liegt beiNeuanmietungdie

Miete mehr als zehn Prozent
über der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete, sollte man dies
beim Vermieter schriftlich rü-
gen und Auskunft darüber
verlangen, warum die Grenze
der Mietpreisbremse nicht
eingehalten wird. Nicht zö-
gern, denn erst ab dem Zeit-
punkt derRüge bekommtman
die eventuell überhöhten
Mietzahlungen zurück.
Aus:MieterMagazin6/2015
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Immobilien: Brandschutz

Feuer, Rauch und Blitzschlag
Der Brandschutz in den eige-
nen vier Wänden kommt in
vielen deutschen Haushalten
zu kurz. Experten sehen da-
rin einen Hauptgrund dafür,
dass es in Deutschland im-
mer häufiger brennt. Auch die
Auswirkungen von Blitz-
schlag oder neuenRisikenwie
fehlerhaft montierten Photo-
voltaikanlagen werden häu-
fig unterschätzt, stellt der
Bauherren-Schutzbund (BSB)
fest.

Feuer, Rauch und Blitz können
verheerende Folgen für die Ge-
sundheit der Hausbewohner
und den Erhalt von Wohnei-
gentum und Sachwerten ha-
ben. Deshalb gilt: Die frühzei-
tige Auseinandersetzung mit
Sicherungsmaßnahmen und
deren Umsetzung senkt nicht
nur das Schadenrisiko.

Frühzeitige Planung und
Fachexpertise
Damit das Haus vom Dach bis
zum Keller zuverlässig ge-
schützt ist, sollten Bauherren
sich bereits in der Planungs-
und Bauphase mit Blitz- und
Brandschutz befassen. Wichtig

ist, dass alle Maßnahmen den
aktuellen gesetzlichen und
technischen Standards ent-
sprechen. Deshalb sollten aus-
gewiesene Fachleute die ganz-
heitlichen Brandschutzmaß-
nahmen planen, durchführen
und überprüfen.

Sicherheitsrisiko
Rohrbefestigungen
In modernen Neubauten ver-
laufen Rohre und Leitungen
sehr oft direkt über der Unter-
decke. Problematisch kann das
im Brandfall vor allem im Be-
reich von Fluchtwegen werden.
Denn herkömmliche Rohrbe-
festigungen können sich bei
großer Hitze verformen und die
Brandschutzfunktion der De-
cke erheblich beeinträchtigen.
Deshalb ist es wichtig, beim
Hausbau auf die Verwendung

brandgeprüfter Rohrschellen zu
achten. Diese behalten auch im
Brandfall ihre Form und Trag-
fähigkeit bei.

Blitzschlag –
eine unterschätzte Gefahr
Ein schlichter Blitzableiter auf
dem Dach und eine Erdung als
Draht an der Fassade sind – wi-
der dem Glauben vieler Haus-
besitzer – kein ausreichender
Schutz gegen die teilweise ver-
heerenden Folgen eines Blitz-
schlages. Blitze können nicht
nur zum Stromausfall führen,
sondern auch Dächer abde-
cken, Mauern sprengen und
Brände auslösen. Umfassenden
Schutz bieten Fangstangen in
Verbindung mit Maschennet-
zen: Sie verhindern, dass Blitze
in herausragende Gebäudeteile
wie Schornsteine einschlagen
und leiten die eingefangene
Energie zuverlässig auf kür-
zestem Weg in den Boden ab.
Bauherren sollten zusätzlich

auf inneren Blitzschutz achten.
Dieser verbindet alle metalle-
nen Bauteile und Leitungen.
Einschlagende Blitzenergie
kann so aus dem Netz abgelei-
tet werden. Energieversorgung

und Technik werden dadurch
zuverlässig vor Schäden be-
wahrt. Bauherren sollten auf
Produkte mit langer Gewähr-
leistung achten und Blitz-
schutzsysteme nur von Fach-
leuten einbauen lassen, die zu-
dem deren regelmäßige War-
tung anbieten.

Vorsorge treffen: Von Ab-
zugsanlagen bis Feuerlöscher
Sollte es trotz aller Schutz-
maßnahmen zu einem Brand
kommen, kann es lebensret-
tend sein, wenn weitere Vor-
sorge getroffen wurde. In Pri-
vatwohnungen ist der Einbau
von Rauchmeldern, auch Feu-
er- oder Brandmelder genannt,
in den meisten Bundesländern
bereits Pflicht. Die Einzelheiten
sind in den jeweiligen Landes-
bauordnungen geregelt.

Rauch- und Wärmeabzugs-
anlagen leiten Rauch und
Brandgase nach außen ab, er-
leichtern Rettungs- und Brand-
bekämpfungsmaßnahmen und
verringern die Belastung der
Bausubstanz. Für Montage und
Wartung sollten Bauherren un-
bedingt auf ausgewiesene
Fachbetriebe zurückgreifen.
Die Anschaffung von Feuer-

löschern stellt eine weitere Vor-
sorgemaßnahme dar. Kleine
Brände sind so schnell in den
Griff zu bekommen, bevor sie
größere Schäden anrichten
können. Zuverlässigen Schutz
bieten sie allerdings nur, wenn
sie regelmäßig von Fachleuten
gewartet werden. Das RAL Gü-
tezeichen Instandhaltung Feu-
erlöschgeräte weist Dienstleis-
ter mit höchsten qualitativen
Standards aus.

Fehler bei
Photovoltaikanlagen
Photovoltaikanlagen zur Ge-
winnung von Eigenstrom er-
freuen sich bei Bauherren und
Hausbesitzern großer Beliebt-
heit. Bei Kauf und Installation
solcher Anlagen sollten Bau-
herren aber unbedingt auf

Fachbetriebe zurückgreifen,
denn bei Experten gelten Pro-
dukte minderer Qualität sowie
der nicht sachgemäße Einbau
von Photovoltaikanlagen als
Hauptursachen für durch sie
verursachte Brandschäden.
So können minderwertige

oder schlecht installierte Steck-
verbindungen zu Lichterbögen
führen, die wiederum im
schlimmsten Fall einen Brand
auslösen.

Tipp für den Ernstfall
In all den aufgeführten Fällen
sollten Sie auf das RAL Güte-
zeichen achten. Es bietet bei der
Wahl von Dienstleistern eine
gute Orientierungshilfe. Pro-
dukte und Dienstleistungen mit
dem RAL Gütezeichen unter-
liegen regelmäßigen Kontrol-
len. BSB/nd

Der Albtraum: Feuer in der Wohnung oder im eigenen Haus. Man kann vorbeugen. Foto: dpa/Marcus Brandt

Wohnungseigentümergemeinschaften

Fortbildung für Beiräte
Wohnungseigentümergemein-
schaften (WEG)profitierenvon
qualifizierten Beiräten. Eine
Investition in die Fortbildung
ihrer Verwaltungsbeiräte zahlt
sich aus.

Prüfung der Jahresabrechnung
und des Wirtschaftsplans, Vor-
verhandlungen für einen neuen
Verwaltervertrag – Verwaltungs-
beiräte von WEG übernehmen
verantwortungsvolle Aufgaben.
Eine besondere Vorbildung oder
Qualifikation ist keine Bedin-
gung für dieses Ehrenamt. Umso
wichtiger ist deren Fortbildung.
Aus eigener Tasche können

oder wollen Beiräte diese nöti-
gen Fortbildungen nicht über-
nehmen. »Sie können aber nach
§ 670 ff. BGB die Erstattung der
Kosten und Auslagen in ihrem
Amt verlangen«, erklärt Birgit
Rücker, Referentin für Verwal-
tungsbeiräte beim Verbraucher-
schutzverein Wohnen im Eigen-
tum (WiE). »Zu den möglichen
Aufwandsentschädigungen zäh-

len neben Porto-, Telefon- und
Fahrtkosten auch Fachliteratur
und die Teilnahme an Aus- und
Fortbildungsveranstaltungen.«
Die WEG sollte die Kosten für

mindestens eine Fortbildung im
Jahr übernehmen, empfiehlt Bir-
git Rücker. Könne der Verwal-
tungsbeirat die Jahresabrech-
nung richtig beurteilen und teu-
er werdende Fehler oder Kos-
teneinsparpotenziale erkennen,
zahle sich das für alle Eigentü-
mer aus. Kosten sinken, der Wert
der Immobilie bleibe erhalten.
Gute Erfahrungen haben WEG
mit Aufwendungspauschalen für
den Verwaltungsbeirat gemacht.
Dabei ist immer auch ein Etat für
die Fortbildung einzukalkulie-
ren.WiE/nd

Infos bietet der Ratgeber »Hilfe,
wir sind Verwaltungsbeirat«, zu
bestellen über die Website des
Vereins www.wohnen-im-eigen-
tum.de oder über die Geschäfts-
stelle: Thomas-Mann-Str. 5, 53111
Bonn, Tel.( 0228) 30 11 2677.

Urteile

Materialklau und Zoff am Bau
Wird vor der Bauabnahme auf
der Baustelle Material gestoh-
len, trägt der Bauunternehmer
das Diebstahlrisiko.

Bauunternehmer B hatte für Auf-
traggeber A ein Einfamilienhaus
gebaut. Da noch Ausbauarbeiten
im Inneren zu erledigen waren,
nahm der Hausbesitzer den Neu-
bau noch nicht »ab« (Er bestä-
tigte ihn noch nicht als ein-
wandfrei gebaut). Trotzdem
übergab B dem A schon mal die
Schlüssel. Einige Tage später
wurde im Neubau eingebro-
chen, obwohl A korrekt abge-
schlossen hatte. Die Einbrecher
stahlen Baumaterial, das B dort
für den Innenausbau lagerte.
Auf eigene Kosten bestellte A

beim Lieferanten des Bauunter-
nehmers nach. Die Ausgabe
wollte er amEndemit demWerk-
lohn verrechnen. Damit war B
nicht einverstanden und klagte
auf Zahlung des gesamten Lohns.
Das Oberlandesgericht Saar-

brücken (Az. 1 U 49/14) wies die
Klage ab. Vor der Abnahme ei-
nes Werks trage der Auftrag-
nehmer das Risiko, wenn seine
Arbeit beschädigt oder zerstört
werde (§ 644 Abs. 1 BGB). Das
gelte auch für Material, Werk-
zeuge, Maschinen und für den
Fall eines Diebstahls. Daher hät-
te B auf seine Kosten das ver-
schwundene Material erneut be-
sorgen müssen. Solange die Ar-
beiten andauerten, sei es Sache
desBauunternehmers,wieersein
Material vor Diebstahl schütze.

Dass A den Schlüssel an sich
genommenhabe, sei nicht als Ab-
nahme des Bauwerks zu bewer-
ten – der Innenausbau war noch
nicht fertig. Also gehe der Ver-
lust auf Kosten des Unterneh-
mers. (Der Bauunternehmer hat
Revision eingelegt.)

Bricht ein Handwerker seine
Arbeiten ab, sind diese als
mangelhaft anzusehen.

Eine Handwerksfirma wurde mit
Putzarbeiten beauftragt. Wäh-
rend der Arbeiten entbrannte ein
heftiger Streit mit dem Bau-
herrn über die Höhe der Vergü-
tung. Der Auftragnehmer stellte
seine Tätigkeit ein und verlang-
te den restlichen Werklohn. Der
Bauherr forderte nun für nicht
erbrachte vereinbarte Leitungen
12 000 Euro Kostenvorschuss,
schließlich müsse er jetzt die
Mängel ausbügeln lassen.
Laut Oberlandesgericht Köln

(Az. 19 U 200/13) liege ein Sach-
mangel vor, wenn die tatsächli-
che Beschaffenheit der Werk-
leistung von der vereinbarten
Leistung negativ abweiche. Da-
her stelle auch eine unvollstän-
dig erbrachte Leistung eine
schlechte Leistung dar.
So könne der Bauherr vom

Auftragnehmer eine Nachbesse-
rung bzw. statt der Nachbesse-
rung im konkreten Fall auch ei-
nenKostenvorschuss fordern, um
andere Handwerker mit der
Mängelbeseitigung zu beauftra-
gen. OnlineUrteile.de/nd
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Streik bei der Post

Fristen gegenüber Finanzamt
sind trotzdem einzuhalten
Im Streik bei der Deutschen
Post ist noch kein Ende ab-
zusehen. Damit wird das Ri-
siko für die Postkunden im-
mergrößer,dassBriefenicht
mehr innerhalb der vorge-
gebenen Fristen bei ihnen
ankommen. Was hat das für
Folgen bei Fristen gegen-
über dem Finanzamt?

»Wer jetzt fristgerechnet ein
Schreiben bei der Finanzbe-
hördeabgebenmuss, der kann
das Schriftstück auch faxen«,
darauf verweist Bernd Wer-
ner, Vorstand der Lohnsteuer-
hilfe für Arbeitnehmer (Lohn-

steuerhilfeverein mit Sitz in
Gladbeck).
Wichtig bei der fristge-

rechten Übermittlung per Fax
ist lediglich, dass der Absen-
der das Sendeprotokoll auf-
hebt. Fristgerechte Schrift-
stücke fürBehördenkannman
aber auch in den Behörden-
briefkasten einwerfen.
Der Poststreik kann sich

auch auf Sendungen auswir-
ken, die eine Frist enthalten.
Steuerbescheide des Finanz-
amts – zur Zeit ist dort Hoch-
saison – gelten üblicherweise
drei Tage nach Abgabe bei der
Post als zugestellt (Datum

Poststempel). Ab dem da-
rauffolgenden Tag läuft auch
die Einspruchsfrist.
»Beim aktuellen Poststreik

gilt die 3-Tage-Frist für die Zu-
stellung nicht mehr, wenn der
Bescheid später ankommt«, so
Werner weiter. Vielmehr be-
ginne die Einspruchsfrist erst
mit dem Tag, an dem der Be-
scheid tatsächlich beim Steu-
erzahler angekommen sei.
Wichtig ist, dass der Empfän-
ger das Eingangsdatum des
Bescheides vermerkt und in
seinem Einspruch auf den
Poststreik verweist.
Wer sich trotz des Streiks

auf die Post verlässt und hofft,
dass sein Brief schon pünkt-
lich ankommen wird, der hat
die Fristversäumnis selbst
verschuldet. nd

Steuerfreiheit beim Grundstücksverkauf

Datum des Kaufvertrags wichtig
Gewinn aus dem Verkauf ei-
nes privaten Mietgrundstücks
ist grundsätzlich einkom-
mensteuerpflichtig, wenn das
Grundstück innerhalb von
zehn Jahren nach Kauf wie-
der veräußert wird. Dies gilt
auch dann, wenn der Verkauf
an eine Bedingung geknüpft
wird, die erst nach Ablauf der
10-Jahres-Frist erfüllt wird.

Die Wüstenrot Bausparkasse
(W&W) verweist auf ein ent-
sprechendes Urteil des Bundes-
finanzhofs (Az. IX R 23/12).
Der Fall: Der Kläger sollte

einen Gewinn aus dem Verkauf
eines vermieteten Grundstücks
versteuern. Das Finanzamt be-
gründete dies damit, dass der
Vertrag über den Verkauf in-
nerhalb der Frist von zehn Jah-
ren nach Erwerb abgeschlossen
wurde. Da das Grundstück ehe-
mals der Deutschen Bundes-

bahn gehört hatte, musste es
noch von ihr freigegeben wer-
den. Im Vertrag war als Bedin-
gung geregelt, dass der Kauf-

vertrag erst nach Freigabe
durch die Bahngesellschaft
wirksam würde. Als sie schließ-
lich erteilt wurde, war die Frist
von zehn Jahren abgelaufen.
Der Kläger war daher der

Meinung, der Vertrag sei erst zu
diesem Zeitpunkt wirksam ge-
worden und der Veräuße-
rungsgewinn daher steuerfrei.
Der Bundesfinanzhof gab

dem Finanzamt Recht. Ent-
scheidend ist, dass Kauf- und
Verkaufsvertrag innerhalb ei-
ner Frist von zehn Jahren ge-
schlossen werden. Ist im Ver-
kaufsvertrag eine aufschieben-
de Bedingung vereinbart, än-
dert dies nichts an der Wil-
lenserklärung beider Parteien
zum Grundstücksübergang.
Dies zeigt sich auch daran, dass
die Vertragsauflösung durch ei-
ne der beiden Vertragsparteien
nach Unterzeichnung nicht
mehr möglich ist.W&W/nd

Steuerlich hat der Kauf- und Ver-
kaufsvertrag eines Grundstücks
seine Tücken. Foto: dpa/Jens Büttner

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

Amtsgerichte dürfen Antrag auf Beratungshilfe Mittelloser nicht formlos ablehnen
Die Amtsgerichte dürfen einen
AntragaufBeratungshilfenicht
einfach abwimmeln. Eine Ab-
lehnung muss durch einen
förmlichen Bescheid erfolgen.

So das Bundesverfassungsgericht
in Karlsruhe in einem am 3. Juni
2015 veröffentlichten Beschluss
(Az. 1 BvR 1849/11). Andernfalls
werde das »Gebot der Rechts-
schutzgleichheit« verletzt.
Die Beratungshilfe soll Bür-

gern den Zugang zu rechtlichem

Rat erleichtern, die sich eine
Rechtsberatung sonst nicht leis-
ten könnten. Voraussetzung ist,
dass eine anderweitige Bera-
tungsmöglichkeit nicht besteht
und dass das konkrete Anliegen
nicht »mutwillig« verfolgt wird.
Die Einkommensgrenzen lie-

gen etwas über denen für Hartz
IV, für Erwerbstätige kommt
noch ein Freibetrag von derzeit
210 Euro dazu. Das Partnerein-
kommen bleibt außen vor.
Die Beschwerdeführerin hatte

einen Antrag auf Erwerbsmin-
derungsrente gestellt, dieser war
abgelehnt worden. Mit anwalt-
licher Hilfe wollte sie hiergegen
Widerspruch einlegen.
Der Rechtspfleger beim Amts-

gericht Soest lehnte dies jedoch
ab. Die Frau könne die Aus-
kunfts- und Beratungsstelle der
Rentenversicherung aufsuchen
oder den Widerspruch auch al-
leine schreiben, argumentierte
er. Eine Beschwerde dagegen
wies das Amtsgericht ab.

Wie nun das Bundesverfas-
sungsgericht entschied, hat das
Amtsgericht damit den Zugang
der Frau zur Rechtsberatung
»ohne erkennbaren Sachgrund«
erschwert. Sie habe ausdrück-
lich einen Beratungshilfeschein
beantragt und auch die Gründe
genannt, weshalb sie aus ihrer
Sicht anwaltliche Hilfe benötig-
te.
Das Amtsgericht hätte sie da-

her nicht ohne förmlichen Be-
scheid abweisen dürfen, beton-

ten die Karlsruher Richter. Denn
nur aus einem solchen Bescheid
gehe auch hervor, wie dagegen
rechtlich vorgegangen werden
kann.
Weiter betonte das Bundes-

verfassungsgericht, dass Ratsu-
chende insolchenFällennichtauf
die Beratung derjenigen Behör-
de verwiesen werden können,
gegen die sie vorgehen wollen.
Nun soll das Amtsgericht Soest
den Antrag der Frau förmlich be-
arbeiten. AFP/nd

Tipps zum Vererben

Clevere Ergänzung zum Testament
Rund 70 Prozent der Deut-
schen sterben laut Statistik,
ohne ein Testament errich-
tet zu haben. Allerdings ist
das Testament nicht die ein-
zige Form des Vererbens. Es
gibt drei bewährte Mög-
lichkeiten, um Vermögen
außerhalb des Testaments
weiterzugeben.

»In Gesprächen innerhalb der
Generationenberatung mer-
kenwir immerwieder,dassdie
Menschen sich damit schwer-
tun. Ein Testament hat etwas
Endgültiges, davor scheuen
sich viele. Das führt aber auch
dazu, dass häufig nichts ge-
klärt ist«, bestätigt Margit
Winkler vom Institut Gene-
rationenBeratung (IGB) und
verweist auf drei bewährte
Möglichkeiten, um Vermögen
außerhalb des Testaments
weiterzugeben.
Die höchste Wirksamkeit

und Akzeptanz hat ein nota-
rielles Testament. Auch für
Immobiliengeschäfte ist es
notwendig. »Doch eine Ent-
scheidung über das Vererben
von Häusern zu treffen, ist
schwierig. Und beim Geld-
vermögen herrscht meist die
Angst, sich festzulegen«, sagt
Winkler.
Zwar könne das Testament

immer wieder neu errichtet
werden. Der Gang zum Notar
sei aber mit Gebühren ver-
bunden. Dies führe häufig da-
zu, dass gar kein Testament
oder nur das gegenseitige, das
sogenannte Berliner Testa-
ment, errichtet wird.

Vermögen vererben – ohne
Notar und Zusatzkosten
Von 685 Millionen Euro, die
täglich vererbt werden, ist
rund die Hälfte Geldvermö-
gen. Um es jemandem zu ver-
erben, ist nicht immer ein
Testament nötig – auch zu-
sätzliche Kosten entstehen

dabei nicht. Dazu nachfol-
gend drei Tipps:

1. Begünstigte Person bei
Personenversicherungen:
Das Bezugsrecht regelt bei
Versicherungen, wer im To-
desfall der versicherten Per-
son die vereinbarte Leistung
erhalten soll. Die Auszahlung
der Versicherungssumme fällt
nicht in den Nachlass. Es kann
also ein Bezugsberechtigter
auftreten, der mit den ande-
ren Erben nichts zu tun hat.
Sehr häufig sind das die En-
kel des Erblassers oder Dritte.
Sowohl das Bezugsrecht als
auch die Summe können im-
mer wieder geändert werden.

2. Verträge zu Gunsten Drit-
ter für Bankguthaben, De-
pots und Bausparverträge:
Viele Geldinstitute akzeptie-
ren Verträge zu Gunsten Drit-
ter für den Todesfall. Häufig
unterschreibt hier der Be-
günstigte mit und dokumen-
tiert, dass er die Schenkung
angenommen hat. Somit ist
gewährleistet, dass das Erbe
tatsächlich ankommt. Denn
die Rechtsnachfolger – meist
die Kinder des Erblassers –
könnten bei fehlender Unter-
schrift des Begünstigten im
Todesfall das widerrufliche
Bezugsrecht noch ändern.

3. Intelligente Schenkungen
zu Lebzeiten: Wer großes
Vermögen oder nur ferne Ver-
wandte hat, kann mit Schen-
kungen zu Lebzeiten Erb-
schaftsteuer sparen. Denn die
Freibeträge gelten alle zehn
Jahre neu.
Steuervorteile gibt es au-

ßerdem bei Zuwendungen für
angemessenen Unterhalt, zur
Ausbildung des Kindes, bei
Übertragung von Rentenan-
sprüchen oder bei Errichtung
von gemeinschaftlichen Kon-
ten und Depots. IGB/nd
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Lebens- und Rentenversicherungen

Satte Rückerstattungen
Verbraucher, die bei Ab-
schluss ihrer Renten- oder Le-
bensversicherung in den Jah-
ren 1995 bis 2007 nicht ord-
nungsgemäß über ihr Wider-
spruchsrecht belehrt wurden,
können ihre Verträge mögli-
cherweise auch heute noch
rückabwickeln.

Der Bundesgerichtshof urteilte
am 8. April 2015 (Az. IV ZR
103/15), dass Rückabwick-
lungsansprüche erst drei Jahre,
nachdem der Widerspruch er-
klärt worden ist, verjähren. Das
gilt auch für bereits gekündigte
Verträge.

Die Verbraucherzentrale
Hamburg (vzhh) hat in den ver-
gangenen Jahren viele Ver-
braucher beraten, die bei Kün-
digung ihrer Versicherungs-
verträge keinen oder einen ge-
ringeren Rückkaufswert er-
stattet bekommen haben, als ih-
nen nach einschlägiger Recht-
sprechung zugestanden hätte.
»Die Versicherungsgesell-

schaften haben sich häufig da-
rauf berufen, dass die Ansprü-
che schon verjährt seien und
nichts gezahlt«, so Kerstin Be-
cker-Eiselen von der Verbrau-
cherzentrale Hamburg.
Versicherungskunden soll-

ten ihre Verträge bei der Ver-
braucherzentrale Hamburg
prüfen lassen. Für viele besteht
die Möglichkeit, dass ihnen die
eingezahlten Beiträge abzüg-
lich des Wertes des Versiche-
rungsschutzes zuzüglich einer
attraktiven Verzinsung rücker-
stattet werden.
Auchbeinoch laufendenoder

regulär bereits abgelaufenen
Verträgen kann eine Rückab-
wicklung eine geldwerte Alter-
native sein.
Etliche weitere Informatio-

nen sowie ein entsprechender
Musterbrief zum Widerspruch
sind auch auf der Internetseite
der Verbraucherzentrale Ham-
burg unter www.vzhh.de zu fin-
den. vzhh/nd

Reiseversicherungen Teil 2 und Schluss

Tipps für den Krankenschutz
VieleBundesbürgerstartenunvorbereitet indenSommer2015.
Und sind meist unterversichert. Das kann ein teures »Ver-
gnügen« werden. Im ersten Teil (nd-ratgeber Nr. 1209 vom 1.
Juli 2015) ging es um Reiserücktritt-, Reisegepäck- und So-
forthilfeversicherungen. Heute erläutert unser Autor, was bei
der Versicherung des Mietautos und der Reisekrankenversi-
cherung für Senioren zu beachten ist.

Scherzhaft sprechen Experten
von der »Mallorca-Police«. Ge-
meint ist eine Zusatzversiche-
rung auf Mietwagen. Für einen
solchen Vertrag müssen Sie Ih-
ren Urlaub aber nicht auf der
spanischen Ferieninsel ver-
bringen. Das Produkt heißt of-
fiziell »Versicherung für den
Gebrauch fremder, versiche-
rungspflichtiger Fahrzeuge«.

Die Mallorca-Police
Da bei einem Unfall mit einem
gemieteten Fahrzeug im euro-
päischen Ausland normaler-
weise nur eine Mindestversi-
cherungssumme gilt, kann
durch eine Mallorca-Police der
fehlende Schadensbetrag be-
glichen werden. Die zusätzliche
Autohaftpflichtversicherung auf
Mietwagen bietet zumeist eine
Pauschaldeckung von 10 Milli-
onen Euro für Sach- und Per-
sonenschäden. Die Kosten da-
für betragen etwa 20 Euro für
einen Urlaubsmonat. Außer-
halb Europas erfüllt denselben
Zweck eine »Traveller-Police«.
Bei Ihrer eigenen Kfz-Haft-

pflichtversicherung zu Hause
können Sie vor Urlaubsbeginn
nachfragen, ob eine Mallorca-
Police im Versicherungsschutz
schon enthalten ist.
Besitzen Sie eine Kreditkar-

te, fragen Sie gegebenenfalls, ob
über sie eine solche Versiche-
rung besteht. Eine Mallorca-Po-
lice kann auch günstig bei ei-
nem Automobilclub geschlos-
sen werden, etwa beim ge-

werkschaftsnahen ACE.
Gerade ältere Zeitgenossen

fahren gerne mit dem eigenen
Pkw. Doch Vorsicht: Wer damit
in anderen Ländern unterwegs
ist, fährt riskant! Sie müssen da-
mit rechnen, dass Schäden
durch einen Unfall wegen einer
geringeren Deckungssumme
oder anderer Schadenersatz-
bestimmungen nicht wie in
Deutschland erstattet werden.
Damit Autobesitzer trotzdem
auf sicher unterwegs sind, bie-
ten deutsche Kfz-Versicherer ei-
ne sogenannte Auslandsscha-
denschutz-Versicherung an. Sie
übernimmt den Schaden so, als
ob der Unfallgegner mit seinem
Auto in Deutschland haft-
pflichtversichert wäre.

Krankenschutz für Senioren
Eine Reisekrankenversicherung
kann für Reisen ins Ausland in
jedem Alter sinnvoll sein. Sie
übernimmt im Ernstfall Be-
handlungskosten, für die die
gesetzliche Kasse nur teilweise
oder überhaupt nicht auf-
kommt, und sie übernimmt oft-
mals die Kosten für einen Rück-
transport in die Heimat.
Kommt die Kundschaft in die

Jahre, schlagen viele Reise-
krankenversicherungen zu: Ei-
ne Stichprobe der Verbrau-
cherzentrale Nordrhein-West-
falen bei einem Dutzend von
Anbietern zeigt, es drohen mas-
sive Beitragserhöhungen beim
wichtigen Auslandsschutz. Die
Policen, die oft schon für unter

zehn Euro pro Jahr zu haben
sind, verteuern sich im Alter
drastisch.
Eine Ausnahme macht die

Debeka. Deren ohnehin günsti-
ge Jahresprämie von 8 Euro gilt
für alle Altersklassen. Anders
die Konkurrenz. Wer sich dem
gesetzlichen Rentenalter nä-
hert, muss mit Aufschlägen
rechnen. Besonders früh schla-
gen die Hallesche und LVM zu.

Ab 60 Jahre verdoppelt sich der
Jahresbeitrag bei der LVM von
9 auf 18 Euro. Die Hallesche
verordnet gar eine Steigerung
von 12,50 auf 48 Euro. Jeweils
60 Euro sind es für 65-Jährige
bei R+V Versicherung (zuvor
13,50 Euro) und Signal Iduna
(11 Euro) – eine Erhöhung um
über 500 Prozent! Am wenigs-
ten Rücksicht nimmt die Euro-
päische Reiseversicherung
(ERV). Ihr Tarif ohne Selbstbe-
halt schießtmal eben von 18 auf
satte 71 Euro hoch.
Das Gros der Branche kas-

siert den Zusatz-Obolus ab 65
oder 70 Jahre. Wichtig zu wis-
sen: Die Gesellschaften müssen
ihre Kundschaft nach dem Ge-
setz nicht(!) vorwarnen. Be-

troffen davon sind Verträge, die
sich jährlich automatisch ver-
längern. Auch gibt es in der Re-
gel in einem solchen Fall kein
Sonderkündigungsrecht.
Ärgerlich für Neukunden:

Zwei Gesellschaften zeigen be-
sonders wenig Interesse an be-
tagten Interessenten. So will die
LVM neue Kunden ab 75 Jahre
nur aufnehmen, wenn sie ein
Gesundheitszeugnis ihres
Hausarztes vorlegen können.
Noch härter siebt die Nürnber-
ger Versicherung: Verbraucher
über 70 hatten keine Chance,

einen Vertrag zu erhalten.
Ältere Menschen sollten da-

her auf Beiträge und Leistun-
gen ihrer Reisepolice blicken.
Wer heftige Preissprünge ent-
deckt, sollte einen Anbieter-
wechsel erwägen. Nicht ver-
gessen werden sollte auch ein
Vergleich der abgedeckten Leis-
tungen. Die Meisten sind laut
Stiftung Warentest zufrieden.
Damit das so bleibt, sollten

Sie im Schadensfall so schnell
wie möglich den Reiseversi-
cherer über seine Notrufnum-
mer kontaktieren. Dort erfah-
ren Sie, wie Sie sich verhalten
sollten. Sonst könnte Ihnen das
eigenmächtige Umbuchen eines
Fluges teuer zu stehen kom-
men. Hermannus Pfeiffer

Sicher im Mietwagen im europäischen Ausland unterwegs – mit der
Mallorca-Police Foto: dpa/ADAC Jochen Tack

Kfz-Versicherer

Umsichtiges
Fahren soll
belohnt werden
Deutschlands größter Auto-
versicherer HUK-Coburg will
sogenannte Telematik-Tarife
einführen – und umsichtige
Fahrer damit belohnen.

Wer umsichtig fährt, spart: In ei-
ner ersten Autoversicherung soll
sich die persönliche Fahrweise
künftig auf den Tarif auswirken.
Deutschlands größter Autover-
sicherer HUK-Coburg erprobt
Telematik-Tarife, die umsichtige
Fahrer belohnen sollen.
Das System sieht vor, dass Ge-

räte die Geschwindigkeit und das
Brems- und Beschleunigungs-
verhalten von Autofahrern er-
fassen und Routen aufzeichnen.
Falls der Versicherer das Fahr-
verhalten positiv einschätzt, sol-
len die Beiträge sinken.
Derzeit laufe die Testphase,

sagte eine Unternehmensspre-
cherin. Danach wolle man die
Tarife einführen. Einen genauen
Zeitpunkt nannte sie nicht.
Mit mehr als zehn Millionen

versicherten Fahrzeugen ist die
HUK-Coburg der größte Auto-
versicherer in Deutschland. Die
Allianz als Nummer zwei im
Markt beobachte die Entwick-
lung intensiv, so ein  Unter-
nehmenssprecher. Vorerst wolle
der Münchner Konzern aber kei-
nenentsprechendenTarifaufden
Markt bringen und abwarten. 
Die Pläne der HUK-Coburg

dürften auch von kleineren Kon-
kurrenten aufmerksam verfolgt
werden: Denn in der Autoversi-
cherung herrscht seit Jahren ein
massiver Preiskampf, der von
Vergleichsportalen im Internet
weiter angeheizt wird. Schon ge-
ringfügige Preisunterschiede
können daher für die Anbieter
entscheidend sein. dpa/nd

Privathaftpflichtversicherung

Missgeschicke der Kleinen
Kinder unter 7 Jahren haften
laut Gesetz nicht für die von ih-
nen angerichteten Schäden.
Eine Privathaftpflichtversi-
cherung kann auch für solche
Fälle einen Schutz bieten.

Bernd Kaiser, Versicherungsex-
perte bei CosmosDirekt, erklärt,
worauf gerade Eltern mit klei-
nen Kindern beim Versiche-
rungsschutz achten sollten. Ge-
rade für Eltern mit kleinen Kin-
dern ist eswichtig zuwissen, dass
Kinder unter 7 Jahren (im flie-
ßenden Straßenverkehr unter 10
Jahren) laut Gesetz (§ 828 BGB)
deliktunfähig sind und somit
grundsätzlich nicht für die von

ihnen angerichteten Schäden
haften. Rein juristisch müssten
Eltern demnach einen Schaden
(wie zerbrochene Scheibe) nicht
ersetzen, es sei denn, sie haben
ihre Aufsichtspflicht verletzt.
Moralisch fühlen sich aber die

meisten Eltern zum Schadener-
satz verpflichtet, zumal Kinder
die Schäden oft im persönlichen
Umfeld anrichten. Um das Ver-
hältnis zu Verwandten, Freun-
den und Nachbarn nicht zu trü-
ben, empfiehlt sich der Ab-
schluss einer Privathaftpflicht-
versicherung mit einer Kinder-
schutzklausel. Diese leistet, oh-
ne die Frage der Aufsichtspflicht
zu prüfen. CosmosDirekt/nd
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BGH bestätigt seine Rechtsprechung zu illegalen Musikdownloads

Keine schärfere Beweislast für Musikindustrie
Eltern kennen das Problem:
Ihre Kinder surfen im Inter-
net und laden illegalMusik he-
runter. Daraufhin werden die
Eltern von der Musikindustrie
zur Kasse gebeten, und zwar
mit erheblichen Forderungen.

Einmal mehr beschäftigte sich
der Bundesgerichtshof (BGH) in
Karlsruhe mit diesem Problem
und bestätigte in drei Urteilen
vom 11. Juni 2015 (Az. I ZR 19/14,
Az. I ZR 21/14 und Az. I ZR 75/14)
seine Rechtsprechung zum
Schadenersatz für illegale Mu-
sikdownloads im Internet. For-
derungen von beklagten Eltern
nach einer strengeren Beweis-
last für die Musikindustrie wies
das Gericht in den drei verkün-
deten Urteilen zurück.
Demnach muss in einem der

Fälle eine Mutter 3000 Euro
Schadenersatz sowie Abmahn-
kosten zahlen, weil ihre Toch-
ter Musiktitel illegal aus dem
Internet mit einem Tauschbör-
senprogramm heruntergeladen
hatte.
Der BGH verwies dazu auf

sein sogenanntes Morpheus-
Urteil von 2012, wonach Eltern
nur dann nicht haften müssen,
wenn sie ihre Kinder ausdrück-
lich darüber belehrt haben, dass
solche Musikdownloads illegal
sind. Weil die Frau dies der Vor-
instanz zufolge nicht getan hat-

te und damit ihre Aufsichts-
pflicht verletzte, muss sie nun
für den Schaden haften.
Das Gericht bestätigte damit

auch, dass die Musikindustrie
eine Lizenzgebühr von je 200
Euro für jeden illegal genutzten
Musiktitel berechnen darf, so-
lange sich die Zahl der illegal
genutzten Titel in einem »über-
schaubaren Rahmen« bewegt.
In einem der anderen Fälle

hatte der Vater, der auch An-
schlussinhaber war, angege-
ben, dass weder sein Sohn noch
seien Ehefrau die Möglichkeit
gehabt hätten, ein Tauschbör-
senprogramm auf den Compu-
ter zu laden. Zudem habe sein

Sohn das Passwort für den
Rechner nicht gekannt.
In solchen Konstellation dür-

fen Gerichte laut Bundesge-
richtshof jedoch aufgrund der
Lebenserfahrung dann davon
ausgehen, dass der Abschluss-
inhaber auch der Täter ist. Es
liege dann am Beklagten, die-
sen sogenannten Anscheinsbe-
weis zu entkräften und etwa
darzulegen, dass Nachbarn oder
andere Personen im fraglichen
Zeitpunkt Zugriff auf den Rech-
ner hatten.
Den Urteilen zufolge ist auch

das Verfahren, mit dem die
Netzanschlüsse der Beklagten,
die sogenannten IP-Adressen,

ermittelt wurden, nicht zu be-
anstanden. Dass es bei solchen
Ermittlungen der Internetpro-
vider theoretisch zu Fehlern
kommen könne, spreche zu-
nächst nicht gegen die Beweis-
kraft der Ermittlungsergebnis-
se.
Nach Angaben von Fachan-

wälten nimmt die Zahl der Ab-
mahnungen wegen illegaler
Musik- oder Filmdownloads
wieder stark zu. Allein die An-
wälte des Portals Abmahnhel-
fer vertreten nach eigenen An-
gaben im Jahr bis zu 10 000 Be-
troffene.
Der Berliner Rechtsanwalt

Johannes von Rüden, der hin-
ter dem Abmahnhelfer-Portal
steht, appellierte am Rand der
Verhandlung eindringlich an
alle Eltern, ihre Kinder unbe-
dingt über das illegale Herun-
terladen von Musiktiteln oder
Filmen zu belehren. Nur dann
seien Eltern vor Schadener-
satzforderungen der Musikin-
dustrie geschützt.
Der BGH hatte 2012 ent-

schieden, dass Eltern für den il-
legalen Musiktausch grund-
sätzlich nicht haften, wenn sie
ihr minderjähriges Kind zuvor
ausreichend über solch verbo-
tenes Tun belehrt haben. Seit
2014 gilt dies auch für erwach-
sene Kinder, die noch bei den
Eltern leben. AFP/nd

Illegale Musikdownloads haben fatale Folgen. Foto: dpa/Oliver Berg

Wenn das Paket
verloren geht ...
Die Briefträger und Pa-
ketzusteller der Deut-
schen Post streiken noch
immer. Sollten während
des Streiks Pakete oder
Briefe verloren gehen,
haftet die Post allerdings
nicht immer.

Darauf weist die Deutsche
Anwaltauskunft (DAV) hin.
Denn für eine mögliche
Haftung ist maßgeblich, ob
es sich um eine versicherte
oder eine unversicherte
Sendung handelt.
Bei versicherten Paket-

sendungen haftet das Un-
ternehmen, in diesem Fall
die DHL. Bei einem Stan-
dardpaket liegt die Haf-
tungssumme bei bis zu 500
Euro, je nach Wert des Pa-
ketinhalts.
»Sollte ein Nachfor-

schungsauftrag nach dem
verlorenen, versicherten
Paket erfolglos bleiben,
kann der Wert der Sen-
dung anschließend geltend
gemacht werden«, erklärt

dazu Rechtsanwalt Swen
Walentowski, Sprecher der
Deutschen Anwaltaus-
kunft. Meist müsse der In-
halt der Sendung dann ge-
nau beschrieben, mitunter
auch die Kassenbons der
Ware vorgezeigt werden.
Wenn kostbare Ge-

schenke versendet werden,
bieten Paketdienstleister
gegen einen höheren Auf-
preis eine höhere Haf-
tungssumme an. Bargeld,
Schmuck oder wertvolle
Münzen sind darüber al-
lerdings nicht versichert.
Hier sollten sich Verbrau-
cher vorab informieren.
Wenn unversicherte

Päckchen versandt wer-
den, haftet die Post in der
Regel nicht, da sich darü-
ber meist nicht nachver-
folgen lässt, an welcher
Stelle das Päckchen verlo-
ren gegangen ist. DAV/nd

Für Haftung bei Paketverlust
ist maßgeblich, ob das Paket
versichert oder unversichert
war. Foto: dpa/Sebastian Kahnert

Leserfrage

Wenn Reisepass abgelaufen ist?
Ich habe gehört, dass man
trotz abgelaufenem Reise-
pass insAusland fliegenkann.
Stimmt das? Was für ein Do-
kument brauche ich dann?

Thomas E., Leipzig

Auskunft gibt Birgit Dreyer, Rei-
seexpertin der ERV Europäische
Reiseversicherung:
In vielen Fällen können Sie
kurzfristig einen Ersatzausweis
besorgen. Für Reisen inner-
halb der EU, wo ein Personal-
ausweis reicht, benötigen Sie
dann einen sogenannten Rei-
seausweis als Passersatz. Wen-
den Sie sich dazu an das Flug-
hafenbüro der Bundespolizei.
Neben den EU-Mitglied-

staaten erkennen zum Beispiel
auch die Schweiz,Monaco oder
Norwegen das Dokument an.
Sie können den Ausweis sogar
schon im Vorfeld über die In-
ternetseite der Bundespolizei
(www.bundespolizei.de) be-
stellen und dann am Flugha-
fen vor Ihrem Abflug abholen.
Soll die Flugreise hingegen

in ein Land führen, das einen

Reisepass verlangt, ist ein vor-
läufiger Reisepass nötig. Die-
sen stellt das Einwohnermel-
de- oder Bürgeramt nach Vor-
lage Ihrer Reiseunterlagen und
eines aktuellen Passbildes so-
fort aus.
Wichtig: Die USA erkennen

den vorläufigenReisepass nicht
an! Hier benötigen Sie einen
sogenannten Express-Reise-
pass, den Sie ebenfalls beim
Einwohnermelde- oder Bür-
geramt erhalten. Das kann al-
lerdings mehrere Werktage
dauern. ERV/nd

Reisepass ungültig – und was tut
man nun? Foto: dpa/Christoph Schmidt

Reiserecht: Urteil des BGH bei Flugvorverlegung

Eine Entschädigung ist möglich
Gibt es für Reisende eine Ent-
schädigung,wennihrFlugum
mehrere Stunden vorverlegt
wird? Damit befasste sich der
Bundesgerichtshof (BGH).
Die Vorinstanzen hatten die
Klage abgewiesen mit Hin-
weis, dass die Vorverlegung
keine Annullierung oder
deutliche Verspätung sei.

DerBGHentschiedam9.uni2015
(Az. X ZR 59/14): Bei der Vor-
verlegung eines Fluges um
mehrere Stunden können Rei-
sende unter Umständen eine fi-
nanzielle Entschädigung gel-
tend machen.
Geklagt hatte ein Paar, das

einen Urlaub auf Fuerteventu-
ra gebucht hatte. Weil der
Rückflug um mehrere Stunden
vorverlegt worden war, ver-
langte das Paar vom Ferien-
flieger Tuifly je 400 Euro Ent-
schädigung. Die Vorverlegung
sei eine Annullierung oder ei-
ne deutliche Verspätung, die zu
einer Entschädigung berech-
tigten, so die Kläger.
Da Tuifly nach der mündli-

chen Verhandlung vor dem
BGH die Forderung der Kläger
überraschend anerkannte und
zahlen will, kam es zu keinem
Urteilsspruch über die eigent-
liche Frage. Nach einer vor-
läufigen Bewertung des Sach-
verhalts könne eine »mehr als
nur geringfügige Vorverle-
gung« unter bestimmten Vo-
raussetzungen jedoch einer
Annullierung gleichkommen,
gab der BGH bekannt.
Diese Bewertung ist recht-

lich zwar nicht bindend, hat für
untere Instanzen jedoch Sig-
nalwirkung.DennderSenathat
deutlich gemacht, wie er in
weiteren gleich gelagerten Fäl-
len entscheiden würde. Da-
nach gilt ein Flug dann als an-
nulliert, wenn das Unterneh-
men seine »ursprüngliche Flug-
planung endgültig aufgibt,
auch wenn die Passagiere auf
einen anderen Flug verlegt
werden. Die ursprüngliche
Flugplanung wird auch dann
aufgegeben, wenn ein Flug um
mehrere Stunden »vorverlegt«
werde, so der BGH. dpa/nd


